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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss 
 
 
1. die Anregungen aus der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB parallel zur öffent-

lichen Auslegung wie folgt abzuhandeln: 
 

Die im Rahmen der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange vorgebrach-

ten, bebauungsplan- und umweltrelevanten Stellungnahmen werden wie folgt berücksich-

tigt: 

 
1.1 Schreiben des BUND vom 15.02.2019: 
 

1. Es wird der Hinweis gegeben, dass die bereits vorgetragenen Bedenken und Anre-
gungen insbesondere hinsichtlich Hitzeinseln, Kaltluftoasen und Frischluftschneisen 
nicht gewürdigt wurden.  

 
2.  Es wird darauf hingewiesen, dass die Bekanntmachung vom 21.12.2018 einen un-

zulässigen Verweis auf § 47 VwGO enthält.  
 
3.  Es wird darauf hingewiesen, dass das im Schallgutachten erwähnte Vorgutachten 

„TAC 347-06“ sowie die in den Gutachten erwähnten DIN-Normen und Richtlinien 
nicht mit offengelegt wurden und dies einen Fehler in der Offenlage darstellt.  

 
4. Es wird der Hinweis gegeben, dass die Aussagen zur Erreichbarkeit der Tiefgara-

genzufahrt in den Planungsunterlagen und Fachgutachten widersprüchlich sind und 
inhaltliche Fehler aufweisen. Es wird angeregt, die geplante Tiefgaragenzufahrt 
ausschließlich über die Niedenstraße zuzulassen und eine mögliche Zufahrtsoption 
der Tiefgarage über die Forststraße ersatzlos aus den Planungsunterlagen zu strei-
chen.  

 
5.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetz-

te, mit „TGa“ gekennzeichnete Tiefgaragenfläche lediglich über die Forststraße er-
reichbar sei. Es wird der Hinweis gegeben, dass aufgrund der vorhandenen Müll-
container an der bestehenden Hallennordseite sowie der erforderlichen Wenderadi-
en für Lkw eine Zufahrt der Tiefgarage über die Forststraße technisch nicht möglich 
ist.  

 
6.  Es wird darauf hingewiesen, dass die Festlegung von Emissionskontingenten in 

Gewerbegebieten gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 
vom 07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) unzulässig ist, sofern nicht mindestens ein weite-
res Teilgebiet vorhanden ist, in dem keine Emissionsbeschränkungen existieren 
bzw. dort alle Nutzungen im Sinne des § 8 BauNVO möglich sind. 

 
7.  Es wird der Hinweis gegeben, dass gemäß Lärmaktionsplan der Stadt Hilden der 

Schutz von Ruhe zu berücksichtigen ist. Es wird gefordert, den Lärmaktionsplan im 
Schallgutachten zum Bebauungsplan zu berücksichtigen. Es wird der Hinweis ge-
geben, dass gemäß des Lärmaktionsplanes Pegel von 55 bis 65 dB(A) im 24-
Stunden-Zeitraum dargestellt werden und somit die Orientierungswerte überschrit-
ten sind. 

 
8.  Es wird angeregt, in Schallgutachten grundsätzlich aktuelle Messungen zu verwen-

den, um transparente und überprüfbare Schallgutachten zu erhalten. 
 
9.  Es wird der Hinweis gegeben, dass hinsichtlich der Verkehrsstärken der umliegen-

den Straßenabschnitte in verschiedenen Gutachten unterschiedliche Verkehrsmen-
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gen vorliegen (z.B. TAC von 2005 und 2013, Grasy & Zanolly von 2008, Büro Stadt-
verkehr von 2012). Es wird darauf hingewiesen, die Wahl der für das Schallgutach-
ten des Bebauungsplanverfahrens zugrunde gelegten Verkehrsmengen zu begrün-
den. Es wird angeregt, vorliegende Zahlen im nördlichen Bereich der Nieden- und 
Forststraße für das vorliegende Schallgutachten nicht zu verwenden. 

 
10.  Es wird der Hinweis gegeben, dass das Schallgutachten mit der Fa. Wirzius eine er-

hebliche Schallquelle im Umfeld als relevante Berechnungsgrundlage zugrunde legt, 
obwohl der Betrieb nicht mehr existiert. Stattdessen wird das Areal durch den LKW- 
Gebrauchtwagenhandel genutzt.  

 
11.  Es wird angeregt, den Lärm, der durch den Müllabwurf in die Container verursacht 

wird, zu berücksichtigen. 
 
12.  Es wird der Hinweis gegeben, im Schallgutachten die Emissionen der Fa. 3M zu be-

rücksichtigen. 
 
13.  Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten für die geplanten Gebäude ei-

ne maximale Gesamthöhe von 11 m zugrunde liegt, für den nördlichen Neubau im 
GE 8c jedoch nur eine Gebäudehöhe von 8 m zulässig ist. 

 
14.  Es wird der Hinweis gegeben, dass in den Anhängen K, K2 und M des Schallgut-

achtens keine Aussagen hinsichtlich der Beurteilungspegel für das Teilgebiet GE 8c 
enthalten sind. 

 
15. Es wird erläutert, dass eine ASP und der LBP nicht nur negative Auswirkungen auf 

die Wohnbevölkerung bewerten müssen, sondern der Klärung dienen, inwiefern 
durch den geplanten Eingriff Verbotstatbestände gemäß §44 BNatSchG vorbereitet 
werden und wie diese ggf. zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind.  

 
16.  Es wird auf das Vorhandensein von Buntspechthöhlen als potenzielles Überwinte-

rungshabitat in einer zu überplanenden Pappel hingewiesen. Es wird auf die Fachli-
teratur (Einführung Geschützte Arten in NRW, Dr. Kiel, 2015) hingewiesen, dass 
manche Arten im Herbst und Winter in Höhlenbäumen vorkommen können (z.B. 
Waldfledermaus, Spechte, Eulen, Eremit). Es wird der Hinweis gegeben, dass bei 
Rodung der Pappel eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 44 BNatSchG erforder-
lich ist.  

 
17. Es wird der Hinweis gegeben, dass die grenzständigen Baumbestände nördlich des 

Gewerbegebietes GE 8a mit Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht erhalten 
werden können und folglich in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zusätzlich zu 
berücksichtigen sind. 

 
18. Es wird der Hinweis gegeben, dass die nördlich bestehende Schallschutzwand auf-

grund der Gebäudereflexion keine schallmindernde Wirkung zeigt, insbesondere bei 
den Müllabwurf-Vorgängen in den Container. Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Schallgutachten lediglich die „Abholung der Container“ berücksichtigt werde. Mit 
Umsetzung des Bebauungsplanes wird die Häufigkeit der Müllabwürfe steigen. Es 
wird die Einhausung des Container-Bereichs angeregt. 

 
19.  Es wird der Hinweis gegeben, dass im Plangebiet für die im Schallgutachten ange-

setzten 184 Pkw pro Tag keine ausreichenden Flächen bestehen und dieser Wert 
der Aussage widerspricht, dass der Anteil an Kundenverkehr gering sei. Es wird an-
geregt, die Anzahl der Pkw um 50% zu reduzieren. 

 
20. Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten der Lkw-Verkehr im Vergleich 

zum Bestand zu hoch angesetzt wurde. 
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21. Es wird der Hinweis gegeben, dass die geplante Tiefgarage aufgrund des Flächen-

bedarfs für Zufahrten, Rangier-, Abstell- und Wendeflächen zu klein dimensioniert 
ist.  

 
22. Es wird angeregt, die Bestandsbäume nördlich des Gewerbegebietes GE 8c auch 

zu erhalten sowie die Nordfassade der Planbebauung in diesem Bereich einzugrü-
nen. 

 
23. Es wird darauf verwiesen, dass in den Planunterlagen widersprüchliche Aussagen 

zur Niederschlagswasserbeseitigung enthalten sind. Es wird auf vermehrte Starkre-
genereignisse hingewiesen, daher soll ein Starkregenereignis von 40 je Liter je m² 
und Stunde bei der Entwässerungsplanung berücksichtigt werden. Es wird der Hin-
weis gegeben, dass die Planung eine zusätzliche Versiegelung von etwa 6.100 m² 
ermöglicht. Der Mönchengraben ist bereits im Bestand nicht mehr aufnahmefähig. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Untere Wasserbehörde die Einleitung in die 
öffentliche Kanalisation favorisiert. Es werden Hinweise auf einzuhaltende Abstände 
von Versickerungsanlagen zu Gebäuden gegeben. Aufgrund der festgesetzten 
Grünfläche mit den Baum- und Gehölzbeständen ist eine Versickerungsanlage in 
diesem Bereich nicht möglich. 

 
24.  Es wird der Hinweis gegeben, dass das Grundwasser im Plangebiet etwa 2 bis 3 m 

unter Geländeoberkante ansteht und durch die Umsetzung der geplanten Tiefgara-
ge mit voraussichtlich mehr als 6,0 m Tiefe Auswirkungen auf das Grundwasser zu 
erwarten sind. Dabei wird vermutet, dass zur Umsetzung der Tiefgarage eine 
Grundwasserabsenkung erforderlich ist. Es wird angeregt, den vermeintlichen Ein-
griff in das Grundwasser durch die geplante Tiefgarage in den Planunterlagen auf-
zunehmen, insbesondere auch hinsichtlich der Altlastenverdachtsfläche. 

 
25.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die Beurteilung des Plangebietes im Land-

schaftspflegerischen Fachbeitrag fehlerhaft ist, da darauf abgestellt wird, dass für 
das Plangebiet der rechtskräftige Bebauungsplan besteht und das Plangebiet nach 
§ 30 beurteilt wird. 

 
26.  Es wird der Hinweis gegeben, dass für den Rand der Stadt Hilden ein klimagünsti-

ges Vorstadtklima vorliegt und deshalb aus klimaökologischer Sicht Grünflächen 
ganz oder zumindest teilweise zu erhalten sind.  

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die klimaökologischen Auswirkungen 

wurden bereits im Umweltbericht bewertet. Mit Umsetzung des Bebauungsplanes 
werden im urbanen und anthropogen vorgeprägten Bereich keine erheblichen Aus-
wirkungen in Bezug auf das Schutzgut Klima und Luft festgestellt.  

 
zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist richtig, dass die sog. Präklusion 

mit der Novellierung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom Juni 2017 nicht 
mehr zulässig ist. Bei dem Bekanntmachungstext vom Dezember 2018 handelt es 
sich um einen redaktionellen Fehler. Im Rahmen des in Rede stehenden Beteili-
gungsverfahrens sind keine Stellungnahmen nach Ablauf der Frist eingegangen, 
auch wird sonst kein Gebrauch von der Präklusion gemacht. Die Zulässigkeitsvo-
raussetzungen des Verwaltungsrechtsweges richten sich nicht nach dem Bekannt-
machungstext, sondern gemäß § 47 Abs. 2 VwGO. Ein Verfahrens- oder Formfehler 
wird daher nicht erkannt. Insbesondere mit der erneuten Offenlage gemäß § 4a 
Abs. 3 BauGB kann davon ausgegangen werden, dass der Öffentlichkeit im Verfah-
ren ausreichend Gelegenheit zur Beteiligung gegeben wurde und die Belange, die 
für die Abwägung von Bedeutung sind, ermittelt werden konnten.  
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zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken der BürgerIn werden nicht 
geteilt. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden die Planunterlagen ein-
schließlich der zum Bebauungsplan zugrunde liegenden Fachgutachten sowie auch 
die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes Bezug genommenen außerstaatli-
chen Regelungen vollständig im Rathaus der Stadt Hilden ausgelegt. Zusätzlich ist 
im Bebauungsplan ein Hinweis enthalten, dass die außerstaatlichen Regelungen im 
Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden eingesehen werden können. Auf-
grund des Urheberrechts können DIN-Vorschriften nicht auf der Internetpräsenz der 
Stadt Hilden eingestellt werden.  

 
Das Vorgutachten TAC 347-06 stellt lediglich Sekundärliteratur zum Schallgutachten 
des Bebauungsplanes TAC 3268-18-B dar. Die Auslegung von verwendeten Quel-
len in Gutachten ist in Bebauungsplanverfahren nicht vorgesehen. Die Nachvoll-
ziehbarkeit von umweltrelevanten Informationen des Bebauungsplanes ist dennoch 
gegeben. 
 

zu 4:  Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Aussage, dass die Zufahrt zur Tiefgarage 
von der Forststraße erfolgt, wird zur Klarstellung redaktionell überarbeitet. Es wird 
künftig darauf hingewiesen, dass die Zufahrt zur Tiefgarage über die Forststraße 
grundsätzlich als Option bestehen soll. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann eine 
Zufahrt über die Forststraße nicht kategorisch ausgeschlossen werden bzw. dies 
nicht als unzulässig festgesetzt werden. Gleichwohl ist hierzu im Zuge des Bauge-
nehmigungsverfahrens der schalltechnische Nachweis zu erbringen, dass diese op-
tionale Erschließung ausschließlich unter Einhaltung der verbindlich festgesetzten 
Emissionskontingente möglich ist. Wie bereits in der Begründung des Bebauungs-
planes dargelegt, ist aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der be-
nachbarten Wohnbebauung eine Erschließung des Plangebietes über die Forststra-
ße nur sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaß-
nahmen möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-Umfahrt um die bestehende 
Halle ist ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht möglich.  

 
 In den schalltechnischen Berechnungsmodellen des Schallgutachtens ist aus-

schließlich die Zufahrt der Tiefgarage über die Niedenstraße berücksichtigt. Etwaige 
Widersprüche in den Textteilen des Schallgutachtens beruhen leider auf redaktio-
nellen Fehlern. Die gegenständliche Situation ist in der Begründung sowie im Um-
weltbericht zum Bebauungsplan korrekt wiedergegeben.  

 
zu 5: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Errichtung von Tiefgaragen ist innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sowie in den mit „TGa“ gekenn-
zeichneten Flächen zulässig. Die Andienung der geplanten Tiefgarage ist folglich 
nicht ausschließlich über die Forststraße zu erreichen; auch über die Niedenstraße 
und die anschließenden Grundstücksflächen ist die Zufahrt möglich.  

 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens wird davon ausgegangen, dass die Zu-
fahrt der geplanten Tiefgarage über die Niedenstraße erfolgt, somit ist die techni-
sche Realisierungsfähigkeit einer Lkw-Zufahrt über die Forststraße spekulativ. Etwa-
ige Schleppkurvennachweise oder Fahrgassenbreiten wären in einem solchen Fall 
im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 

 
zu 6: Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß dem genannten Urteil sind Gewerbegebie-

te ohne Emissionskontingentierung nicht innerhalb des Geltungsbereichs der jewei-
ligen Bebauungspläne nachzuweisen. Maßgeblich ist, dass im gesamten Stadtge-
biet der plangebenden Kommune Flächen bestehen, die das Nutzungsspektrums 
gemäß § 8 BauNVO planungsrechtlich zulassen. Dies ist in Hilden der Fall; es be-
stehen ausreichende Gewerbe- und Industriegebiete, in denen Gewerbebetriebe al-
ler Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9 Abs. 1 und 2 BauNVO) zulässig sind.  
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An der getroffenen Festsetzung zur Geräuschkontingentierung wird daher weiter 
festgehalten. Insbesondere dient die Festsetzung dem Schutz der umliegenden 
Wohnbevölkerung. 

 
zu 7: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Lärmaktionspläne der Kommunen werden auf 

Grundlage der Umgebungslärm-Richtlinie nach EU-Recht erstellt. Ziel von Lärmakti-
onsplänen ist es, innerhalb der Kommune Lärmschwerpunkte oberhalb der Schwelle 
zur Gesundheitsgefährdung aus Straßenverkehrslärm festzustellen und wenn mög-
lich gesamtstädtische Minderungsmaßnahmen in Form von z.B. verkehrsrechtlichen 
Anordnungen (u.a. Geschwindigkeitsbeschränkungen) oder Anreizen zum Umwelt-
verbund vorzuschlagen. Das in der Umgebungslärmrichtlinie genannte Ziel „Schutz 
von Ruhe“ bezieht sich auf sog. „ruhige Gebiete“, in denen im Bestand Pegel von 
unter 50 dB(A) festgestellt werden können. Für innerstädtisch integrierte Lagen sind 
ruhige Gebiete im Sinne der Umgebungslärmrichtlinie meist nicht anzutreffen. Die 
Lärmaktionsplanung ist ein mehrstufiger und kontinuierlicher Prozess, der mit den 
o.g. Maßnahmenpaketen langfristig das Ziel hat, großflächige Betroffenheiten auch 
unterhalb der Gesundheitsgefährdung vor Schalleintrag zu schützen. 

 
Dennoch werden die Grundzüge des Lärmaktionsplanes („Schutz der Bevölkerung 
vor Lärm“) berücksichtigt. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauGB i.V.m. der Betrachtung der umweltbezogenen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB zu berücksichtigen. Dazu ge-
hört insbesondere der Immissionsschutz. Vornehmliches Ziel des Bebauungsplanes 
ist es jedoch nicht, wie beim Lärmaktionsplan, den Schutz der bestehenden Wohn-
bevölkerung vor vorhandenen Lärmquellen zu gewährleisten, sondern den Nach-
weis zu erbringen, dass durch die Planung keine wesentlichen negativen Auswir-
kungen auf das bestehende Wohnumfeld ausgelöst werden. Im Übrigen kann davon 
ausgegangen werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes ein positiver Ef-
fekt durch die schallabschirmende Wirkung der geplanten Bebauung hinsichtlich des 
Straßenverkehrslärms (und auch des Gewerbelärms von 3M) auf die bestehende 
Wohnbebauung einhergeht. 
 
Maßgeblich für die Bewertung der Schallsituation in der Bauleitplanung ist nach na-
tionalem Recht u.a. die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. Die Berechnungs- 
und Bewertungsgrundlagen der DIN 18005 und der Umgebungslärm-Richtlinie sind 
im Übrigen nicht vergleichbar (u.a. aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungszeit-
räume); die Umgebungslärmkarten sind in Bauleitplanverfahren nicht anzuwenden. 
Auf Grundlage der DIN 18005 wurden für das Bebauungsplanverfahren die Beurtei-
lungspegel durch den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärm ermittelt und 
festgestellt, dass die Orientierungswerte für Gewerbegebiete unterschritten werden 
und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der 
geplanten Bebauung vorzusehen sind.  
 
Mit der Ermittlung von anlagenbezogenen Lärmemissionen auf die umliegende 
Nachbarschaft nach TA Lärm wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die 
Planung mehrfach angepasst und optimiert. So wurde u.a. von der ursprünglich ge-
planten Tiefgaragen- bzw. Hallenzufahrt über die Forststraße aus Schallschutzgrün-
den Abstand genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens konnte umfang-
reich nachgewiesen werden, dass mit der Umsetzung des Bebauungsplanes keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen auf die umliegende Wohnbevölkerung zu er-
warten sind und folglich den Vorschriften des Baugesetzbuches sowie der nationa-
len Fachgesetze zum Immissionsschutz Rechnung getragen wurde.  

 
zu 8: Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Verpflichtung zu Messungen im Rahmen von 

Schallgutachten besteht nicht. Für den Bebauungsplan wurden die schalltechni-
schen Berechnungen auf Grundlage der einschlägigen Richtlinien durchgeführt. Be-
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rechnungsmodelle stellen für die Stadt Hilden im Rahmen der Bauleitplanung eine 
fachlich verlässlichere Untersuchungsmethode dar. 

 
 Tatsächlich sind Schallgutachten oftmals schwer verständlich, da vielschichtige und 

zahlreiche Fachgesetze und Richtlinien zum Schallschutz zur Anwendung kommen. 
Hinzu kommen dann noch Berechnungsgrundlagen aus der Verkehrsplanung (z.B. 
RLS 90). Die Stadt Hilden ist jedoch bemüht, im Rahmen ihrer kommunalen Aufga-
ben die Prozesse der Bauleitplanung transparent zu kommunizieren. Dies erfolgt 
u.a. im unmittelbaren Austausch mit der Öffentlichkeit im Rahmen von Bürgerinfor-
mationsveranstaltungen oder im Rahmen der Sprechzeiten des Planungs- und 
Vermessungsamtes.  

 
zu 9: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde lie-

genden Verkehrsmengen werden im Schallgutachten, Kapitel 8.3.1 erläutert; die 
Zahlen basieren auf eigenen Verkehrszählungen der Stadt Hilden aus unterschiedli-
chen Jahren. Die Wahl der jeweils zugrunde gelegten Zahlen erfolgte durch die 
Stadt Hilden, dabei wurden Zählstellen im Nahbereich des Plangebietes sowie je-
weils die ungünstigeren Verkehrsstärken angesetzt. Zählstellen im Bereich der Hül-
senstraße wurden nicht berücksichtigt (z.B. Grasy & Zanolli). Die vorliegenden Ver-
kehrsstärken wurden konservativ mit einer allgemeinen Verkehrssteigerung von 1 % 
pro Jahr hochgerechnet. Damit liegen die zugrunde gelegten Werte teils höher als 
aktuellere Verkehrszahlen.  

 
zu 10: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten berücksichtigt die 

bauordnungsrechtlich zulässige Nutzung am genannten Standort. Die Berücksichti-
gung der Fa. Wirzius bzw. ihrer Nachfolgenutzung, die ebenfalls Schwerlastverkehr 
erzeugt, erfolgt somit als konservative Worst-Case-Betrachtung, sodass der hier 
bauordnungsrechtlich mögliche und maximal zulässige Schallleistungspegel für die 
fachgerechte Berechnung der ermittelten Lärmkontingente zugrunde liegt. Eine Re-
duzierung der Emissionen außerhalb des Plangebietes würde bei einer Neuberech-
nung der Kontingente dazu führen, dass die geplante Nutzung im Plangebiet größe-
re Emissionen verursachen darf. Die konservative Annahme erfolgt somit zum 
Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. Auf Ebene des Bebauungsplanes ist 
daher in diesem Fall der Status Quo nicht zu berücksichtigen.  

 
zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfah-

rens kann eine sinnvolle Prognose der künftigen Nutzungsintensität der Müllcontai-
ner nicht erfolgen. Daher wurden im Schallgutachten zunächst die heute bekannten 
Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus dem Gutachten TAC 1450-12 übernom-
men. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann dennoch mit der Festsetzung von 
Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit den auf das Wohnumfeld ein-
wirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten 
keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Die anlagenbezoge-
nen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenutzung (einschließlich der Abwurf-
Vorgänge) sind im Rahmen der Baugenehmigung zu untersuchen und ein entspre-
chender Schallschutznachweis gemäß TA Lärm zu erbringen. 

 
zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Schallgutachten erfolgte bereits eine 

zusätzliche Berücksichtigung der Geräuschemissionen der Firma 3M als Vorbelas-
tung unter Berücksichtigung eines immissionswirksamen Schallleistungspegels für 
den Bestand sowie für eine eventuelle Reservefläche der Firma 3M. 

 
zu 13: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dem Schallgutachten (u.a. Anhang C) 

kann entnommen werden, dass das gegenständliche Plangebäude im schalltechni-
schen Berechnungsmodell nicht enthalten ist, da das Gebäude aus schalltechni-
scher Sicht (z.B. abschirmende Wirkung) irrelevant ist.  
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zu 14: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die besagten Anhänge K und M des 
Schallgutachtens dienen der Darstellung der Beurteilungspegel in der sog. freien 
Schallausbreitung. Damit kann festgestellt werden, ob die Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Gewerbegebiete von tags 65 dB(A) und nachts 55 dB(A) bzw. bei 
Gewerbelärm nachts 50 dB(A) überschritten werden. Aus den Darstellungen wird 
ersichtlich, dass diese Pegel bereits für die Bereiche unmittelbar entlang der Düs-
seldorfer Straße überwiegend eingehalten werden. Daraus kann abgeleitet werden, 
dass auch für das Teilgebiet GE 8c die Orientierungswerte eingehalten werden kön-
nen und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaßnahmen zum Schutz 
der geplanten Bebauung vor Verkehrslärm oder Gewerbelärm vorzusehen sind.  

 
zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende artenschutzrechtliche 

Prüfung (ASP) dient der Klärung, ob und inwiefern durch den geplanten Eingriff 
Verbotstatbestände gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vorbereitet 
werden und wie diese ggf. zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind. 

  

Nach § 18 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist aufgrund der 
Aufstellung des Bauleitplans über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz 
der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zu entscheiden. Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind in Bauleitplänen, 
bei denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, die Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Der Landschaftspflegeri-
sche Begleitplan bildet die Grundlage der diesbezüglichen Festsetzungen gemäß § 
9 Abs. 1 BauGB. Im Rahmen des vorliegenden Landschaftspflegerischen Fachbei-
trages (LPF) werden die zur Beurteilung des Eingriffes benötigten Informationen be-
reitgestellt und ausgewertet. 

 
zu 16: Der Anregung wird gefolgt. Im nördlichen Bereich des Teilgebietes GE 8c wurden in 

einer ergänzenden Ortsbegehung im Frühjahr 2019 im Rahmen der Artenschutzprü-
fung zwei Bäume mit Buntspechthöhlen festgestellt. Gemäß dem Fachinformations-
system des LANUV kann das Vorhandensein des Juchtenkäfers (Eremit) im Plan-
gebiet ausgeschlossen werden.  

 
Um artenschutzrechtliche Konflikte abschließend ausschließen zu können, werden 
im Bebauungsplan artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen formuliert. Es ist 
bereits ein textlicher Hinweis im Bebauungsplan auf die einzuhaltenden Rodungs-
zeiten gemäß § 39 BNatSchG enthalten. Die Hinweise werden gemäß den Abstim-
mungen mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann ergänzt, sodass 
bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume Maßnahmen zur Risikominimierung 
(artenschutzrechtliche Kontrolle von Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger oder 
Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzusehen sind, 
die durch eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der 
Arbeiten Individuen vorgefunden werden, können diese versorgt und ggf. umgesie-
delt werden. In diesem Fall sind die Verluste an Quartiersangeboten durch das An-
bringen von artenspezifischen Nistkästen im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. 
Die Vorschriften des § 45 Abs. 7 BNatSchG zur Ausnahmegenehmigung bei der Un-
teren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann zur Fällung der Quartierbäume 
bleiben davon unberührt. 
 

zu 17: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im 
Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann erstellt. Die ausgleichspflichtigen 
Bestandsbäume im Plangebiet wurden gemäß Karte 1 des Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrages flächenbezogen mit je 40 m² Grundstücksfläche angesetzt. Die 
Bestandsbäume nördlich des Plangebietes können nach Umsetzung der Planung 
grundsätzlich erhalten werden. Gegebenenfalls werden im Zuge der konkreten Aus-
führungsplanung Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Sofern dennoch einzelne 
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Bäume nördlich des GE 8a entfallen müssten, sind diese ohnehin gemäß der 
Baumschutzsatzung der Stadt Hilden zu ersetzen. Der Eingriff in den Baumbestand 
im Plangebiet ist folglich in der Betrachtung der erforderlichen Kompensationsmaß-
nahmen berücksichtigt. Darüber hinaus sind keine weiteren Eingriffe geplant.  

 
zu 18: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Berechnungsmodell des Schallgut-

achtens wurden Reflexionen sämtlicher Hindernisabschnitte berücksichtigt. Zudem 
ist im östlichen Abschnitt der vorhandenen Lärmschutzwand der Rückbau und die 
Verlängerung der Lärmschutzwand bis zur östlichen Grundstücksgrenze vorgese-
hen, sodass damit der Schalleintrag auf die nördlich angrenzende Wohnbebauung 
reduziert werden kann.  

 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann eine sinnvolle Prognose der künfti-
gen Nutzungsintensität der Müllcontainer nicht erfolgen. Daher wurden im Schall-
gutachten zunächst die heute bekannten Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus 
dem Gutachten TAC 1450-12 übernommen. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann 
dennoch mit der Festsetzung von Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit 
den auf das Wohnumfeld einwirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen 
Lärmimmissionen im Gesamten keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu er-
warten sind. Die anlagenbezogenen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenut-
zung (einschließlich der Abwurf-Vorgänge) sind im Rahmen der Baugenehmigung 
zu untersuchen und ein entsprechender Schallschutznachweis gemäß TA Lärm zu 
erbringen. Weitergehende ggf. erforderliche Maßnahmen (z.B. Einhausungen) kön-
nen im Zuge des Schallschutznachweises im Rahmen der Baugenehmigung zum 
Einsatz kommen. 

 
zu 19: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die zugrunde gelegten 184 Pkw stellen nicht ein-

zelne Stellplätze, sondern Fahrzeugbewegungen („Parkvorgänge“) dar. Gemäß den 
Erläuterungen des Schallgutachtens (S. 34) werden für die 23 vorhandenen Stell-
plätze im Bereich der Forststraße zur Tageszeit 8 Stellplatzwechsel, also 16 Bewe-
gungsvorgänge je Stellplatz in Ansatz gebracht. Die daraus resultierenden 368 Be-
wegungen werden jeweils hälftig auf den Ein- und Ausfahrtsverkehr verteilt. Das 
Gutachten hat im Ergebnis festgestellt, dass mit den angesetzten, konservativen 
Eingangsdaten keine wesentlichen Auswirkungen auf das umliegende Wohnumfeld 
einhergehen. Eine Reduzierung der Eingangsdaten ist daher nicht angebracht.  

 
Auf Ebene des Bebauungsplanes kann zusätzlich mit der Festsetzung von Lärm-
kontingenten sichergestellt werden, dass von den auf das Wohnumfeld einwirken-
den, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

 
zu 20: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde ge-

legten Lkw-Verkehre sind dem Schallgutachten zu entnehmen (S. 31 ff.). Auf Ebene 
des Bebauungsplanes erfolgt auch hier im Schallgutachten eine konservative Prog-
nose der künftigen Lkw-Verkehre. Im Ergebnis des Schallgutachtens konnte festge-
stellt werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes die Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm an allen Immissionsorten eingehalten werden und folglich keine we-
sentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Auch kann mit dem zu erbrin-
genden Schallschutznachweis im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens davon 
ausgegangen werden, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm künftig (bei Be-
kanntsein der konkreten Hochbauplanung) eingehalten werden. 

 
zu 21: Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Bebauungsplan stellt mit den getroffenen Fest-

setzungen den Rahmen für die Umsetzung einer Tiefgarage zur Verfügung und be-
reitet die planungsrechtlichen Voraussetzungen vor. Es wird im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens davon ausgegangen, dass die festgesetzten Flächen für 
Stellplätze und Tiefgaragen für den künftigen Bedarf als ausreichend dimensioniert 
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sind. Eine detaillierte Tiefgaragen- oder Architektenplanung ist nicht Gegenstand 
der städtebaulichen Bauleitplanung. Diesbezügliche Konzeptionen sind im Rahmen 
der Baugenehmigungs- und Ausführungsplanung (Hochbauplanung) zu erbringen. 

 
zu 22:  Der Anregung wird nicht gefolgt. Ziel des Bebauungsplanes ist es, sinnvolle Erweite-

rungsflächen für die bestehenden Gewerbebetriebe zu ermöglichen. Im Rahmen der 
Baufeldfreimachung können zur Umsetzung des Bebauungsplanes nicht alle Be-
standsbäume im Plangebiet erhalten werden. Der Eingriff in den Naturhaushalt wur-
de in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung berücksichtigt und wird über geeignete 
Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen.  

 
Eine Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird im Bebauungsplan nicht aufge-
nommen, da einerseits die lebensfähige Umsetzung an der geplanten Nordfassade 
nicht gewährleistet werden kann und andererseits die ökologische Wertigkeit für den 
kleinen Teilbereich im GE 8c nicht erkannt wird.  

 
zu 23:  Der Anregung wird teilweise gefolgt. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Was-

serbehörde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden Bebauungsplan die Dachnieder-
schlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisati-
on erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; einer ortsnahen 
(künstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlas-
tensituation entgegen. Versickerungsanlagen sind nicht geplant, etwaige Abstände 
von Versickerungsanlagen sind folglich irrelevant. Das Plangebiet ist im General-
entwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt, aufgrund der hydrauli-
schen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer Straße 
und Forststraße ist eine Rückhaltung im Plangebiet erforderlich. Über Details der 
Rückhaltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im Rahmen der jewei-
ligen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren detailliert 
entschieden. Die Aussagen werden im Umweltbericht sowie der Begründung zur 
Klarstellung redaktionell angepasst.  

 
Die Flächen werden an die öffentliche Kanalisation angeschlossen, diese entwäs-
sert im Trennsystem. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. 
Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstraße. Die Besei-
tigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaus-
haltsgesetz. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich davon ausge-
gangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich ge-
sichert ist. Die konkrete Entwässerungsplanung ist jedoch wie zuvor beschrieben im 
Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Überflu-
tungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maßnahmen 
zur Regenrückhaltung oder Niederschlagswasserbehandlung festgelegt, um etwaige 
Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden.  

 
Die unmittelbar auf den Grünflächen des Plangebietes anfallenden Niederschläge 
können durch –natürliche– Versickerung dem Grundwasser wiederzugeführt werden 
und somit einen positiven Beitrag zum Wasserhaushalt leisten. Dies wird im Um-
weltbericht beschrieben. In den Planunterlagen werden die missverständlich formu-
lierten Textstellen zur Klarstellung angepasst.  

 
zu 24: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der aktiven Grundwassermess-

stelle der Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-Straße (LGD-Nr. 
036460175) sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 031020318) 
wird ein durchschnittlicher Grundwasserstand von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN 
angegeben. Die Geländeoberkante des Plangebietes liegt im Mittel bei etwa 
43 mNHN. Folglich sind Flurabstände von ca. 3 bis 4 m zu erwarten.  
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 Die Annahme zur Umsetzung einer Tiefgarage mit 6 m Tiefe kann auf Ebene des 
Bebauungsplanverfahrens nicht geteilt werden und ist spekulativ. Bei einer lichten 
Durchfahrtshöhe von 3,8 m würde voraussichtlich eine Bautiefe von maximal 4,5 m 
zur Umsetzung kommen. Sollte für die Bauausführung der Tiefgarage eine Trocken-
legung der Baugrube erforderlich werden, ist dies im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. Ein etwaiger, bau-
bedingter und temporärer Eingriff in den Grundwasserkörper ist folglich als gering-
fügig einzuschätzen. Auf Ebene des Bebauungsplanes können daher wesentliche 
negative Auswirkungen auf den Grundwasserkörper nicht erkannt werden. Gleich-
wohl kann je nach Lage und Tiefe der Tiefgarage die Umsetzung einer „weißen 
Wanne“ im Rahmen der Ausführungsplanung notwendig werden. Die Ausführungen 
zum Thema Grundwasser werden redaktionell angepasst.  

 
zu 25: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken des Einwenders werden 

nicht geteilt. In der zitierten Passage wird das bestehende Planungsrecht beschrie-
ben, die dort getätigten Aussagen sind daher korrekt. Die Eingriffs- und Ausgleichs-
bilanzierung erfolgt anhand des ökologischen Wertes im Bestand im Vergleich zum 
ökologischen Wert nach Planung. Das verbleibende Defizit wird durch eine externe 
Ausgleichsmaßnahme kompensiert. 

 
zu 26: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Zielsetzung des vorliegenden Bebauungspla-

nes ist es, das derzeit mindergenutzte Grundstück für eine gewerbliche Nutzung zu 
aktivieren und die Entwicklungsmöglichkeiten der Gewerbebetriebe an diesem 
Standort planungsrechtlich vorzubereiten. Für die in Rede stehenden Flächen be-
steht mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan bereits Baurecht, sodass bereits heu-
te eine Bebauung in Teilen realisiert werden kann. Im Sinne des Baugesetzbuches 
wird zudem der Innenentwicklung der Vorzug vor dem Zugriff auf Außenbereichsflä-
chen gegeben, so dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes wertvolle Bestandtei-
le im Außenbereich geschützt werden können. 

 
Gemäß der beschriebenen Zielsetzung kann die bestehende Grünfläche nicht in 
Gänze erhalten werden. Gleichwohl werden der Baumbestand entlang der Düssel-
dorfer Straße sowie ein Grünstreifen im Bestand planungsrechtlich gesichert.  

 
Die klimaökologischen Auswirkungen wurden bereits im Umweltbericht bewertet. Mit 
Umsetzung des Bebauungsplanes werden im urbanen und anthropogen vorgepräg-
ten Bereich keine erheblichen Auswirkungen in Bezug auf das Schutzgut Klima und 
Luft festgestellt.  

 
 
1.2 Schreiben der PLEDOC GmbH vom 25.02.2019: 
 

1.  Es wird der Hinweis auf vorhandene Kabelschutzrohranlagen der GasLINE GmbH & 
Co. KG entlang der südlichen und östlichen Plangebietsgrenze gegeben. Es ist ein 
Schutzstreifen von beiderseits 1 m der Achse zu berücksichtigen. 

 
2.  Im Bereich der planexternen Kompensationsfläche, Gemarkung Hilden, Flur 15, 

Flurstück 326, verläuft nördlich angrenzend eine Kabelschutzrohranlage. Es wird 
der Hinweis gegeben, dass Bäume, Hecken und tiefwurzelnde Sträucher nur außer-
halb des Schutzstreifenbereichs angepflanzt werden dürfen und das Merkblatt „Be-
rücksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Licht-
wellenleiterkabeln bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungs-
plänen“ der GasLINE GmbH & Co. KG zu berücksichtigen sind. 

 
3. Es wird der Hinweis gegeben, dass wenn Kampfmittel im Plangebiet aufgefunden 

werden, unverzüglich der Versorgungsträger zu informieren ist und sicherzustellen 
ist, dass rechtzeitig vor Aufgrabungen erforderliche Sicherungsmaßnahmen koordi-
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niert werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Für die südlich des Plangebietes verlaufenden 

Versorgungsleitungen ist im Bebauungsplan bereits ein textlicher Hinweis zum er-
forderlichen Abstimmungsbedarf mit den Versorgungsträgern bei Arbeiten und An-
pflanzungen in diesem Bereich enthalten. Der textliche Hinweis wird hinsichtlich der 
östlich verlaufenden Versorgungsleitungen ergänzt. 

 
zu 2:  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umsetzung der planex-

ternen Kompensationsmaßnahmen berücksichtigt. Bei der gegenständlichen Aus-
gleichsfläche handelt es sich um ein städtisches Grundstück, das im Flächenpool 
des Ökokontos der Stadt Hilden verzeichnet ist. Das Flurstück 326 in der Flur 15 
Gemarkung Hilden liegt südlich des Itterbachs zwischen der Straße „An den Göl-
den“ im Westen und der Bahntrasse Düsseldorf-Leverkusen im Osten. Im Rahmen 
der Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen werden die Vorgaben des Versor-
gungsträgers berücksichtigt.  

 
zu 3:  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  Der Hinweis ist nicht unmittelbar Ge-

genstand des Bebauungsplanverfahrens. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass im Falle von möglichen Kampfmittelfunden (Havarie-Fall) der zuständige 
Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Düsseldorf die unmittelbar be-
troffenen Versorgungsträger verständigt.  

 
 
 

1.3 Schreiben der Industrie und Handelskammer zu Düsseldorf vom 27.02.2019: 
 

Es wird der Hinweis gegeben, dass den Anregungen aus der Stellungnahme vom 
05.12.2017 gefolgt wurde und keine weiteren Anregungen oder Einwende bestehen. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

1.4 Schreiben der Kreis Mettmann vom 18.03.2019: 
 

1. Untere Wasserbehörde: 
Es wird der Hinweis gegeben, dass das Plangebiet sich gemäß der Hochwasser-
Gefahrenkarte und der Hochwasser-Risikokarte der Bezirksregierung Düsseldorf für 
die Itter im Bereich eines HQextrem befindet  
 

2.  Die Möglichkeit der geplanten Versickerung des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers ist im Vorfeld durch entsprechende Untersuchungen zu ermitteln. 
Hierbei sind u.a. die Altlastensituation sowie die Qualität des Niederschlagwassers 
zu beachten.  

 
3.  Untere Immissionsschutzbehörde: 

Es werden aus Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutzes keine Bedenken 
vorgetragen.  

 
4.  Altlasten: 

Im Plangebiet befinden sich Flächen, die im „Altlastenkataster“ des Kreises Mett-
mann verzeichnet sind. Das Flurstück 313, welches mit einer LKW-Tiefgarage über-
plant wird, ist Bestandteil der Fläche mit der Nummer 35369/4 Hi „Umgebung Fa. 
Radenberg und Fa. Herzog“, welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit 
der Altlastenklasse 2 „keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ verzeichnet ist. Bei 
Umsetzung des Bebauungsplanes sollten gutachterliche Untersuchungen zur 
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Schadstoffsituation durchgeführt werden. Es wird empfohlen, im Vorfeld eine orien-
tierende Altlastenuntersuchung für den Bereich durchzuführen, da weiterhin ein Ein-
trag von LCKW in das Grundwasser vermutet wird. Die Auswirkungen und Prüfer-
gebnisse könne man ohne weitere Datengrundlagen nicht prognostizieren. 
 

5. Es wird der Hinweis gegeben, dass im Bereich der Firma mc² (direkt angrenzend 
zum Flurstück 313) zwei Grundwassermessstellen existieren, die Bestandteil des 
regelmäßigen Monitorings des Kreises Mettmann zur Erfassung der LCKW-
Grundwasserbelastung Hilden-Benrath sind. Bei einer Überplanung sind die Grund-
wassermessstellen adäquat zu ersetzen. 

 
6. Untere Naturschutzbehörde (UNB): 
 
Umweltprüfung/ Eingriffsregelung:  

Die Anregungen der UNB vom 05.12.2017 zum Landschaftspflegerischen Fachbei-
trag wurden berücksichtigt. Es liegt ein Kompensationsdefizit von 1.834 Punkten 
vor, welches durch Maßnahmen aus dem Ökokonto der Stadt Hilden ausgeglichen 
werden. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die Ökopunkte ist „An den 
Göden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde bereitgestellten Fläche in der Ge-
markung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. Aus Sicht der UNB sind mit dieser Zuord-
nung die entstehenden Eingriffe vollständig ausgeglichen. Für das Kompensations-
flächenkataster der UNB wird um einen Nachweis der erfolgten Ein- bzw. Ausbu-
chung aus dem Ökokonto der Stadt Hilden gebeten.  

 
7. Artenschutz: 

Es ist kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG erkennbar, sofern 
die Rodungszeiten eingehalten werden, um Eingriffe in das Brutgeschehen sog. Al-
lerweltsarten auszuschließen sowie die Beleuchtung von Stellflächen und Weg-
estrukturen mit LED-Leuchtkörpern erfolgt, um Kollisionsschäden mit Fledermäusen 
auszuschließen. Artenschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind 
nicht zu erbringen. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1:  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich nicht in ei-

nem festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. In der Be-
gründung sowie im Umweltbericht zum Bebauungsplan wird bereits auf das Hoch-
wasserrisiko verwiesen. Eine Teilüberschwemmung des Plangebietes durch Ext-
remhochwasser („Jahrtausendhochwasser“) ist gemäß den Hochwassergefahren- 
bzw. -risikokarten sehr unwahrscheinlich; wesentliche negative Auswirkungen auf 
das Schutzgut Mensch können folglich ausgeschlossen werden.  

 
zu 2: Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasser-

behörde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden Bebauungsplan die Dachnieder-
schlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisati-
on erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; einer ortsnahen 
(künstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlas-
tensituation entgegen. Das Plangebiet ist im Generalentwässerungsplan (GEP) der 
Stadt Hilden berücksichtigt. Die Flächen werden an die öffentliche Kanalisation an-
geschlossen, diese entwässert im Trennsystem. Vorflut für das Gebiet ist der Mön-
chengraben. Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstra-
ße. Die Beseitigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 
Wasserhaushaltsgesetz. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich 
davon ausgegangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet ge-
sichert ist. Die konkrete Entwässerungsplanung ist im Rahmen von Baugenehmi-
gungsverfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Überflutungsnachweis zu erbringen; 
auch können Maßnahmen zur Regenrückhaltung oder Niederschlagswasserbe-
handlung festgelegt werden. Die unmittelbar auf den Grünflächen des Plangebietes 
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anfallenden Niederschläge können durch natürliche Versickerung dem Grundwasser 
wiederzugeführt werden und somit einen positiven Beitrag zum Wasserhaushalt 
leisten. 

 
zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die betroffene Fläche ist bereits im Be-

bauungsplan gekennzeichnet. Im Bebauungsplan wird bereits darauf verwiesen, 
dass bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsänderungen im Bereich der ge-
kennzeichneten Fläche 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann 
die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Mettmann zu beteiligen ist.  

 
Im Umweltbericht wurde das Thema Bodenschutz entsprechend der Ausführungen 
der Unteren Bodenschutzbehörde ergänzt. Eine zusätzliche orientierende Altlasten-
untersuchung erfolgt jedoch nicht auf Ebene des Bauleitplanverfahrens. Im Zuge 
des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens wird die Untere Bodenschutzbe-
hörde weiterhin beteiligt und ggfs. erforderliche Maßnahmen abgestimmt und als 
Auflage zur Baugenehmigung aufgenommen. Der vermutete Eintrag von LCKW re-
sultiert nach aktuellem Kenntnisstand nicht aus dem Plangebiet selbst. 
 

zu 5: Der Anregung wird gefolgt. Die Lage der beiden Grundwassermessstellen innerhalb 
des Flurstückes 313 kann den Bestandsangaben des Bebauungsplanes entnom-
men werden. Die Legende wurde redaktionell ergänzt. In der Begründung zum Be-
bauungsplan wird ein Hinweis auf die Grundwassermessstellen aufgenommen, so-
dass bei Umsetzung des Bebauungsplanes und einer Überplanung der bestehen-
den Grundwassermessstellen ein adäquater Ersatz in Abstimmung mit dem Kreis 
Mettmann geschaffen werden kann. Darüber hinaus liegt der Stadt Hilden sowie 
dem Kreis Mettmann von Seiten der heutigen Grundstückseigentümer eine entspre-
chende Absichtserklärung vor.  

 
zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung zum geforderten Nach-

weis der erfolgten Ein- bzw. Ausbuchung aus dem Ökokonto wird gefolgt.  
 
zu 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
2.  die Anregungen aus der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wie folgt abzu-

handeln: 
 

Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit vorgebrachten, bebauungsplan- und um-

weltrelevanten Stellungnahmen werden wie folgt berücksichtigt: 

 
2.1 Schreiben von BürgerIn Nr. 1 vom 14.02.2019:  
 

1.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die Reduzierung der maximal zulässigen Ge-
bäudehöhe im nördlichen Bereich des GE 8c, die maßgebliche Erschließung über 
die Niedenstraße sowie der Ausschluss einer Anlieferung im Nachtzeitraum positiv 
aufgefasst wird.  

 
2.  Es wird darauf hingewiesen, dass die Bekanntmachung vom 21.12.2018 einen un-

zulässigen Verweis auf § 47 VwGO enthält.  
 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass das im Schallgutachten erwähnte Vorgutachten 

„TAC 347-06“ sowie die in den Gutachten erwähnten DIN-Normen und Richtlinien 
nicht mit offengelegt wurden und dies einen Fehler in der Offenlage darstellt. 

 
4. Es wird der Hinweis gegeben, dass die Aussagen zur Erreichbarkeit der Tiefgara-



SV-Nr.: WP 14-20 SV 61/239 

 

 - 14 - 

genzufahrt in den Planungsunterlagen und Fachgutachten widersprüchlich sind und 
inhaltliche Fehler aufweisen. Es wird angeregt, die geplante Tiefgaragenzufahrt 
ausschließlich über die Niedenstraße zuzulassen und eine mögliche Zufahrtsoption 
der Tiefgarage über die Forststraße ersatzlos aus den Planungsunterlagen zu strei-
chen.  

 
5.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetz-

te, mit „TGa“ gekennzeichnete Tiefgaragenfläche lediglich über die Forststraße er-
reichbar sei. Es wird der Hinweis gegeben, dass aufgrund der vorhandenen Müll-
container an der bestehenden Hallennordseite sowie der erforderlichen Wenderadi-
en für Lkw eine Zufahrt der Tiefgarage über die Forststraße technisch nicht möglich 
ist.  

 
6.  Es wird darauf hingewiesen, dass die Festlegung von Emissionskontingenten in 

Gewerbegebieten gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 
vom 07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) unzulässig ist, sofern nicht mindestens ein weite-
res Teilgebiet vorhanden ist, in dem keine Emissionsbeschränkungen existieren 
bzw. dort alle Nutzungen im Sinne des § 8 BauNVO möglich sind. 

 
7.  Es wird der Hinweis gegeben, dass gemäß Lärmaktionsplan der Stadt Hilden der 

Schutz von Ruhe zu berücksichtigen ist. Es wird gefordert, den Lärmaktionsplan im 
Schallgutachten zum Bebauungsplan zu berücksichtigen. Es wird der Hinweis ge-
geben, dass gemäß dem Lärmaktionsplan Pegel von 55 bis 65 dB(A) im 24-
Stunden-Zeitraum dargestellt werden und somit die Orientierungswerte überschrit-
ten sind. 

 
8.  Es wird angeregt, in Schallgutachten grundsätzlich aktuelle Messungen zu verwen-

den, um transparente und überprüfbare Schallgutachten zu erhalten. 
 
9.  Es wird der Hinweis gegeben, dass hinsichtlich der Verkehrsstärken der umliegen-

den Straßenabschnitte in verschiedenen Gutachten unterschiedliche Verkehrsmen-
gen vorliegen (z.B. TAC von 2005 und 2013, Grasy & Zanolly von 2008, Büro Stadt-
verkehr von 2012). Es wird darauf hingewiesen, die Wahl der für das Schallgutach-
ten des Bebauungsplanverfahrens zugrunde gelegten Verkehrsmengen zu begrün-
den. Es wird angeregt, vorliegende Zahlen im nördlichen Bereich der Nieden- und 
Forststraße für das vorliegende Schallgutachten nicht zu verwenden. 

 
10.  Es wird der Hinweis gegeben, dass das Schallgutachten mit der Fa. Wirzius eine er-

hebliche Schallquelle im Umfeld als relevante Berechnungsgrundlage zugrunde legt, 
obwohl der Betrieb nicht mehr existiert. Stattdessen wird das Areal durch den LKW- 
Gebrauchtwagenhandel genutzt.  

 
11.  Es wird angeregt, den Lärm, der durch den Müllabwurf in die Container verursacht 

wird, zu berücksichtigen. 
 
12.  Es wird der Hinweis gegeben, im Schallgutachten die Emissionen der Fa. 3M zu be-

rücksichtigen. 
 
13.  Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten für die geplanten Gebäude ei-

ne maximale Gesamthöhe von 11 m zugrunde liegt, für den nördlichen Neubau im 
GE 8c jedoch nur eine Gebäudehöhe von 8 m zulässig ist. 

 
14.  Es wird der Hinweis gegeben, dass in den Anhängen K, K2 und M des Schallgut-

achtens keine Aussagen hinsichtlich der Beurteilungspegel für das Teilgebiet GE 8c 
enthalten sind. 

 
15. Es wird erläutert, dass eine ASP und der LBP nicht nur negative Auswirkungen auf 
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die Wohnbevölkerung bewerten müssen, sondern der Klärung dienen, inwiefern 
durch den geplanten Eingriff Verbotstatbestände gemäß §44 BNatSchG vorbereitet 
werden und wie diese ggf. zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind.  

 
16. Es wird der Hinweis auf unzulässige Rodungsarbeiten im Februar und März 2017 

verwiesen. Die Begründung, es handele sich um Maßnahmen der Gefahrenabwehr 
von Sturmereignissen, werde nicht geteilt.  

 
17.  Es wird auf das Vorhandensein von Buntspechthöhlen als potenzielles Überwinte-

rungshabitat in einer zu überplanenden Pappel hingewiesen. Es wird auf die Fachli-
teratur (Einführung Geschützte Arten in NRW, Dr. Kiel, 2015) hingewiesen, dass 
manche Arten im Herbst und Winter in Höhlenbäumen vorkommen können (z.B. 
Waldfledermaus, Spechte, Eulen, Eremit). Es wird der Hinweis gegeben, dass bei 
Rodung der Pappel eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 44 BNatSchG erforder-
lich ist.  

 
18. Es wird der Hinweis gegeben, dass die grenzständigen Baumbestände nördlich des 

Gewerbegebietes GE 8a mit Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht erhalten 
werden können und folglich in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zusätzlich zu 
berücksichtigen sind. 

 
19. Es wird angeregt, die Bestandsbäume nördlich des Gewerbegebietes GE 8c auch 

zu erhalten sowie die Nordfassade der Planbebauung in diesem Bereich einzugrü-
nen. 

 
20. Es wird der Hinweis gegeben, dass die nördlich bestehende Schallschutzwand auf-

grund der Gebäudereflexion keine schallmindernde Wirkung zeigt, insbesondere bei 
den Müllabwurf-Vorgängen der Container. Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Schallgutachten lediglich die „Abholung der Container“ berücksichtigt werde. Mit 
Umsetzung des Bebauungsplanes wird die Häufigkeit der Müllabwürfe steigen. Es 
wird die Einhausung des Container-Bereichs angeregt. 

 
21.  Es wird der Hinweis gegeben, dass im Plangebiet für die im Schallgutachten ange-

setzten 184 Pkw pro Tag keine ausreichenden Flächen bestehen und dieser Wert 
der Aussage widerspricht, dass der Anteil an Kundenverkehr gering sei. Es wird an-
geregt, die Anzahl der Pkw um 50% zu reduzieren. 

 
22. Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten eine differenzierende Gegen-

überstellung der Lkw-Mehrverkehre zu den Bestandsverkehren fehlt. 
 
23. Es wird der Hinweis gegeben, dass Angaben zur Tiefgarage hinsichtlich der Flä-

chenanteile für Zufahrten, Rangier-, Abstell- und Wendeflächen fehlen. Es wird der 
Hinweis gegeben, dass eine Wendeanlage für Lkw im Bereich der Tiefgarage eine 
Fläche von 1.300 m² benötige. Zudem werden Flächenanteile für Materiallager und 
„sämtliche Infrastruktur“ gefordert.  

 
24. Es wird darauf verwiesen, dass in den Planunterlagen widersprüchliche Aussagen 

zur Niederschlagswasserbeseitigung enthalten sind. Es wird auf vermehrte Starkre-
genereignisse hingewiesen. Der Mönchengraben ist bereits im Bestand nicht mehr 
aufnahmefähig. Es wird darauf hingewiesen, dass die Untere Wasserbehörde die 
Einleitung in die öffentliche Kanalisation favorisiert. Es werden Hinweise auf einzu-
haltende Abstände von Versickerungsanlagen zu Gebäuden gegeben.  

 
25.  Es wird der Hinweis gegeben, dass das Grundwasser im Plangebiet etwa 2 bis 3 m 

unter Geländeoberkante ansteht und durch die Umsetzung der geplanten Tiefgara-
ge mit voraussichtlich mehr als 6,0 m Tiefe Auswirkungen auf das Grundwasser zu 
erwarten sind. Dabei wird vermutet, dass zur Umsetzung der Tiefgarage eine 



SV-Nr.: WP 14-20 SV 61/239 

 

 - 16 - 

Grundwasserabsenkung erforderlich ist. Es wird angeregt, den vermeintlichen Ein-
griff in das Grundwasser durch die geplante Tiefgarage in den Planunterlagen auf-
zunehmen. 

 
26. Es wird darauf hingewiesen, sämtliche Unterlagen zum Bebauungsplan auf wider-

sprüchliche Aussagen zu prüfen und juristisch korrekt zu überarbeiten. 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 
zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist richtig, dass die sog. Präklusion 

mit der Novellierung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom Juni 2017 nicht 
mehr zulässig ist. Bei dem Bekanntmachungstext vom Dezember 2018 handelt es 
sich um einen redaktionellen Fehler. Im Rahmen des in Rede stehenden Beteili-
gungsverfahrens sind keine Stellungnahmen nach Ablauf der Frist eingegangen, 
auch wird sonst kein Gebrauch von der Präklusion gemacht. Die Zulässigkeitsvo-
raussetzungen des Verwaltungsrechtsweges richten sich nicht nach dem Bekannt-
machungstext, sondern gemäß § 47 Abs. 2 VwGO. Ein Verfahrens- oder Formfehler 
wird daher nicht erkannt. Insbesondere mit der erneuten Offenlage gemäß § 4a 
Abs. 3 BauGB kann davon ausgegangen werden, dass der Öffentlichkeit im Verfah-
ren ausreichend Gelegenheit zur Beteiligung gegeben wurde und die Belange, die 
für die Abwägung von Bedeutung sind, ermittelt werden konnten.  

 
zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken der BürgerIn werden nicht 

geteilt. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden die Planunterlagen ein-
schließlich der zum Bebauungsplan zugrunde liegenden Fachgutachten sowie auch 
die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes Bezug genommenen außerstaatli-
chen Regelungen vollständig im Rathaus der Stadt Hilden ausgelegt. Zusätzlich ist 
im Bebauungsplan ein Hinweis enthalten, dass die außerstaatlichen Regelungen im 
Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden eingesehen werden können. Auf-
grund des Urheberrechts können DIN-Vorschriften nicht auf der Internetpräsenz der 
Stadt Hilden eingestellt werden.  

 
Das Vorgutachten TAC 347-06 stellt lediglich Sekundärliteratur zum Schallgutachten 
des Bebauungsplanes TAC 3268-18-B dar. Die Auslegung von verwendeten Quel-
len in Gutachten ist in Bebauungsplanverfahren nicht vorgesehen. Die Nachvoll-
ziehbarkeit von umweltrelevanten Informationen des Bebauungsplanes ist dennoch 
gegeben. 
 

zu 4: Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Aussage, dass die Zufahrt zur Tiefgarage 
von der Forststraße erfolgt, wird zur Klarstellung redaktionell überarbeitet. Es wird 
künftig darauf hingewiesen, dass die Zufahrt zur Tiefgarage über die Forststraße 
grundsätzlich als Option bestehen soll. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann eine 
Zufahrt über die Forststraße nicht kategorisch ausgeschlossen werden bzw. dies 
nicht als unzulässig festgesetzt werden. Gleichwohl ist hierzu im Zuge des Bauge-
nehmigungsverfahrens der schalltechnische Nachweis zu erbringen, dass diese op-
tionale Erschließung ausschließlich unter Einhaltung der verbindlich festgesetzten 
Emissionskontingente möglich ist. Wie bereits in der Begründung des Bebauungs-
planes dargelegt, ist aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der be-
nachbarten Wohnbebauung eine Erschließung des Plangebietes über die Forststra-
ße nur sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaß-
nahmen möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-Umfahrt um die bestehende 
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Halle ist ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht möglich.  
 
 In den schalltechnischen Berechnungsmodellen des Schallgutachtens ist aus-

schließlich die Zufahrt der Tiefgarage über die Niedenstraße berücksichtigt. Etwaige 
Widersprüche in den Textteilen des Schallgutachtens beruhen leider auf redaktio-
nellen Fehlern. Die gegenständliche Situation ist in der Begründung sowie im Um-
weltbericht zum Bebauungsplan korrekt wiedergegeben.  

 
zu 5: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Errichtung von Tiefgaragen ist innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sowie in den mit „TGa“ gekenn-
zeichneten Flächen zulässig. Die Andienung der geplanten Tiefgarage ist folglich 
nicht ausschließlich über die Forststraße zu erreichen; auch über die Niedenstraße 
und die anschließenden Grundstücksflächen ist die Zufahrt möglich.  

 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens wird davon ausgegangen, dass die Zu-
fahrt der geplanten Tiefgarage über die Niedenstraße erfolgt, somit ist die techni-
sche Realisierungsfähigkeit einer Lkw-Zufahrt über die Forststraße spekulativ. Etwa-
ige Schleppkurvennachweise oder Fahrgassenbreiten wären in einem solchen Fall 
im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 

 
zu 6: Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß dem genannten Urteil sind Gewerbegebie-

te ohne Emissionskontingentierung nicht innerhalb des Geltungsbereichs der jewei-
ligen Bebauungspläne nachzuweisen. Maßgeblich ist, dass im gesamten Stadtge-
biet der plangebenden Kommune Flächen bestehen, die das Nutzungsspektrums 
gemäß § 8 BauNVO planungsrechtlich zulassen. Dies ist in Hilden der Fall; es be-
stehen ausreichende Gewerbe- und Industriegebiete, in denen Gewerbebetriebe al-
ler Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9 Abs. 1 und 2 BauNVO) zulässig sind.  

 
An der getroffenen Festsetzung zur Geräuschkontingentierung wird daher weiter 
festgehalten. Insbesondere dient die Festsetzung dem Schutz der umliegenden 
Wohnbevölkerung. 

 
zu 7: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Lärmaktionspläne der Kommunen werden auf 

Grundlage der Umgebungslärm-Richtlinie nach EU-Recht erstellt. Ziel von Lärmakti-
onsplänen ist es, innerhalb der Kommune Lärmschwerpunkte oberhalb der Schwelle 
zur Gesundheitsgefährdung aus Straßenverkehrslärm festzustellen und wenn mög-
lich gesamtstädtische Minderungsmaßnahmen in Form von z.B. verkehrsrechtlichen 
Anordnungen (u.a. Geschwindigkeitsbeschränkungen) oder Anreizen zum Umwelt-
verbund vorzuschlagen. Das in der Umgebungslärmrichtlinie genannte Ziel „Schutz 
von Ruhe“ bezieht sich auf sog. „ruhige Gebiete“, in denen im Bestand Pegel von 
unter 50 dB(A) festgestellt werden können. Für innerstädtisch integrierte Lagen sind 
ruhige Gebiete im Sinne der Umgebungslärmrichtlinie meist nicht anzutreffen. Die 
Lärmaktionsplanung ist ein mehrstufiger und kontinuierlicher Prozess, der mit den 
o.g. Maßnahmenpaketen langfristig das Ziel hat, großflächige Betroffenheiten auch 
unterhalb der Gesundheitsgefährdung vor Schalleintrag zu schützen. 

 
Dennoch werden die Grundzüge des Lärmaktionsplanes („Schutz der Bevölkerung 
vor Lärm“) berücksichtigt. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauGB i.V.m. der Betrachtung der umweltbezogenen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB zu berücksichtigen. Dazu ge-
hört insbesondere der Immissionsschutz. Vornehmliches Ziel des Bebauungsplanes 
ist es jedoch nicht, wie beim Lärmaktionsplan, den Schutz der bestehenden Wohn-
bevölkerung vor vorhandenen Lärmquellen zu gewährleisten, sondern den Nach-
weis zu erbringen, dass durch die Planung keine wesentlichen negativen Auswir-
kungen auf das bestehende Wohnumfeld ausgelöst werden. Im Übrigen kann davon 
ausgegangen werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes ein positiver Ef-
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fekt durch die schallabschirmende Wirkung der geplanten Bebauung hinsichtlich des 
Straßenverkehrslärms (und auch des Gewerbelärms von 3M) auf die bestehende 
Wohnbebauung einhergeht. 
 
Maßgeblich für die Bewertung der Schallsituation in der Bauleitplanung ist nach na-
tionalem Recht u.a. die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. Die Berechnungs- 
und Bewertungsgrundlagen der DIN 18005 und der Umgebungslärm-Richtlinie sind 
im Übrigen nicht vergleichbar (u.a. aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungszeit-
räume); die Umgebungslärmkarten sind in Bauleitplanverfahren nicht anzuwenden. 
Auf Grundlage der DIN 18005 wurden für das Bebauungsplanverfahren die Beurtei-
lungspegel durch den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärm ermittelt und 
festgestellt, dass die Orientierungswerte für Gewerbegebiete unterschritten werden 
und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der 
geplanten Bebauung vorzusehen sind.  
 
Mit der Ermittlung von anlagenbezogenen Lärmemissionen auf die umliegende 
Nachbarschaft nach TA Lärm wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die 
Planung mehrfach angepasst und optimiert. So wurde u.a. von der ursprünglich ge-
planten Tiefgaragen- bzw. Hallenzufahrt über die Forststraße aus Schallschutzgrün-
den Abstand genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens konnte umfang-
reich nachgewiesen werden, dass mit der Umsetzung des Bebauungsplanes keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen auf die umliegende Wohnbevölkerung zu er-
warten sind und folglich den Vorschriften des Baugesetzbuches sowie der nationa-
len Fachgesetze zum Immissionsschutz Rechnung getragen wurde.  

 
zu 8: Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Verpflichtung zu Messungen im Rahmen von 

Schallgutachten besteht nicht. Für den Bebauungsplan wurden die schalltechni-
schen Berechnungen auf Grundlage der einschlägigen Richtlinien durchgeführt. Be-
rechnungsmodelle stellen für die Stadt Hilden im Rahmen der Bauleitplanung eine 
fachlich verlässlichere Untersuchungsmethode dar. 

 
 Tatsächlich sind Schallgutachten oftmals schwer verständlich, da vielschichtige und 

zahlreiche Fachgesetze und Richtlinien zum Schallschutz zur Anwendung kommen. 
Hinzu kommen dann noch Berechnungsgrundlagen aus der Verkehrsplanung (z.B. 
RLS 90). Die Stadt Hilden ist jedoch bemüht, im Rahmen ihrer kommunalen Aufga-
ben die Prozesse der Bauleitplanung transparent zu kommunizieren. Dies erfolgt 
u.a. im unmittelbaren Austausch mit der Öffentlichkeit im Rahmen von Bürgerinfor-
mationsveranstaltungen oder im Rahmen der Sprechzeiten des Planungs- und 
Vermessungsamtes.  

 
zu 9: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde lie-

genden Verkehrsmengen werden im Schallgutachten, Kapitel 8.3.1 erläutert; die 
Zahlen basieren auf eigenen Verkehrszählungen der Stadt Hilden aus unterschiedli-
chen Jahren. Die Wahl der jeweils zugrunde gelegten Zahlen erfolgte durch die 
Stadt Hilden, dabei wurden Zählstellen im Nahbereich des Plangebietes sowie je-
weils die ungünstigeren Verkehrsstärken angesetzt. Zählstellen im Bereich der Hül-
senstraße wurden nicht berücksichtigt (z.B. Grasy & Zanolli). Die vorliegenden Ver-
kehrsstärken wurden konservativ mit einer allgemeinen Verkehrssteigerung von 1 % 
pro Jahr hochgerechnet. Damit liegen die zugrunde gelegten Werte teils höher als 
aktuellere Verkehrszahlen.  

 
zu 10: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten berücksichtigt die 

bauordnungsrechtlich zulässige Nutzung am genannten Standort. Die Berücksichti-
gung der Fa. Wirzius bzw. ihrer Nachfolgenutzung, die ebenfalls Schwerlastverkehr 
erzeugt, erfolgt somit als konservative Worst-Case-Betrachtung, sodass der hier 
bauordnungsrechtlich mögliche und maximal zulässige Schallleistungspegel für die 
fachgerechte Berechnung der ermittelten Lärmkontingente zugrunde liegt. Eine Re-
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duzierung der Emissionen außerhalb des Plangebietes würde bei einer Neuberech-
nung der Kontingente dazu führen, dass die geplante Nutzung im Plangebiet größe-
re Emissionen verursachen darf. Die konservative Annahme erfolgt somit zum 
Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. Auf Ebene des Bebauungsplanes ist 
daher in diesem Fall der Status Quo nicht zu berücksichtigen.  

 
zu 11: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfah-

rens kann eine sinnvolle Prognose der künftigen Nutzungsintensität der Müllcontai-
ner nicht erfolgen. Daher wurden im Schallgutachten zunächst die heute bekannten 
Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus dem Gutachten TAC 1450-12 übernom-
men. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann dennoch mit der Festsetzung von 
Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit den auf das Wohnumfeld ein-
wirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten 
keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Die anlagenbezoge-
nen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenutzung (einschließlich der Abwurf-
Vorgänge) sind im Rahmen der Baugenehmigung zu untersuchen und ein entspre-
chender Schallschutznachweis gemäß TA Lärm zu erbringen. 

 
zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Schallgutachten erfolgte bereits eine 

zusätzliche Berücksichtigung der Geräuschemissionen der Firma 3M als Vorbelas-
tung unter Berücksichtigung eines immissionswirksamen Schallleistungspegels für 
den Bestand sowie für eine eventuelle Reservefläche der Firma 3M. 

 
zu 13: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dem Schallgutachten (u.a. Anhang C) 

kann entnommen werden, dass das gegenständliche Plangebäude im schalltechni-
schen Berechnungsmodell nicht enthalten ist, da das Gebäude aus schalltechni-
scher Sicht (z.B. abschirmende Wirkung) irrelevant ist.  

 
zu 14: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die besagten Anhänge K und M des 

Schallgutachtens dienen der Darstellung der Beurteilungspegel in der sog. freien 
Schallausbreitung. Damit kann festgestellt werden, ob die Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Gewerbegebiete von tags 65 dB(A) und nachts 55 dB(A) bzw. bei 
Gewerbelärm nachts 50 dB(A) überschritten werden. Aus den Darstellungen wird 
ersichtlich, dass diese Pegel bereits für die Bereiche unmittelbar entlang der Düs-
seldorfer Straße überwiegend eingehalten werden. Daraus kann abgeleitet werden, 
dass auch für das Teilgebiet GE 8c die Orientierungswerte eingehalten werden kön-
nen und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaßnahmen zum Schutz 
der geplanten Bebauung vor Verkehrslärm oder Gewerbelärm vorzusehen sind.  

 
zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende artenschutzrechtliche 

Prüfung (ASP) dient der Klärung, ob und inwiefern durch den geplanten Eingriff 
Verbotstatbestände gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vorbereitet 
werden und wie diese ggf. zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind. 

  

Nach § 18 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist aufgrund der 
Aufstellung des Bauleitplans über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz 
der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zu entscheiden. Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind in Bauleitplänen, 
bei denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, die Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Der Landschaftspflegeri-
sche Begleitplan bildet die Grundlage der diesbezüglichen Festsetzungen gemäß § 
9 Abs. 1 BauGB. Im Rahmen des vorliegenden Landschaftspflegerischen Fachbei-
trages (LPF) werden die zur Beurteilung des Eingriffes benötigten Informationen be-
reitgestellt und ausgewertet. 

 
zu 16: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Rodungsmaßnahmen erfolgten au-

ßerhalb des Bebauungsplanverfahrens. Grund für die durchgeführten Rodungen in 



SV-Nr.: WP 14-20 SV 61/239 

 

 - 20 - 

den Gehölzbeständen sind die mit allgemeinen Sturmschäden einhergehenden Ge-
fahren für die umliegende Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie die damit verbun-
dene Standsicherheit der Bäume. Ein Bezug zum Sturm Ela von 2014 wird nicht 
hergestellt. Der Ersatz der abgängigen Bestandsbäume richtet sich nach der Baum-
schutzsatzung der Stadt Hilden. Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfah-
rens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrags erstellt und die Eingriffe in Na-
tur und Landschaft in Bezug auf das vorliegende Planverfahren ermittelt. Die Eingrif-
fe werden entsprechend ausgeglichen.   

 
zu 17: Der Anregung wird gefolgt. Im nördlichen Bereich des Teilgebietes GE 8c wurden in 

einer ergänzenden Ortsbegehung im Frühjahr 2019 im Rahmen der Artenschutzprü-
fung zwei Bäume mit Buntspechthöhlen festgestellt. Gemäß dem Fachinformations-
system des LANUV kann das Vorhandensein des Juchtenkäfers (Eremit) im Plan-
gebiet ausgeschlossen werden.  

 
Um artenschutzrechtliche Konflikte abschließend ausschließen zu können, werden 
im Bebauungsplan artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen formuliert. Es ist 
bereits ein textlicher Hinweis im Bebauungsplan auf die einzuhaltenden Rodungs-
zeiten gemäß § 39 BNatSchG enthalten. Die Hinweise werden gemäß den Abstim-
mungen mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann ergänzt, sodass 
bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume Maßnahmen zur Risikominimierung 
(artenschutzrechtliche Kontrolle von Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger oder 
Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzusehen sind, 
die durch eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der 
Arbeiten Individuen vorgefunden werden, können diese versorgt und ggf. umgesie-
delt werden. In diesem Fall sind die Verluste an Quartiersangeboten durch das An-
bringen von artenspezifischen Nistkästen im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. 
Die Vorschriften des § 45 Abs. 7 BNatSchG zur Ausnahmegenehmigung bei der Un-
teren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann zur Fällung der Quartierbäume 
bleiben davon unberührt. 
 

zu 18: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im 
Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann erstellt. Die ausgleichspflichtigen 
Bestandsbäume im Plangebiet wurden gemäß Karte 1 des Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrages flächenbezogen mit je 40 m² Grundstücksfläche angesetzt. Die 
Bestandsbäume nördlich des Plangebietes können nach Umsetzung der Planung 
grundsätzlich erhalten werden. Gegebenenfalls werden im Zuge der konkreten Aus-
führungsplanung Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Sofern dennoch einzelne 
Bäume nördlich des GE 8a entfallen müssten, sind diese ohnehin gemäß der 
Baumschutzsatzung der Stadt Hilden zu ersetzen. Der Eingriff in den Baumbestand 
im Plangebiet ist folglich in der Betrachtung der erforderlichen Kompensationsmaß-
nahmen berücksichtigt. Darüber hinaus sind keine weiteren Eingriffe geplant.  

 
zu 19: Der Anregung wird nicht gefolgt. Ziel des Bebauungsplanes ist es, sinnvolle Erweite-

rungsflächen für die bestehenden Gewerbebetriebe zu ermöglichen. Im Rahmen der 
Baufeldfreimachung können zur Umsetzung des Bebauungsplanes nicht alle Be-
standsbäume im Plangebiet erhalten werden. Der Eingriff in den Naturhaushalt wur-
de in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung berücksichtigt und wird über geeignete 
Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen.  

 
Eine Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird im Bebauungsplan nicht aufge-
nommen, da einerseits die lebensfähige Umsetzung an der geplanten Nordfassade 
nicht gewährleistet werden kann und andererseits die ökologische Wertigkeit für den 
kleinen Teilbereich im GE 8c nicht erkannt wird.  
 

zu 20: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Berechnungsmodell des Schallgut-
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achtens wurden Reflexionen sämtlicher Hindernisabschnitte berücksichtigt. Zudem 
ist im östlichen Abschnitt der vorhandenen Lärmschutzwand der Rückbau und die 
Verlängerung der Lärmschutzwand bis zur östlichen Grundstücksgrenze vorgese-
hen, sodass damit der Schalleintrag auf die nördlich angrenzende Wohnbebauung 
reduziert werden kann.  

 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann eine sinnvolle Prognose der künfti-
gen Nutzungsintensität der Müllcontainer nicht erfolgen. Daher wurden im Schall-
gutachten zunächst die heute bekannten Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus 
dem Gutachten TAC 1450-12 übernommen. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann 
dennoch mit der Festsetzung von Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit 
den auf das Wohnumfeld einwirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen 
Lärmimmissionen im Gesamten keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu er-
warten sind. Die anlagenbezogenen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenut-
zung (einschließlich der Abwurf-Vorgänge) sind im Rahmen der Baugenehmigung 
zu untersuchen und ein entsprechender Schallschutznachweis gemäß TA Lärm zu 
erbringen. Weitergehende ggf. erforderliche Maßnahmen (z.B. Einhausungen) kön-
nen im Zuge des Schallschutznachweises im Rahmen der Baugenehmigung zum 
Einsatz kommen. 

 
zu 21: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die zugrunde gelegten 184 Pkw stellen nicht ein-

zelne Stellplätze, sondern Fahrzeugbewegungen („Parkvorgänge“) dar. Gemäß den 
Erläuterungen des Schallgutachtens (S. 34) werden für die 23 vorhandenen Stell-
plätze im Bereich der Forststraße zur Tageszeit 8 Stellplatzwechsel, also 16 Bewe-
gungsvorgänge je Stellplatz in Ansatz gebracht. Die daraus resultierenden 368 Be-
wegungen werden jeweils hälftig auf den Ein- und Ausfahrtsverkehr verteilt. Das 
Gutachten hat im Ergebnis festgestellt, dass mit den angesetzten, konservativen 
Eingangsdaten keine wesentlichen Auswirkungen auf das umliegende Wohnumfeld 
einhergehen. Eine Reduzierung der Eingangsdaten ist daher nicht angebracht. 

 
Auf Ebene des Bebauungsplanes kann zusätzlich mit der Festsetzung von Lärm-
kontingenten sichergestellt werden, dass von den auf das Wohnumfeld einwirken-
den, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

 
zu 22: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde ge-

legten Lkw-Verkehre sind dem Schallgutachten zu entnehmen (S. 31 ff.). Ein Ver-
gleich der anlagenbezogenen Lärmemissionen gegenüber dem Bestand ist gemäß 
TA Lärm nicht vorgesehen. Im Ergebnis des Schallgutachtens konnte festgestellt 
werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm an allen Immissionsorten eingehalten werden und folglich keine wesentli-
chen negativen Auswirkungen zu erwarten sind.  

 
zu 23: Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Darlegung einer detaillierten Tiefgaragen- oder 

Architektenplanung ist nicht Gegenstand der städtebaulichen Bauleitplanung. Dies-
bezügliche Konzeptionen sind im Rahmen der Baugenehmigungs- und Ausfüh-
rungsplanung (Hochbauplanung) zu erbringen. Der Bebauungsplan stellt mit den 
getroffenen Festsetzungen den Rahmen für die Umsetzung einer Tiefgarage zur 
Verfügung und bereitet die planungsrechtlichen Voraussetzungen vor.  

 
zu 24:  Der Anregung wird teilweise gefolgt. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Was-

serbehörde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden Bebauungsplan die Dach-
niederschlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Ka-
nalisation erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; einer 
ortsnahen (künstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekann-
te Altlastensituation entgegen. Versickerungsanlagen sind nicht geplant, etwaige 
Abstände von Versickerungsanlagen sind folglich irrelevant. Das Plangebiet ist im 
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Generalentwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt, aufgrund der 
hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer 
Straße und Forststraße ist eine Rückhaltung im Plangebiet erforderlich. Über Details 
der Rückhaltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im Rahmen der 
jeweiligen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren de-
tailliert entschieden. Die Aussagen werden im Umweltbericht sowie der Begründung 
zur Klarstellung redaktionell angepasst.  

 
Die Flächen werden an die öffentliche Kanalisation angeschlossen, diese entwäs-
sert im Trennsystem. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. 
Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstraße. Die Besei-
tigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaus-
haltsgesetz. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich davon ausge-
gangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich ge-
sichert ist. Die konkrete Entwässerungsplanung ist jedoch wie zuvor beschrieben im 
Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Überflu-
tungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maßnahmen 
zur Regenrückhaltung oder Niederschlagswasserbehandlung festgelegt werden, um 
etwaige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden.  

 
Die unmittelbar auf den Grünflächen des Plangebietes anfallenden Niederschläge 
können durch –natürliche– Versickerung dem Grundwasser wiederzugeführt werden 
und somit einen positiven Beitrag zum Wasserhaushalt leisten. Dies wird im Um-
weltbericht beschrieben. In den Planunterlagen werden die missverständlich formu-
lierten Textstellen zur Klarstellung angepasst.  
 

zu 25: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der aktiven Grundwassermess-
stelle der Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-Straße (LGD-Nr. 
036460175) sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 031020318) 
wird ein durchschnittlicher Grundwasserstand von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN 
angegeben. Die Geländeoberkante des Plangebietes liegt im Mittel bei etwa 
43 mNHN. Folglich sind Flurabstände von ca. 3 bis 4 m zu erwarten.  

 
 Die Annahme zur Umsetzung einer Tiefgarage mit 6 m Tiefe kann auf Ebene des 

Bebauungsplanverfahrens nicht geteilt werden und ist spekulativ. Bei einer lichten 
Durchfahrtshöhe von 3,8 m würde voraussichtlich eine Bautiefe von maximal 4,5 m 
zur Umsetzung kommen. Sollte für die Bauausführung der Tiefgarage eine Trocken-
legung der Baugrube erforderlich werden, ist dies im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. Ein etwaiger, bau-
bedingter und temporärer Eingriff in den Grundwasserkörper ist folglich als gering-
fügig einzuschätzen. Auf Ebene des Bebauungsplanes können daher wesentliche 
negative Auswirkungen auf den Grundwasserkörper nicht erkannt werden. Gleich-
wohl kann je nach Lage und Tiefe der Tiefgarage die Umsetzung einer „weißen 
Wanne“ im Rahmen der Ausführungsplanung notwendig werden. Die Ausführungen 
zum Thema Grundwasser werden redaktionell angepasst. 

 
zu 26: Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung und der Umweltbericht zum Bebau-

ungsplan werden erneut auf missverständliche Aussagen geprüft und zur Klarstel-
lung redaktionell angepasst. Die redaktionellen Klarstellungen werden in der Be-
gründung sowie im Umweltbericht durch kursive Schrift kenntlich gemacht. 

 
2.2 Schreiben von BürgerIn Nr. 2 vom 12.02.2019 
 

1.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die wesentliche Erschließung und Tiefgaragen-
zufahrt über die Niedenstraße. die Reduzierung der maximal zulässigen Gebäude-
höhe im nördlichen Bereich des GE 8c sowie der Ausschluss einer Anlieferung im 
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Nachtzeitraum positiv aufgefasst wird. 
 
2. Es wird darauf hingewiesen, dass dem Bebauungsplan keine konkrete Entwurfspla-

nung zugrunde liegt, der Bezug zur Fa. MC² jedoch eine konkrete Planung sugge-
riert. 

 
3.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die im Umweltbericht erwähnten Ergebnisse der 

Lärmaktionsplanung der Stadt Hilden (Grasy + Zanolli, 2008) von höheren Pegeln 
ausgehen als die Umgebungslärmkartierung des Landes (3. Stufe 2017). Es wird die 
Berücksichtigung der Umgebungslärmkartierung NRW gefordert. 

 
4.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die verbleibenden Freiflächen des Plangebietes 

für eine ortsnahe Versickerung von Niederschlägen nicht ausreichend sind und da-
für im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nachweise zu erbringen sind.  

 
5.  Es wird darauf hingewiesen, dass im Umweltbericht, Kapitel 4.1 Geräusch-

Emissionskontingent, S. 35 ein Verweis enthalten ist, dass Nebenanlagen im Sinne 
von § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze gem. § 12 BauN-
VO unzulässig sind. Es wird der Zusammenhang dieser Aussage erfragt.  

 
6. Es wird der Hinweis gegeben, dass die Aussagen zur Erreichbarkeit der Tiefgara-

genzufahrt in den Planungsunterlagen und Fachgutachten widersprüchlich sind und 
inhaltliche Fehler aufweisen. Es wird angeregt, die geplante Tiefgaragenzufahrt 
ausschließlich über die Niedenstraße zuzulassen. Eine mögliche Zufahrtsoption der 
Tiefgarage über die Forststraße bedingt schalltechnische Untersuchungen, Schall-
schutzmaßnahmen und eine erneute Offenlage.  

 
7.  Es wird der Hinweis gegeben, dass eine Lkw-Tiefgarage einen tieferen Erdeingriff 

erfordert und damit Auswirkungen auf das Grundwasser ausgelöst werden. 
 
8.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die in Anhang C (S. 58) des Schallgutachtens 

dargestellte Linienquelle für Lkw an der Forststraße suggeriert, dass eine Hallenzu-
fahrt für Lkw besteht. Der an der Niedenstraße dargestellte Text „Lkw Halle und 
Tiefgarage“ verweisen auf keine Bebauung. 

 
9.  Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß DIN 18005 bei der Abweichung der Orien-

tierungswerte geeignete Maßnahmen vorzusehen und planungsrechtlich abzusi-
chern sind und dies bei der nördlich bestehenden Wohnbebauung zu berücksichti-
gen ist.  

 
10.  Es wird nach der konkreten Planung hinsichtlich der Nutzung der nördlichen Teilbe-

reiche „GE (nördlich)“ und GE 8c gefragt und inwieweit die Emissionen ohne konkre-
tes Nutzungskonzept ermittelt werden. Es wird die konkrete Nutzung der gegen-
ständlichen Flächen sowie deren schalltechnische Auswirkungen gefordert. 

 
11. Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten (S. 35) an der Forststraße 

doppelt so viele Parkvorgänge (368Pkw, 16 Lkw) als Ein- und Ausfahrten (184 Pkw, 
8 Lkw) berücksichtigt wurden und dieser Wert der Aussage widerspricht, dass der 
Anteil an Kundenverkehr gering sei.  

 
12. Es wird der Hinweis gegeben, dass gemäß Tabelle 7.7 des Schallgutachtens (S. 35 

und 36) die Ein- und Ausfahrt von Lkw in die Tiefgarage über die Forststraße be-
rücksichtigt wurden, obwohl die Tiefgaragenzufahrt über die Niedenstraße erfolgen 
soll. 

 
13. Es wird nach den schalltechnischen Bewertungen der Tiefgaragenzufahrt über die 

Niedenstraße gefragt.  
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14.  Es wird der Hinweis gegeben, dass der Immissionsort IO 9 gemäß Schallgutachten 

auf den Porscheweg 10 referenziert wurde, die Bebauung Porscheweg 12 jedoch 
näher am Plangebiet liegt. 

 
15.  Es wird der Hinweis gegeben, dass die ergänzten schalltechnischen Untersuchun-

gen zur Fa. 3M mit der Bewertung der Reservefläche eine Überbewertung darstelle. 
Die Vorbelastungen der Firma 3M tauchen nicht in den Schallausbreitungsberech-
nungen Anhang E des Schallgutachtens auf. 

 
16. Es wird der Hinweis gegeben, dass das Schallgutachten mit der Fa. Wirzius eine er-

hebliche Schallquelle im Umfeld als relevante Berechnungsgrundlage zugrunde legt, 
obwohl der Betrieb nicht mehr existiert. Stattdessen wird das Areal durch den LKW- 
Gebrauchtwagenhandel genutzt. Es wird davon ausgegangen, dass im Bebauungs-
planverfahren der jeweilige Status Quo berücksichtigt wird. 

 
17.  Es wird nach der Definition von einzelnen, kurzzeitigen selten auftretenden Ge-

räuschspitzen (gemäß S. 12 des Schallgutachtens) gefragt. 
 
18. Es wird angeregt, den zusätzlichen Lärm, der durch den Müllabwurf in die Container 

verursacht wird und sich voraussichtlich durch die geplante Betriebserweiterung er-
höhen wird, zu berücksichtigen. 

 
19.  Es wird der Hinweis gegeben, dass im Schallgutachten (Kapitel 7.2) die Nutzungs-

zeiten für Halle und Verwaltung auf 7 bis 20 Uhr begrenzt wird, aber Ein- und Aus-
fahrten aus der Halle teilweise auch in den Ruhezeiten berücksichtigt werden. 

 
20.  Es wird der Hinweis gegeben, dass hinsichtlich der Verkehrsstärken der umliegen-

den Straßenabschnitte in verschiedenen Gutachten unterschiedliche Verkehrsmen-
gen vorliegen (z.B. TAC von 2005 und 2013, Grasy & Zanolly von 2008, Büro Stadt-
verkehr von 2012). Es wird darauf hingewiesen, die Wahl der für das Schallgutach-
ten des Bebauungsplanverfahrens zugrunde gelegten Verkehrsmengen zu begrün-
den.  

 
21. Es wird darauf hingewiesen, sämtliche Unterlagen zum Bebauungsplan auf wider-

sprüchliche Aussagen zu prüfen und zu überarbeiten. Von Seiten des Planungs- 
und Vermessungsamtes muss vor der Offenlage eine Prüfung der Unterlagen auf 
Konsistenz erfolgen. Eine Bürgerbeteiligung auf dieser Grundlage ist nicht möglich, 
da aktuell nicht klar dargestellt wurde, welches Szenario dem Planungsstand ent-
spricht. Es wird eine erneute Offenlage gefordert.  

 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ziel des Bebauungsplanes ist die Erwei-

terung der bestehenden Gewerbeflächen, um im Rahmen der kommunalen Pla-
nungshoheit der Stadt Hilden weitere Vorsorge zur Schaffung von Gewerbegebieten 
zu treffen und dem Bedarf an Gewerbenutzungen als Maßnahme der Innenentwick-
lung gemäß § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB Rechnung zu tragen. Dem Bebauungsplan 
liegt eine städtebauliche Konzeption vor, die in der Begründung zum Bebauungs-
plan erläutert wird. Eine konkrete Hochbauplanung liegt jedoch nicht vor und ist 
auch nicht zwingender Bestandteil von Bauleitplänen. Dennoch erfolgten im Rah-
men des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens Abstimmungen mit dem beste-
henden Gewerbebetrieb als unmittelbarer Planbetroffener. Dieser wird sich bei zu-
künftigen Bauvorhaben dann an den durch den Bebauungsplan geschaffenen Rah-
men zu halten haben. 
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zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Verweis auf die Lärmaktionsplanung 

der Stadt Hilden im Umweltbericht dient lediglich einer Ersteinschätzung der vor-
handenen Lärmsituation und stellt eine rein informative Situations- und Quellenbe-
schreibung dar.  

 
Die Umgebungslärmkarten des Landes sowie der Lärmaktionsplan der Stadt Hilden 
gemäß der Umgebungslärm-Richtlinie nach EU-Recht stellen nicht den Anspruch, in 
der Bauleitplanung zugrunde gelegt zu werden. Die Umgebungslärmkartierung des 
Landes beruht auf Verkehrszählungen des Landes NRW mit einer Betrachtungs-
schwelle von Straßenabschnitten mit mindestens 3.000.000 Kfz pro Jahr (~8.200 
Kfz pro Tag). Der Lärmaktionsplan der Stadt Hilden betrachtet zusätzliche Straßen-
abschnitte und verwendet überwiegend Verkehrszahlen aus eigenen Verkehrserhe-
bungen. Die Fortschreibung der Umgebungslärmkarten des Landes (Stufe 3, 2017) 
mit geringeren Pegeln als der Lärmaktionsplan der Stadt Hilden wird daher auch 
nicht berücksichtigt.  
 
Maßgeblich für die Bewertung der Schallsituation in der Bauleitplanung ist nach na-
tionalem Recht u.a. die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ mit den dort formu-
lierten Orientierungswerten. Die Berechnungs- und Bewertungsgrundlagen der DIN 
18005 und der Umgebungslärm-Richtlinie sind im Übrigen nicht vergleichbar (u.a. 
aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungszeiträume); die Umgebungslärmkarten 
sind in Bauleitplanverfahren nicht anzuwenden.  

 
zu 4:  Der Anregung wird teilweise gefolgt. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Was-

serbehörde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden Bebauungsplan die Dachnieder-
schlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisati-
on erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; einer ortsnahen 
(künstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlas-
tensituation entgegen. Versickerungsanlagen sind nicht geplant, etwaige Abstände 
von Versickerungsanlagen sind folglich irrelevant. Das Plangebiet ist im General-
entwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt, somit kann davon aus-
gegangen werden, dass das öffentliche Kanalnetz die Abwässer des Plangebietes 
schadlos aufnehmen kann.  

 
Die Flächen werden an die öffentliche Kanalisation angeschlossen, diese entwäs-
sert im Trennsystem. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. 
Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstraße. Die Besei-
tigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaus-
haltsgesetz. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich davon ausge-
gangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet gesichert ist. Die 
konkrete Entwässerungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsver-
fahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignis-
sen zu erbringen; auch können Maßnahmen zur Regenrückhaltung oder Nieder-
schlagswasserbehandlung festgelegt werden, um etwaige Auswirkungen auf das 
Bestandsnetz zu vermeiden.  

 
Die unmittelbar auf den Grünflächen des Plangebietes anfallenden Niederschläge 
können durch –natürliche– Versickerung dem Grundwasser wiederzugeführt werden 
und somit einen positiven Beitrag zum Wasserhaushalt leisten. Dies wird im Um-
weltbericht beschrieben. In den Planunterlagen werden die missverständlich formu-
lierten Textstellen zur Klarstellung angepasst.  
 

zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der gegenständliche Textabsatz gehört 
nicht in das Kapitel 4.1 sondern, wie dort bereits formuliert, in das folgende Kapitel 
4.2. Dies wird im Umweltbericht angepasst.  
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zu 6:  Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Aussage, dass die Zufahrt zur Tiefgarage 
von der Forststraße erfolgt, wird zur Klarstellung redaktionell überarbeitet. Es wird 
künftig darauf hingewiesen, dass die Zufahrt zur Tiefgarage über die Forststraße 
grundsätzlich als Option bestehen soll. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann eine 
Zufahrt über die Forststraße nicht kategorisch ausgeschlossen werden bzw. dies 
nicht als unzulässig festgesetzt werden. Gleichwohl ist hierzu im Zuge des Bauge-
nehmigungsverfahrens der schalltechnische Nachweis zu erbringen, dass diese op-
tionale Erschließung ausschließlich unter Einhaltung der festgesetzten Emissions-
kontingente möglich ist. Wie bereits in der Begründung des Bebauungsplanes dar-
gelegt, ist aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten 
Wohnbebauung eine Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nur sehr 
untergeordnet möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-Umfahrt um die beste-
hende Halle ist ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht möglich.  

 
 In den schalltechnischen Berechnungsmodellen des Schallgutachtens ist aus-

schließlich die Zufahrt der Tiefgarage über die Niedenstraße berücksichtigt. Etwaige 
Widersprüche in den Textteilen des Schallgutachtens beruhen leider auf redaktio-
nellen Fehlern. Die gegenständliche Situation ist in der Begründung sowie im Um-
weltbericht zum Bebauungsplan korrekt wiedergegeben.  

 
zu 7: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der aktiven Grundwassermess-

stelle der Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-Straße (LGD-Nr. 
036460175) sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 031020318) 
wird ein durchschnittlicher Grundwasserstand von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN 
angegeben. Die Geländeoberkante des Plangebietes liegt im Mittel bei etwa 
43 mNHN. Folglich sind Flurabstände von ca. 3 bis 4 m zu erwarten.  

 
 Bei einer lichten Durchfahrtshöhe von 3,8 m würde voraussichtlich eine Bautiefe von 

maximal 4,5 m zur Umsetzung kommen. Sollte für die Bauausführung der Tiefgara-
ge eine Trockenlegung der Baugrube erforderlich werden, ist dies im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. Ein 
etwaiger, baubedingter und temporärer Eingriff in den Grundwasserkörper ist folg-
lich als geringfügig einzuschätzen. Auf Ebene des Bebauungsplanes können daher 
wesentliche negative Auswirkungen auf den Grundwasserkörper nicht erkannt wer-
den. Gleichwohl kann je nach Lage und Tiefe der Tiefgarage die Umsetzung einer 
„weißen Wanne“ im Rahmen der Ausführungsplanung notwendig werden. Die Aus-
führungen zum Thema Grundwasser werden redaktionell angepasst. 

 
zu 8: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dargestellten Linienquellen zeigen 

die Fahrtwege im Plangebiet auf. Die besagte Linienquelle an der Forststraße stellt 
dabei die mit den Müllcontainern in Verbindung stehenden Lkw-Bewegungen dar. 
Mit der Beschriftung „LKW Halle + Tiefgarage“ an der Niedenstraße ist nicht ge-
meint, dass in dem mit dem Pfeil gekennzeichneten Bereich eine Halle oder Tiefga-
rage geplant ist. Es werden lediglich die Fahrtwege der Linienquelle verortet und 
beschrieben, so soll über die Niedenstraße künftig das Plangebiet verkehrstech-
nisch erschlossen werden.  

 
zu 9:  Auf Grundlage der DIN 18005 wurden für das Bebauungsplanverfahren die Beurtei-

lungspegel durch den auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärm ermittelt und 
festgestellt, dass die Orientierungswerte für Gewerbegebiete unterschritten werden 
und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaßnahmen zum Schutz der 
geplanten Bebauung vorzusehen sind.  

 
Vornehmliches Ziel des Bebauungsplanes ist es nicht, wie etwa beim Lärmaktions-
plan, den Schutz der bestehenden Wohnbevölkerung vor vorhandenen Lärmquellen 
zu gewährleisten, sondern den Nachweis zu erbringen, dass durch die Planung kei-
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ne wesentlichen negativen Auswirkungen auf das bestehende Wohnumfeld ausge-
löst werden.  
 
Dafür sind u.a. die Berechnungs- und Bewertungsvorschriften der TA Lärm maßgeb-
lich und verbindlich. Mit der Ermittlung von anlagenbezogenen Lärmemissionen auf 
die umliegende Nachbarschaft nach TA Lärm wurde im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens die Planung mehrfach angepasst und optimiert. So wurde u.a. von 
der ursprünglich geplanten Tiefgaragen- bzw. Hallenzufahrt über die Forststraße 
aus Schallschutzgründen Abstand genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanver-
fahrens konnte umfangreich nachgewiesen werden, dass mit der Umsetzung des 
Bebauungsplanes keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf die umliegende 
Wohnbevölkerung zu erwarten sind und folglich den Vorschriften des Baugesetzbu-
ches sowie der Fachgesetze zum Immissionsschutz Rechnung getragen wurde.  

 
zu 10: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die planungsrechtliche Zulässigkeit der 

besagten Teilbereiche richtet sich nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zur Art der baulichen Nutzung bzw. der Zulässigkeit der sonstigen Nutzungen. 
Grundlage hierfür ist der Nutzungskatalog des § 8 BauNVO (Gewerbegebiete) mit 
den Konkretisierungen der getroffenen Festsetzungen, der Abstandserlass sowie 
die Emissionskontingentierung hinsichtlich des Emissionsverhaltens der zulässigen 
Nutzungen.  

 
 Die Emissionskontingentierung richtet sich insbesondere nach den umliegend be-

stehenden schutzwürdigen Nutzungen sowie der Vorbelastung. Auf Grundlage des-
sen kann eine Kontingentierung, d.h. eine Begrenzung der zulässigen Lärmauswir-
kungen in den jeweiligen Teilgebieten, erfolgen. Die festgesetzte Geräuschkontin-
gentierung dient insbesondere dem Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. Ei-
ne Zuordnung einer konkreten Nutzung ist daher auf Ebene des Bebauungsplanes 
nicht erforderlich.  

 
zu 11: Die zugrunde gelegten 184 Pkw stellen Fahrzeugbewegungen („Parkvorgänge“) 

dar. Gemäß den Erläuterungen des Schallgutachtens (S. 34) werden für die 23 vor-
handenen Stellplätze im Bereich der Forststraße zur Tageszeit 8 Stellplatzwechsel, 
also 16 Bewegungsvorgänge je Stellplatz in Ansatz gebracht. Die daraus resultie-
renden 368 Bewegungen werden jeweils hälftig auf den Ein- und Ausfahrtsverkehr 
verteilt. Zusätzlich zu den Bewegungen (also das Ein- und Ausfahren auf das 
Grundstück) werden die 368 Parkvorgänge zusätzlich hinsichtlich der Rangier- und 
Parkvorgänge selbst (Manövrieren in die Parkbucht, Türenschlagen etc.) berück-
sichtigt.  

 
Das Gutachten hat im Ergebnis festgestellt, dass mit den angesetzten, konservati-
ven Eingangsdaten keine wesentlichen Auswirkungen auf das umliegende Woh-
numfeld einhergehen. Eine Reduzierung der Eingangsdaten wird daher hier nicht 
angebracht. 

 
Auf Ebene des Bebauungsplanes kann zusätzlich mit der Festsetzung von Lärm-
kontingenten sichergestellt werden, dass mit den auf das Wohnumfeld einwirken-
den, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

 
zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Hierbei handelte es sich lediglich um ei-

nen redaktionellen Fehler. Die Berechnungen wurden korrekt durchgeführt und 
mussten daher nicht überarbeitet werden.  

 
zu 13: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Ergebnisse zu den planbedingten, 

anlagenbezogenen Lärmemissionen an den jeweiligen Immissionsorten kann der 
Tabelle 7.10 des Schallgutachtens entnommen werden. Eine einzelne Ermittlung 
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der jeweiligen Lärmquellen (z.B. der Tiefgaragenzufahrt über die Niedenstraße) er-
folgt jedoch nicht und wäre hinsichtlich des Immissionsschutzes auch nicht sach-
dienlich, da lediglich die Summationsbetrachtung für eine Bewertung nach TA Lärm 
maßgeblich ist, um feststellen zu können, ob die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 
an den jeweiligen Immissionsorten eingehalten werden.  

 
zu 14:  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dem Anhang A des Schallgutachtens 

kann die Lage des gewählten Immissionsortes IO 9 entnommen werden. Daraus 
wird ersichtlich, dass der IO 9 mit der Bebauung Porscheweg 12 referenziert wurde. 
Die Bezeichnung wurde aus dem Vorgutachten übernommen und stellt einen redak-
tionellen Fehler dar. Das Schallgutachten wurde nun redaktionell korrigiert.  

 
zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Schallgutachten erfolgte aufgrund von 

Hinweisen aus der Öffentlichkeit eine zusätzliche Berücksichtigung der Geräusch-
emissionen der Firma 3M als Vorbelastung unter Berücksichtigung eines immissi-
onswirksamen Schallleistungspegels für den Bestand sowie für eine eventuelle Re-
servefläche der Firma 3M. Eine Reduzierung der Emissionen außerhalb des Plan-
gebietes würde bei einer Neuberechnung der Kontingente dazu führen, dass die 
geplante Nutzung im Plangebiet größere Emissionen verursachen darf. Die konser-
vative Annahme erfolgt somit zum Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. 

  
zu 16: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten berücksichtigt die 

bauordnungsrechtlich zulässige Nutzung am genannten Standort. Die Berücksichti-
gung der Fa. Wirzius (bzw. ihrer Nachfolgenutzung) erfolgt somit als konservative 
Worst-Case-Betrachtung, sodass der hier bauordnungsrechtlich mögliche und ma-
ximal zulässige Schallleistungspegel für die fachgerechte Berechnung der ermittel-
ten Lärmkontingente zugrunde liegt. Eine Reduzierung der Emissionen außerhalb 
des Plangebietes würde bei einer Neuberechnung der Kontingente dazu führen, 
dass die geplante Nutzung im Plangebiet größere Emissionen verursachen darf. Die 
konservative Annahme erfolgt somit zum Schutz der umliegenden Wohnbevölke-
rung. Auf Ebene des Bebauungsplanes ist daher in diesem Fall der Status Quo nicht 
zu berücksichtigen.  

 
zu 17:  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Definition von einzelnen, kurzzeiti-

gen, selten auftretenden Geräuschspitzen richtet sich nach den Vorgaben der 
TA Lärm und ist jeweils fallbezogen für das jeweilige Planvorhaben zu wählen. Da-
mit sind besonders laute, jedoch kurz und einzeln auftretende Geräusche (z.B. der 
Müllabwurf der Container oder Anfahrtsgeräusche von Lkw) gemeint. Die für das 
Bebauungsplanverfahren berücksichtigten Geräuschspitzen können dem Kapitel 
7.3.5 sowie die Ergebnisse der Tabelle 7.11 des Schallgutachtens entnommen wer-
den. 

 
zu 18: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfah-

rens kann eine sinnvolle Prognose der künftigen Nutzungsintensität der Müllcontai-
ner nicht erfolgen. Daher wurden im Schallgutachten zunächst die heute bekannten 
Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus dem Gutachten TAC 1450-12 übernom-
men. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann dennoch mit der Festsetzung von 
Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit den auf das Wohnumfeld ein-
wirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten 
keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Die anlagenbezoge-
nen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenutzung (einschließlich der Abwurf-
Vorgänge) sind im Rahmen der Baugenehmigung zu untersuchen und ein entspre-
chender Schallschutznachweis gemäß TA Lärm zu erbringen. 

 
zu 19: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die konservative Betrachtung der Lkw-

Fahrzeugbewegungen in den Ruhezeiten erfolgt im Schallgutachten, um feststellen 
zu können, ob Überschreitungen auftreten können. Diese Überprüfung bildet zudem 



SV-Nr.: WP 14-20 SV 61/239 

 

 - 29 - 

wieder eine Worst-Case-Betrachtung, um einen hinreichenden Schutz der angren-
zenden Bewohner vor Lärm gewährleisten zu können.  

 
zu 20: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde lie-

genden Verkehrsmengen werden im Schallgutachten, Kapitel 8.3.1 erläutert; die 
Zahlen basieren auf eigenen Verkehrszählungen der Stadt Hilden aus unterschiedli-
chen Jahren. Die Wahl der jeweils zugrunde gelegten Zahlen erfolgte durch die 
Stadt Hilden, dabei wurden Zählstellen im Nahbereich des Plangebietes sowie je-
weils die ungünstigeren Verkehrsstärken angesetzt. Zählstellen im Bereich der Hül-
senstraße wurden nicht berücksichtigt (z.B. Grasy & Zanolli). Die vorliegenden Ver-
kehrsstärken wurden konservativ mit einer allgemeinen Verkehrssteigerung von 1 % 
pro Jahr hochgerechnet. Damit liegen die zugrunde gelegten Werte teils höher als 
aktuellere Verkehrszahlen.  

 
zu 21: Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung und der Umweltbericht zum Bebau-

ungsplan werden erneut auf missverständliche Aussagen geprüft und zur Klarstel-
lung redaktionell angepasst.  

 
3. die Abhandlung der während der vorangegangenen Beteiligungen der Öffentlichkeit 

nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen, die mit dem Offenlagebe-
schluss vom 12.12.2018 getroffen wurde, hiermit zu bestätigen, soweit sie nicht durch 
die Beschlüsse zu 1 oder 2 geändert wird. 

 
4. den Bebauungsplan Nr. 103, 3.Änderung gemäß den §§ 7 und 41 der Gemeindeord-

nung NW vom 14.07.1994 (GV NRW S.666) in der zurzeit gültigen Fassung und gemäß 
§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) als Satzung. 

 
Das Plangebiet befindet sich an der Düsseldorfer Straße im Westen des Stadtgebietes 
Hilden. Es umfasst Grundstücksflächen im Bereich der Düsseldorfer Straße und der 
Niedenstraße. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst in der Gemarkung Hilden Flur 1 
die Flurstücke 307, 308, 313 und 194 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des Plange-
bietes ist dem Bebauungsplan zu entnehmen. Die Größe des Plangebietes beträgt rd. 
7130m². 

 
Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung mit Umweltbericht mit Stand vom 
10.05.2019 zu Grunde. 

 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 103, 3.Änderung befindet sich im Westen Hildens an 
der Düsseldorfer Straße/Ecke Niedenstraße. 
Es grenzt im Norden und im Westen an gewerbliche Nutzungen, nach Süden hin liegt die Düssel-
dorfer Straße, östlich der Niedenstraße liegen Wohngebäude. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 103, 2.Änderung aus dem Jahr 2006 weist den Bereich bereits als „Ge-
werbegebiet (GE)“  aus, allerdings ohne konkrete Aussagen zu Art und Maß der baulichen Nut-
zung zu machen. Auch befand sich die Ausweisung „Gewerbegebiet“ nur im Nordteil des betroffe-
nen Grundstückes. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 103, 3.Änderung soll nun die vorhandene Ausweisung als „Gewerbe-
gebiet“ zur Düsseldorfer Straße hin erweitert, das Grundstück somit besser baulich ausgenutzt 
werden können. 
Hierdurch kann sich die unmittelbar westlich an das Plangebiet angrenzende Firma MC² Europe – 
einen Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan vorausgesetzt – betrieblich erweitern. 
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Der Bebauungsplan entwickelt sich zudem aus dem geltenden Flächennutzungsplan der Stadt 
Hilden, die den Bereich ebenfalls als Gewerbefläche darstellt. 
 
Die Geschichte des Bebauungsplan- Aufstellungsverfahrens geht bis in das Jahr 2010 zurück. 
Im Jahr 2011 erfolgte die erste Offenlage eines Planentwurfes. 
Nach einer Phase der Ruhend-Stellung wurde das Aufstellungsverfahren in 2017 fortgesetzt. Hier-
bei erfolgte dann im  November/Dezember 2017 eine erneute Offenlage. Aus dieser Offenlage 
ergab sich eine Reihe von Anregungen. Die hieraus resultierenden Änderungen und Ergänzungen, 
machten wiederum eine neue Offenlage notwendig. 
 
Diese nun dritte Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 14.01. bis 15.02.2019, in der nicht nur die 
Änderungen und Ergänzungen sondern wieder der vollständige Entwurf des Bebauungsplans zur 
Diskussion gestellt wurde. 
 
Aufgrund der umfangreichen Ergänzungs- und Anpassungsarbeiten am Bebauungsplan-Entwurf 
im Laufe des Jahres 2018 haben sich zwar auch bei der jüngsten Offenlage Anregungen ergeben. 
Jedoch sind diese weder der Zahl noch dem Inhalt nach so, dass der aktuelle Planentwurf in ir-
gendeiner Form grundlegend abgeändert werden müsste. 
 
Redaktionell bearbeitet wurden insbesondere Themen wie Regelung der Kompensationsbedürf-
nisse, Berücksichtigung der Altlastenaspekte, Optimierung des Schallgutachtens und die Regen-
wasserbehandlung. Die redaktionellen Änderungen sind entsprechend in den Unterlagen kenntlich 
gemacht. 
Der Bebauungsplan-Entwurf selbst wurde lediglich noch um zwei textliche Hinweise ergänzt. Diese 
beziehen sich zum einen auf Leitungstrassen von Versorgungsträgern am Rande des Plangebie-
tes, zum anderen auf das Thema Artenschutz (Aufhängen von Nistkästen u.ä.). 
 
Damit hat der Bebauungsplan einen Stand erreicht, in dem ein Satzungsbeschluss möglich ist. 
Dementsprechend ist der Beschlussvorschlag formuliert. 
 
Bei einer positiven Beschlussfassung durch den Rat könnte der Satzungsbeschluss anschließend 
im Amtsblatt der Stadt Hilden bekannt gemacht werden und der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Ände-
rung damit Rechtskraft erlangen. 
 
 
Gez. 
B. Alkenings 
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Teil A – Begründung  

1. Planverfahren  

Am 14.07.2010 wurde durch den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden der Aufstel-
lungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung (VEP Nr. 16) 
gefasst. Dies geschah vor dem Hintergrund eines konkreten Vorhabens, welches  allerdings in 
der Zwischenzeit nicht mehr weiter verfolgt wird. Es besteht aber weiterhin das Interesse der 
Firma MC² Europe, diese Fläche für eine Betriebserweiterung vorzusehen. Die Stadt Hilden er-
achtet es zudem für sinnvoll, diesen Bereich durch ein Bauleitplanverfahren zu überplanen und 
eine sinnvolle Ausnutzbarkeit des Plangebietes zu ermöglichen. Daher wird seit dem 
15.12.2010 der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung als Angebotsbebauungsplan weiterge-
führt.  

Der Beschluss zur 1. Offenlage einschließlich der Abhandlung der Anregungen aus der frühzei-
tigen Beteiligung erfolgte durch den Rat  am 15.12.2010. Anschließend fand die 1. Offenlage in 
der Zeit vom 10.01.2011 bis einschließlich 11.02.2011 statt. Aufgrund der vorgebrachten Anre-
gungen insbesondere zum Immissionsschutz wurde das Bauleitplanverfahren nach der durch-
geführten Offenlage ruhend gestellt und nicht weiter geführt.  

Aufgrund des bestehenden Expansionsdrucks bei MC² wurde das Bauleitplanverfahren im Jahr 
2017 weitergeführt.  

Da die Firma MC² Europe inzwischen weitere Flächen im Umfeld des Plangebietes erworben 
hat, sollen diese Flächen auch in den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf-
genommen werden, sodass diese Fläche Teil der Kontingentierungsrechnung werden. In die 
Planung werden daher Flächen im Nordwesten sowie im Westen in den räumlichen Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes einbezogen.  

Der Rat der Stadt Hilden beschloss in seiner Sitzung am 11.10.2017 nach Vorberatung im 
Stadtentwicklungsausschuss am 20.09.2017 eine Erweiterung des Plangebietes sowie die Ab-
handlung der Anregungen aus der Offenlage aus dem Jahr 2011 sowie die Durchführung einer 
erneuten Offenlage aufgrund der geänderten Planinhalte. 

Diese erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 13.11.2017 bis einschließlich zum 
15.12.2017, aus der wiederum Anregungen hervorgegangen sind. Aufgrund des Inhaltes dieser 
Stellungnahmen und der aus der im Beschlussvorschlag vorgeschlagenen Abwägung resultie-
renden Änderungen im Bebauungsplan-Entwurf, ergab sich die Notwendigkeit einer weiteren 
Offenlage. Hierdurch wurde den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit eingeräumt, auch zu 
den geänderten Festsetzungen Stellung zu beziehen. 

Am 12.12.2018 hat der Rat der Stadt Hilden nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss 
am 21.11.2018 den erneuten Offenlagebeschluss gefasst. Die Bekanntmachung des erneueten 
Offenlagebeschlusses erfolgte am 21.12.2018. Die erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 
14.01.2019 bis einschließlich 15.02.2019. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange erfolgte mit Schreiben vom 18.02.2019 bis einschließlich 20.03.2019. 
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Nach der zweiten erneuten Offenlage ist nur eine redaktionelle Überarbeitung der Begründung 

sowie des Umweltberichts erfolgt. Die redaktionellen Anpassungen sind in der Begründung 
sowie im Umweltbericht kusiv und unterstrichen kenntlich gemacht. 

2. Lage und Größe des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich an der Düsseldorfer Straße im Westen des Stadtgebietes Hilden. 
Es umfasst Grundstücksflächen im Bereich der Düsseldorfer Straße und der Niedenstraße.  

Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 103 „Düsseldorfer Straße / Nieden-
straße“ wird im Westen und zum überwiegenden Teil im Norden durch vorhandene, gewerblich 
genutzte Grundstücksflächen begrenzt. Lediglich im Nordwesten grenzen Grünstrukturen an 
das Plangebiet und daran anschließend Wohnnutzungen an. Im Osten wird das Plangebiet 
durch die Niedenstraße und im Süden durch die Düsseldorfer Straße begrenzt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Gemarkung Hilden, Flur 1, die Flur-
stücke 307, 308, 313 und 194 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem 
Bebauungsplan zu entnehmen. Die Größe des Plangebietes beträgt rd. 7.130 m².  
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Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 103, 3. Änderung „Düsseldorfer Straße / 
Niedenstraße“; Quelle: verändert nach © Geobasis.NRW 2017 

3. Nutzung des Plangebietes und des Umfeldes 

Das Plangebiet wird derzeit im Wesentlichen als Grünlandfläche genutzt. Im Eckbereich der 
Düsseldorfer Straße und der Niedenstraße ist ein Funkmast einschl. Nebengebäuden vorhan-
den. Diese fernmeldetechnischen Anlagen sind durch einen Zaun eingefriedet. Längs der Düs-
seldorfer Straße sind Gehölzstrukturen im Plangebiet befindlich.  

Das Umfeld des Planbereiches wird wesentlich geprägt durch die großflächigen Gewerbegebie-
te im Hildener Westen. Nördlich und westlich schließen gewerbliche Nutzungen an das Plange-
biet an. Im Nordwesten schließen zudem Wohngebäude an das Plangebiet an. Südlich der 
Düsseldorfer Straße befinden sich ebenfalls gewerblich genutzte Strukturen. Östlich der 
Niedenstraße befindet sich Wohnbebauung. Der weitere Verlauf der Niedenstraße wird eben-
falls primär durch eine Wohnbebauung geprägt.  

4. Rechtsgrundlagen 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786) und der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung 
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der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421). 01.03.2000 (GV NRW S. 256), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15.12.2016. 

Für die zeichnerischen Festsetzungen gilt die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert wor-
den ist. 

Anwendung der vor dem 13. Mai 2017 geltenden Rechtsvorschriften 

Mit dem "Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung 
des neuen Zusammenlebens in der Stadt" trat am 13. Mai 2017 eine Änderung des Baugesetz-
buches in Kraft. Das vorliegende Bebauungsplanverfahren wird gem. § 245 c Abs. 1 Nr. 1 
BauGB nach den vor dem 13. Mai 2017 geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen. 

5. Bisheriges Planungsrecht 

Regionalplan 

Das Plangebiet wurde im bisherigen Gebietsentwicklungsplan (GEP99) der Bezirksregierung 
Düsseldorf als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) ausgewiesen. Dies 
entspricht auch der Ausweisung im neuen Regionalplan. Gemäß der Bekanntmachung vom 
13.04.2018 im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes NRW ist der Regionalplan Düsseldorf 
(RPD) in Kraft getreten und löst damit den bisherigen Regionalplan (GEP99) ab. 

 

Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als geglieder-
tes Gewerbegebiet dar. Im Eckbereich der Düsseldorfer Straße / Niedenstraße ist das Symbol 
„Post“ als Gemeinbedarfseinrichtung dargestellt. Ferner ist eine Richtfunkstrecke im Plangebiet 
dargestellt, entlang der Düsseldorfer Straße sind Leitungen der Stadtwerke Wuppertal – Stadt-
werke Solingen sowie eine Hauptabwasserleitung im Flächennutzungsplan dargestellt. Die 
Grenze der Ortsdurchfahrt ist im Flächennutzungsplan im westlichen Anschluss der Nieden-
straße dargestellt.  

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung, kann gem. § 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des 
wirksamen Flächennutzungsplans entwickelt werden.  

 

Bebauungsplan 

Für das Plangebiet besteht bereits seit dem 22.02.2006 der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 
103 in der 2. Änderung. Dieser setzt für den Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungs-
planes im Norden ein Gewerbegebiet und im Süden eine private Grünfläche fest. Innerhalb des 
Gewerbegebietes sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen bzw. nur eingeschränkt zulässig. 
Ferner sind in dem Gewerbegebiet Bordelle, Dirnenunterkünfte und Einrichtungen mit eroti-
schen Angeboten sowie Vergnügungsstätten unzulässig. Für das Gewerbegebiet sind im Be-
bauungsplan die zulässigen Emissionskontingente geregelt, Betriebe und Anlagen mit nächtli-
chem Lieferverkehr sind unzulässig. Darüber hinaus sind im Gewerbegebiet Betriebe und Anla-
gen der Abstandsklasse I bis VI nicht zulässig. Das Maß der baulichen Nutzung wird nicht durch 
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den Bebauungsplan geregelt und orientiert sich nach § 34 BauGB. Nördlich und westlich des 
Plangebietes sind durch den rechtskräftigen Bebauungsplan ebenfalls Gewerbegebiete festge-
setzt.  

 
Hochwasserrisiko 
Das Plangebiet befindet sich gemäß der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung für die 
Itter im Bereich eines HQextrem, d.h.  die Flächen werden in sehr seltenen Fällen überflutet. Das 
Plangebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwem-
mungsbgebiet.  

6. Ziel und Zweck der Planung 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird die vorhandene Gewerbegebietsausweisung 
zur Düsseldorfer Straße hin erweitert, um hier das derzeit minder genutzte Grundstück für eine 
gewerbliche Nutzung zu aktivieren. Westlich des Plangebietes hat sich in den vergangenen 
Jahren die Firma MC² Europe erfolgreich entwickelt. Die Grundstücksflächen der Firma MC² Eu-
rope sind mittlerweile ausgeschöpft, sodass in absehbarer Zeit eine Betriebserweiterung not-
wendig wird. Hierzu besteht die Absicht, die Flächen des Plangebietes für eine Betriebserweite-
rung in Anspruch zu nehmen. Der Bedarf an weiteren gewerblichen Flächen in der Stadt Hilden 
wird erkannt. Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes (Angebotsplanung) soll 
die Bereitstellung neuer Gewerbeflächen verfolgt werden. Auch sieht der wirksame Flächennut-
zungsplan der Stadt Hilden hier die planungsrechtliche Grundlage für die Gewerbegebietsaus-
weisung vor.  

Durch die Entwicklung von integrierten Standorten soll eine Innenentwicklung forciert werden 
und es wird demnach ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden im Sinne des BauGB ver-
folgt. Mit dem Bebauungsplan werden einem bereits ortsansässigen Unternehmen angemesse-
ne Expansionsmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe angeboten, auch um die Verlagerung von in 
Hilden ansässigen und expansionswilligen Betrieben in andere Städte zu vermeiden. Der Er-
halt, die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplätzen ist ein vorrangiges Ziel dieses Bauleit-
planverfahrens. 

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung, soll auf Grundlage des Baugesetzbuches die bau-
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Entwicklung schaffen.  

7. Planinhalte 

7.1 Städtebauliche Konzeption 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll das im rechtskräftigen Bebauungsplan festge-
setzte Gewerbegebiet erweitert werden. Die städtebauliche Konzeption sieht demnach eine Er-
weiterung der gewerblichen Flächen in Richtung Düsseldorfer Straße vor. Die im rechtskräftigen 
Bebauungsplan festgesetzten Grünflächen sollen demnach reduziert und längs der Düsseldor-
fer Straße analog des westlich anschließenden Teilbereichs des Bebauungsplanes Nr. 103, 2. 
Änderung entlanggeführt werden. So soll ein gleichmäßig breiter Grünstreifen zwischen der 
Düsseldorfer Straße und dem Gewerbegebiet vorgesehen werden, in dem sich die vorhande-
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nen Gehölzstrukturen entlang der Düsseldorfer Straße einordnen und planungsrechtlich gesi-
chert werden können.  

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden zunächst drei Entwurfsvarianten erarbeitet. Zwei 
Varianten sahen gemäß der Planungsintention eine Erweiterung der gewerblichen Flächen vor, 
eine Variante sah die Nullvariante als verbleibende Option vor. Eine konkrete Entwurfsplanung 
besteht für das Plangebiet derzeit nicht, es soll vielmehr eine Angebotsplanung durch die Erwei-
terung des Gewerbegebietes verfolgt und demnach neue Entwicklungsmöglichkeiten für die 
umliegenden Gewerbebetriebe oder neue Betriebe geschaffen werden.  

In der Variante 1 könnte die Erschließung über die Niedenstraße in das Plangebiet aus erfol-
gen. Die Zufahrt des Gewerbegebietes verläuft demnach nördlich der vorhandenen fernmelde-
technischen Anlagen, welche im Bebauungsplan als Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt 
wird. Die privaten Grünflächen führen längs der Düsseldorfer Straße und der Niedenstraße und 
können so das Gewerbegebiet als auch die Fläche für die Versorgungsanlagen räumlich ein-
fassen.  

Die Variante 2 verfolgt grundsätzlich das gleiche Ziel wie Variante 1, jedoch ist hier die Er-
schließung alternativ an der Düsseldorfer Straße im Westen des Plangebietes vorgesehen. Das 
Gewerbegebiet kann bei dieser Variante in etwa die gleichen Ausmaße einnehmen, die privaten 
Grünflächen können in der Variante 2 jedoch in Verlängerung der Düsseldorfer Straße auch 
längs der Niedenstraße weitergeführt werden.  

Die Variante 3 umschreibt die Nullvariante gemäß dem rechtskräftigen Bebauungsplan. In die-
ser Variante können die Planungsziele, ein weiteres Angebot an gewerblichen Flächen zu 
schaffen, nicht ausreichend erzielt werden.  

Im Nachgang zur Bürgeranhörung wurde aufgrund der vorgebrachten Anregungen eine Varian-
te 4 geprüft. Diese sollte eine Erschließung über die Forststraße vorsehen. Da es sich jedoch 
um einen Angebotsbebauungsplan handelt, soll eine Erschließung über öffentlichen Raum er-
folgen und nicht über das bestehende und bebaute Firmengelände. Zudem wurde für den Fall 
einer Betriebserweiterung auch die Erschließung über die Forststraße mit Umfahrung der be-
stehenden Halle geprüft. aus Gründen des Immissionsschutzes wurde dies Variante zunächst 
jedoch. 

Im Nachgang zur ersten Offenlage wurde die Konzeption modifiziert. Durch die Einbeziehung 
zusätzlicher Flächen besteht nun die Möglichkeit, die bestehenden Hallen der Firma MC² Euro-
pe auch in Richtunng Osten zu erweitern. Die verkehrstechnische Erschließung des Plangebie-
tes soll ausschließlich außerhalb der Nacht stattfinden, um Nutzungskonflikte mit der Nachbar-
schaft zu vermeiden. Eine Zufahrt zum Plangebiet ist sowohl über die Forststraße als auch über 
die Niedenstraße grundsätzlich möglich. Mit dem Erwerb der zusätzlichen Flächen untermauert 
die Firma MC² Europe die Absichten, am bestehenden Betriebsstandort expandieren zu wollen. 
Die grundsätzliche Machbarkeit einer Erschließung über die Niedenstraße wurde im Zuge einer 
schalltechnischen Untersuchung dargestellt. Die im Bebauungsplan festgesetzten Emissions-
kontingente sind einzuhalten, der Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung ist ei-
ne Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nur sehr untergeordnet möglich. Die ur-
sprünglich angedachte LKW-Umfahrt um die bestehende Halle ist ohne umfangreiche Schall-
schutzmaßnahmen nicht möglich.  
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Planungsintention ist, durch die vorhandenen und geplanten gewerblichen Nutzungen Syner-
gien zu erzeugen und Entwicklungsmöglichkeiten für die ansässigen Gewerbebetriebe zu er-
möglichen.  

7.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Als Art der baulichen Nutzung wird analog des rechtskräftigen Bebauungsplanes ein Gewerbe-
gebiet festgesetzt. Mit der Festsetzung wird der Planungsintention entsprochen, die Flächen für 
eine gewerbliche Entwicklung zur Verfügung zu stellen. Dabei wird im Geltungsbereich des vor-
liegenden Bebauungsplanes Nr. 103, 3. Änderung „Düsseldorfer Straße / Niedenstraße“ das 
Gewerbegebiet in die Teilbereiche GE2, GE8a, GE8b und GE8C gegliedert. Die Nummerierung 
folgt dabei der Systematik des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 103, 2. Änderung. Hier 
wurde das Gewerbegebiet in die Teilbereiche GE1 bis GE8 gegliedert, wobei sich das GE2 und 
das GE8 auf den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes erstrecken.  

Das Gewerbegebiet wird zum Schutz benachbarter Gebiete analog dem Anhang (Abstandsliste 
2007) zum Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 
06.06.2007 - Abstandserlass - (SMBl. NW 283) gegliedert. So sind die Anlagen der Abstands-
klassen I-VII für die überwiegenden Teile des Plangebietes aufgeschlossen. Lediglich im Süd-
westen des Plangebietes sind Anlagen der Abstandsklasse VII gemäß Abstandsliste 2007 zu-
lässig. Anlagen der Abstandsklassen I-VI sind auch im Südwesten des Plangebietes unzuläs-
sig. Ziel ist es, nur Betriebe und Anlagen zuzulassen, die für die schutzwürdigen Nutzungen in 
der Umgebung keine wesentlichen Störungen verursachen können. Insgesamt ergeben sich 
somit im Plangebiet zwei Untergliederungen im Sinne des Abstandserlasses, in denen Betriebe 
und Anlagen, der in den festgesetzten Gebieten jeweils angeführten Abstandsklassen von der 
Ansiedlung ausgeschlossen sind. 

Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung können nach § 31 Abs. 1 BauGB im Einzelfall 
für Betriebe und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die 
Emissionen der geplanten Anlagen z. B. durch über den Stand der Technik hinausgehende 
Maßnahmen oder durch Betriebseinschränkungen, soweit begrenzt werden, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen in den schutzwürdigen Gebieten vermieden werden. Diese Ausnahmere-
gelung trägt der neusten Entwicklung und den damit einhergehenden sich stetig ändernden 
Stand der Technik Rechnung. 

Innerhalb des Gewerbegebietes werden zur Sicherung des Hildener Zentrums Ausschlüsse 
bzw. Einschränkungen zu Einzelhandelsbetrieben aufgenommen. So ist im Bebauungsplan 
festgesetzt, dass in den mit GE gekennzeichneten Flächen gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO Einzel-
handelsbetriebe nicht zulässig sind. Ausnahmsweise können jedoch Einzelhandelsbetriebe, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben ste-
hen (Werksverkauf), zugelassen werden. Gerade für kleine bis mittlere Handwerks- oder Ge-
werbebetriebe hat der Werksverkauf eine große Bedeutung. Ferner steht der Werksverkauf in 
direktem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem jeweiligen Betrieb. Durch die 
Festsetzung soll das Plangebiet für diese Art von Betrieben attraktiv bleiben. Da es sich hier um 
eine ausnahmsweise zulässige Nutzung handelt, steht sie auch nicht im Widerspruch zu den 
sonstigen Planungszielen.  
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Ferner werden im Gewerbegebiet Bordelle, Dirnenunterkünfte und Einrichtungen mit erotischen 
Angeboten sowie Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Für den Ausschluss liegen im Bereich 
des Plangebietes besondere städtebauliche Gründe vor. Das Plangebiet befindet sich am west-
lichen Ortseingang der Stadt Hilden, an der Düsseldorfer Straße. Demnach sind besondere An-
forderungen an die Gestaltung des Stadt- bzw. Straßenraums und die getroffenen Regelungs-
notwendigkeiten gegeben. Auch schließen nordöstlich des Plangebietes vorwiegend Wohnnut-
zungen an. Diese sensible Nutzung steht in einem Konflikt mit den hier in Rede stehenden Ein-
richtungen. Durch eine Häufung von Vergnügungsstätten im Bereich des Ortseingangs werden 
negative Auswirkungen auf das Stadt- und Straßenbild und sog. „Trading-Down-Effekte“ be-
fürchtet. Im Hildener Stadtgebiet gibt es an weniger sensiblen Standorten Flächen, an denen 
diese Nutzungsarten grundsätzlich möglich sind.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ), einer 
Geschossflächenzahl (GFZ) sowie einer maximal zulässigen Gebäudehöhe geregelt. Durch die 
Festsetzungen wird der Rahmen der baulichen Entwicklung im Plangebiet definiert. 

Für alle Gewerbegebiete (GE2, GE8a, GE8b, GE8c) wird eine GRZ von 0,8 und eine GFZ von 
2,4 festgesetzt. Die Festsetzungen entsprechen damit der Obergrenze des § 17 BauNVO für 
die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung. Mit der Festsetzung wird dem Ziel Rech-
nung getragen, attraktive gewerbliche Entwicklungsflächen zur Verfügung zu stellen und gleich-
zeitig einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB durch 
die optimale Ausnutzung dieser Flächen zu ermöglichen.  

Bei der Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe wird zum einen der geplanten gewerblichen 
Nutzung Rechnung getragen und zum anderen auf die bestehende Bebauung im Umfeld rea-
giert. Das Bestandsgelände liegt bei einer Höhe von rd. 43. m ü NHN. Durch die überwiegend 
festgesetzte zulässige Höhe von 54,0 m ü. NHN können somit Gebäude mit einer Höhe von rd. 
11m errichtet werden. Damit wird den Ansprüchen gewerblicher Nutzer bei der Realisierung 
neuer Lagehallen Rechnung getragen. Zum anderen liegen die Firsthöhen der Bebauung 
Niedenstraße 11 (54,27 m ü. NHN) oder Porscheweg 10-12 (53,75 m ü. NHN) in dieser Grö-
ßenordnung. Im Nordwesten wird im Hinblick auf die angrenzende Wohnbebauung die zulässi-
ge Höhe mit max. 51,0 m ü. NHN festgesetzt, sodass hier eine Erweiterung der westlich an-
grenzenden Halle möglich ist und eine Abstaffelung der zulässigen Gebäudehöhen von der 
Düsseldorfer Straße hin zur nördlich des Plangebeiets gelegenen Wohnbebauung erfolgt. Auf-
grund des Abstandes zur angrenzenden Wohnbebauung am Porscheweg und zur Wohnbebau-
ung an der Niedenstraße wird sich die geplante Bebauung  ins Ortsbild einfügen.  

Darüber hinaus wird in einem untergeordneten Teilbereich des GE 8a eine maximale Gebäude-
höhe von 57,5m ü. NHN festgesetzt, um hier gegebenenfalls auch Betriebsleiterwohnungen 
oberhalb der geplanten Hallen ermöglichen zu können. Die Teilfläche mit einer maximalen Ge-
bäudehöhe von 57,5m ü. NHN liegt von der Düsseldorfer Straße abgewandt und befinden sich 
in einem räumlichen Abstand zur Niedenstraße, sodass keine Beeinträchtigung der angrenzen-
den Nutzungen zu erwarten sind. Die Abstandflächen gemäß BauO NRW sind gegenüber be-
nachbarter Grundstücke in Abhängigkeit der festgesetzten Bauweise einzuhalten.  

Ausnahmsweise wird die Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen durch 
Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen für Abgase und Abluft, sowie durch untergeordnete 
Dachaufbauten (wie z. B. Treppenhäuser oder technische Einrichtungen wie Fahrstuhlschächte 
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etc.) bis zu 3 m auf maximal 15% der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb 
der mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) zugelassen. Die Festset-
zung ist erforderlich, um den Anforderungen für gewerbliche Nutzungen Rechnung zu tragen. 
Durch den Anteil von maximal 15% wird weiterhin sichergestellt, dass die zulässigen Über-
schreitungen auf ein deutlich untergeordnetes Maß reduziert werden.  

Aufgrund der erforderlichen Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen können 
auch bei Ausnutzung der ermöglichten baulichen Höhe die gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse im Hinblick auf eine ausreichende Belichtung und Besonnung angrenzender Nutzun-
gen gewährleistet werden. 

7.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Ergänzend zu den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden im Bebauungsplan 
die Bauweise und die überbaubaren Grundstücksflächen festgesetzt, wodurch der Rahmen der 
baulichen Entwicklung im Plangebiet weiter ausformuliert wird. 

In den Gewerbegebieten ist eine geschlossene Bauweise (g) festgesetzt. Die Festsetzung einer 
geschlossenen Bauweise ermöglicht, an die bereits bestehenden Hallen auf dem Betriebsge-
lände der Firma MC² Europe unmittelbar anzubauen und so eine betriebliche Erweiterung des 
Bestandes ermöglicht. Zudem sind so Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig, wie sie in 
Gewerbegebieten oft vorkommen.  

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind so angeordnet, dass eine flexible Ausgestaltung 
und Nutzung der Grundstücke für zukünftige bauliche Entwicklungsmöglichkeiten nach den Er-
fordernissen der sich ansiedelnden Gewerbebetriebe besteht. Die großzügig ausgewiesenen 
überbaubaren Grundstücksflächen ermöglichen eine flexible Anordnung neuer Baukörper. Bau-
körper können so angeordnet werden, dass sie als aktiver Schallschutz fungierend lärmintensi-
ve Betriebsfreiflächen abschirmen. Entsprechend können benachbarte schutzwürdige Nutzun-
gen vor auftretenden Lärmimmissionen auf den Freiflächen im Plangebiet geschützt werden. 

Gleichzeitig wird mit den Baugrenzen Bezug auf die westlich angrenzende Bestandsbebauung 
genommen und die Ausbildung einer Bebauung parallel zur Düsseldorfer Straße ermöglicht. Ein 
harmonisches Ortsbild kann durch die Festsetzungen erhalten werden. 

 

7.4 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes soll über die umgebenden Straßen erfolgen. 
Die Düsseldorfer Straße B 228 fungiert als Hauptverkehrsachse zwischen dem Düsseldorfer 
Süden und Hilden. Die Niedenstraße fungiert als Erschließungsstraße für die nördlich anschlie-
ßenden Wohn- und Gewerbegebiete. Die Forststraße dient ebenfalls als Erschließungsstraße 
für die nördlich anschließenden Wohn- und Gewerbegebiete. Das Plangebiet kann durch die 
unmittelbare Lage an der Düsseldorfer Straße B 228 über die Niedenstraße sehr gut an das 
überörtliche Straßennetz angebunden werden.  

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden unterschiedliche Erschließungsvarianten geprüft 
(siehe 6.1 städtebauliches Konzept). Eine Erschließung direkt von der Düsseldorfer Straße aus 
erfolgt nicht. Damit wurde der Anregung des Landesbetriebes Straßenbau NRW entsprochen 
und auf Zufahrten und Zugänge zur freien Strecke verzichtet. 
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Eine Erschließung des Geländes ist somit sowohl über die Niedenstraße als auch über die 
Forststraße (über das Betriebsgelände von MC² Europe) grundsätzlich denkbar vorgesehen, im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist der Nachweis zu erbringen, dass die im Bebau-
ungsplan festgesetzten Emissionskontingente eingehalten werden. Aufgrund der festgesetzten 
Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung ist eine Erschließung des Plan-
gebietes über die Forststraße nur sehr untergeordnet und in Verbiundung mit zusätzlichen 
Schallschutzmaßnahmen möglich. 

7.5 Tiefgaragen 

Dem städtebaulichen Ziel folgend, die innerstädtischen Flächenpotenziale im Sinne des Vor-
rangs der Innenentwicklung zu nutzen, soll die Möglichkeit geschaffen werden, im Plangebiet 
den ruhenden Verkehr in einer Tiefgarage unterzubringen. Es wird daher festgesetzt, dass Tief-
garagen und deren Zufahrten innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit TGa gekennzeichne-
ten Fläche zulässig sind. Damit wird zugleich der festgesetzten privaten Grünfläche Rechnung 
getragen und hierzu ein ausreichender Abstand durch die Tiefgarage eingehalten.  

Die Zufahrt zur Tiefgarage ist grundsätzlich über die Niedenstraße vorgesehen. Eine Anbindung 
an die Forststraße ist, wie bereits dargelegt, aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente 
nur untergeordnet und in Verbindung weiterer Schallschutzmaßnahmen möglich.erfolgt von der 
Forststraße aus. 

7.6 Private Grünflächen 

Längs der Düsseldorfer Straße als auch der Niedenstraße sollen private Grünflächen festge-
setzt werden, die das geplante Gewerbegebiet räumlich einfassen sollen. Auch bleibt durch die 
Festsetzung der privaten Grünflächen der begrünte Charakter der Düsseldorfer Straße erhalten.  

Um den Charakter der privaten Grünflächen zu wahren, sind auf diesen Flächen Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze gemäß § 12 BauN-
VO nicht zulässig.  

Die vorhandenen Gehölzstrukturen entlang der Düsseldorfer Straße werden durch die Festset-
zung einer Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen planungs-
rechtlich gesichert. Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten 
Bereiche sind dauerhaft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. 
Demnach sind entfernte Gehölze gemäß den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, au-
tochthonen Arten sowie den im Bebauungsplan festgesetzten Mindestqualitäten zu ersetzen. 

Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgründen zuläs-
sig. Diese Maßnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grünflächenamt – Sachgebiet Grünflächen / 
Forst – der Stadt Hilden vorab abzustimmen. Zudem sind Neupflanzungen mit dem Landesbe-
trieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen abzustimmen.  

7.7 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft  

Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
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Um Kollisionsschäden mit Fledermäusen auszuschließen, wird den Ergebnissen der Arten-
schutzprüfung entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt, dass die Beleuchtung von Stellflä-
chen und Wegestrukturen außerhalb von baulichen Anlagen sowie die eventuelle Beleuchtung 
der Außenbereiche / Gartenanlagen ausschließlich mit LED-Leuchtkörpern zu realisieren ist.  

 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag erstellt. Dabei 
wurde eine naturschutzfachliche Bilanzierung vorgenommen. Innerhalb der festgesetzten Ge-
werbegebietsflächen sind daher 20 Laubbäume mit einem Stammumfang von mind. 18 – 20 cm 
(gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhal-
ten. Vorhandene Laubbäume, welche erhalten bleiben, können auf die Anzahl an anzupflan-
zende Bäume angerechnet werden. Entfernte Bäume sind gemäß den in der Pflanzliste unter 
5.4 der textlichen Festsetzungen angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindest-
qualitäten zu ersetzen. Zudem gewährleistet die Festsetzung ein Mindestmaß an Begrünung 
innerhalb des Plangebietes. 

 

Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Entlang der Düsseldorfer Straße wird eine Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Die Gehölze sind dauerhaft zu unterhalten und unterlie-
gen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Gehölze sind gemäß den in der Pflanzlis-
te angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen. Die Fest-
setzung wird zur Sicherung der Grünstrukturen im unmittelbaren Nahbereich zur Düsseldorfer 
Straße aufgenommen. Damit werden der Erhalt dieser Strukturen und der Anschluss an die 
unmittelbar angrenzenden Grünstrukturen entlang der Düsseldorfer Straße gewährleistet. Die 
Festsetzung trägt zu einem harmonischen Einfügen der Planung in die Bestandssituation bei.  

Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgründen zuläs-
sig. Diese Maßnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grünflächenamt - Sachgebiet Grünflächen / 
Forst - vorab abzustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Straßenbau 
Nordrhein-Westfalen abzustimmen.  

 

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sowie Zuordnung der Flächen für ökologische Ausgleichsmaßnahmen 

Im Rahmen des landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde eine Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung erstellt, diese wurde im Zuge des Verfahrens auf Anregung der Unteren Naturschutz-
behörde des Kreises Mettmann überarbeitet und mit der Fachbehörde abgestimmt. Unter Be-
rücksichtigung der zuvor genannten Maßnahmen und der geänderten Bewertung der Bestands-
flächen verbleibt nun ein Defizit von 1.834 Ökopunkten. Um den Verlust der Biotopstrukturen 
auszugleichen, ist daher die Zuordnung einer externen Kompensationsfläche erforderlich. Aus 
dem Ökokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Ökopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff zuge-
ordnet. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die Ökopunkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ 
auf der von der Gemeinde bereitgestellten Fläche mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung 
Hilden, Flur 15, Flurstück 326. 
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7.8 Fläche für Versorgungsanlagen 

Im Plangebiet wird zur planungsrechtlichen Sicherung der vorhandenen fernmeldetechnischen 
Anlagen (Funkturm einschl. Nebenanlagen) eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der 
Zweckbestimmung „fernmeldetechnische Anlagen“ festgesetzt.  

7.9 Ver- und Entsorgung 

Es wird zum derzeitigen Zeitpunkt davon ausgegangen, dass aufgrund der integrierten Lage die 
Ver- und Entsorgung für das Plangebiet sichergestellt werden kann. Die Flächen werden an die 
öffentliche Kanalisation angeschlossen, diese entwässert im Trennsystem. Vorflut dieses Sys-
tems ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken 
an der Reisholzstraße. Die Beseitigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 
55 Wasserhaushaltsgesetz. 

Die Flächen sind im Generalentwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt, auf-
grund der hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer 
Straße und Forststraße ist eine Rückhaltung im Plangebiet erforderlich. Über Details der Rück-
haltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im Rahmen der jeweiliegen Grund-
stücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren detailiert entschieden. 

Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden 
Bebauungsplan die Dachflächenniederschlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung 
in die öffentliche Kanalisation erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; 
einer ortsnahen (künstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Alt-
lastensituation entgegen. Versickerungsanlagen sind nicht geplant.  

Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann davon ausgegangen werden, dass die Abwas-
serbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Entwässerungspla-
nung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein 
Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maßnahmen zur 
Regenrückhaltung oder Niederschlagswasserbehandlung festgelegt, um etwaige Auswirkungen 
auf das Bestandsnetz zu vermeiden.  

7.10 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Im Plangebiet sind entlang der Düsseldorfer Straße keine Ein- und Ausfahrten zulässig. Eine di-
rekte Anbindung an die freie Strecke soll hierdurch, wie vom Landesbetrieb Straßen NRW ge-
fordert, unterbunden werden und die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs gewährleistet 
werden.  
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8. Immissionsschutz 

Schallschutz 

Bereits zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 103 wurde eine schalltechnische Untersu-
chung erstellt und im Bebauungsplan neben dem Ausschluss von Betrieben der Abstandsklas-
se I bis VI (Abstandserlass 1998) flächenbezogene Schallleistungspegel für die gewerblichen 
Bauflächen festgesetzt, um ein verträgliches Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen sicher-
zustellen.  

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 103 wurde 
eine erneute schalltechnische Untersuchung durchgeführt, welche nach der durchgeführten Of-
fenlage nun auf die aktuellen örtlichen Gegebenheiten aktualisiert wurde. Im Bebauungsplan 
werden flächenbezogene Schallleistungspegel für die gewerblichen Bauflächen festgesetzt, um 
ein verträgliches Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen sicherzustellen.  

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen gemäß § 1 Abs. 4 
BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zulässig, wenn die von Betrie-
ben und Anlagen ausgehenden Geräusche die nachfolgend festgesetzten Geräusch-
Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand: Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten. 

 

        Teilfläche   L EK in dB(A), Tag L EK in dB(A), Nacht 

GE2    56   41 

GE8a    66   49 

GE8b    65   51 

GE8c    53   38 

Fläche für Versorgungsanlagen   55   42 
(Zweckbestimmung Fernmeldetech.  Anlagen) 

 

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 5. Er-
streckt sich der geplante Betrieb über mehrere Teilflächen, so ist das Vorhaben dann zulässig, 
wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist, als die Summe der sich aus den 
Emissionskontingenten der Teilflächen ergebenden Immissionskontingenten.  

Durch die Festsetzung von Emissionskontingenten wird sichergestellt, dass die Immissions-
richtwerte der TA Lärm an umliegenden Immissionsorten eingehalten werden. Der Schallschutz 
für die im Umfeld liegenden schutzwürdigen Nutzungen wird somit gewährleistet. Weitergehen-
de Regelungen und Vorgaben zu Nutzungszeiten sowie An- und Abfahrten werden im Zuge ei-
nes Baugenehmigungsverfahrens bei Vorlage einer konkreten Vorhabenplanung erteilt. Die 
schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan zeigt, dass die Erschließung des Plange-
bietes im Tageszeitraum möglich ist. Im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens werden daher 
zeitliche Einschränkungen zur Nutzung berücksichtigt werden, um Nutzungskonflikte mit der 
benachbarten Wohnnutzung zu vermeiden.   
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Des Weiteren wird im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung bereits dargelegt, dass sich 
der anlagenbezogene Verkehr mit dem übrigen Verkehr auf der Niedenstraße vermischen wird. 
Bei einem konservativen Ansatz hat der Fachgutachter dabei bereits berücksichtigt, dass bis zu 
10% des Gesamtverkehrs durch das Plangebiet erzeugt werden könnte. Eine Erhöhung des 
Verkehrslärms um mindestestens 3 dB(A) würde jedoch erst bei einer Verdopplung des Ver-
kehrsaufkommens eintreten.  

Die unter Nummer 7.4 Absatz 2 der TA Lärm genannten Kriterien sind damit nicht erfüllt und ei-
ne gesonderte Betrachtung der Geräusche des künftig zu erwartenden An- und Abfahrverkehrs 
auf den öffentlichen Straßen ist nicht erforderlich. 

In diesem Kontext ist bei der Festlegung von Emissionskontingenten in Gewerbegebieten auf 
ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) hinzu-
weisen. Gemäß des Urteils müssen im Stadtgebiet der plangebenden Kommune grundsätzlich 
Gewerbeflächen vorhanden sein, in denen das Nutzungsspektrum des § 8 BauNVO planungs-
rechtlich ausgeschöpft werden können. Dies ist in Hilden der Fall; es bestehen ausreichende 
Gewerbe- und Industriegebiete, in denen Gewerbebetriebe aller Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauN-
VO i.V.m. § 9 Abs. 1 und 2 BauNVO) planungsrechtlich zulässig sind.  

 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebslei-
ter 

Im Hinblick auf die im Plangebiet ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Be-
reitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter wurde der öffentliche Straßen-
verkehrslärm im Zuge der schalltechnischen Untersuchung betrachtet. Gemäß der geplanten 
Konzeption, die zuvor genannte Nutzung oberhalb der geplanten Halle unterzubringen, wurde 
dies im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung geprüft. Die Ergebnisse der Untersu-
chung zeigen, dass im Bereich der geplanten Wohnung bzw. Wohnungen sowohl tagsüber als 
auch nachts die Orientierungswerte der DIN 18005 von 65 dB(A) für die Tagzeit und 55 dB(A) 
für die Nachtzeit in einem Gewerbegebiet unterschritten werden. Folglich werden die Anforde-
rungen der DIN 18005 für Lärm aus öffentlichem Straßenverkehr erfüllt. Maßnahmen zum 
Schutz vor Verkehrsgeräuschen sind somit nicht erforderlich. 

Auch hinsichtlich des Gewerbelärms kommt die schalltechnische Untersuchung zu dem Ergeb-
nis, dass die Geräuschimmissionen aus dem Gewerbelärm die zulässigen Orientierungswerte 
der DIN 18005 bzw. die Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm ebenfalls deutlich unterschreiten. 

Auf Ebene des Bebauungsplanes wird somit nachgewiesen, dass die Unterbringung von Woh-
nungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter 
im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. Je nach Anordnung dieser Wohnungen innerhalb des 
Plangebietes sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens Anforderungen an den Schall-
schutz zu stellen. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind zu berücksichtigen. 
Die zur Wahrung gesunder Wohnverhältnisse im Inneren von Gebäuden notwendige Betrach-
tung der Außenbauteile muss jedoch im Rahmen des Schallschutznachweises einer konkreten 
Vorhabenplanung erfolgen. 

 

SEVESO-III-Richtlinie 
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Im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, südlich der Düsseldorfer Straße, befindet sich der 
Betriebsbereich der 3M Deutschland GmbH in Hilden. Im Jahr 2013 wurde im Auftrag der Stadt 
ein Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-II-Richtlinie bzw. §50 BImSchG zur Verträglich-
keit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und Akzo Nobel Packaging Coatings 
GmbH mit Planungen in deren Umfeld durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis des Gutach-
tens werden Abstandsempfehlungen im Hinblick auf Wärmestrahlung und Toxität gegeben. Das 
Plangebiet liegt überwiegend innerhalb des Achtungsabstandes aufgrund der Richtklinie VDI 
3783. Darüber hinaus liegen weite Teile des Plangebietes innerhalb der Abstandsempfehlung 
auf Grundlage des Beurteilungswertes für Wärmestrahlung beim Brand von Aceton. Das Gut-
achten zeigt jedoch auch auf, dass es sich im Umfel der Betriebe um eine Gemengelage han-
delt. Bereits heute befindet sich östlich der Niedenstraße eine realisierte Wohnbebauung.  

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde daher ein ergänzendes Gutachten 
zur Berücksichtigung des Art. 13 der Seveso-III-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG innerhalb 
des Bebauungsplans Nr. 103-03 der Stadt Hilden durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis 
ist die Realisierung der geplanten Betriebsangehörigen Wohnungen innerhalb des angemesse-
nen Abstandes eines Betriebsbereiches sowie innerhalb eines Gewerbegebietes im Sinne des 
§ 50 BImSchG möglich.  

Ferner schlägt der Gutachter vor, dass Einzelhandel (Werksverkauf) zur Wahrung angemesse-
ner Abstände ausgeschlossen werden sollte. Dieser Empfehlung wird im vorliegenden Bauleit-
planverfahren nicht gefolgt, da im Fall des Unternehmens MC² Europe der Verkauf von Messe-
artikeln nicht mit dem klassischen Einzelhandel an Endkunden vergleichbar wäre und es sich 
um einen sehr kleinen Kundenkreis handeln würde. In diesem Fall wären geeignete Maßnah-
men im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass eine Gefährdung ausge-
schlossen werden kann.  

9. Kennzeichnung 

Im Plangebiet befinden sich Flächen, die im „Altlastenkataster“ des Kreises Mettmann verzeich-
net sind. Das Flurstück 313, ist Bestandteil der Fläche mit der Nummer 35369/4 Hi „Umgebung 
Fa. Radenberg und Fa. Herzog“, welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Alt-
lastenklasse 2 „keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ verzeichnet ist.  

Im Bebauungsplan wird der entsprechende Bereich des Plangebietes gekennzeichnet und ein 
Hinweis aufgenommen, dass bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsänderungen im Be-
reich der Fläche 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann die Untere Bo-
denschutzbehörde des Kreises Mettmann zu beteiligen ist.  

Das Thema Altlasten und Bodenschutz wird zudem im Umweltbericht behandelt.   

10. Hinweise 

 
Grüngestaltungssatzung in Gewerbegebieten 

Die Satzung über die Grüngestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt Hilden in 
der zurzeit gültigen Fassung ist im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes an-
zuwenden. 
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Leitungen der Stadtwerke Hilden  

Entlang der südlichen Grundstücksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten Gehölz-
streifen mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Sämtliche Arbeiten in diesem Bereich sind 
vorab mit den Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von Bäumen ist, wenn möglich, ein 
Abstand zur Leitung einzuhalten. Ist dies nicht möglich, ist ein geeigneter Leitungsschutz einzu-
bauen. 

Zudem verlaufen entlang der südlichen und östlichen Grundstücksgrenze Leitungen der Gas-
LINE. Die Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m beiderseits der 
Achse). Sämtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den Versorgungsträgern abzu-
stimmen. Das Merkblatt "Berücksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit ein-
liegenden Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebau-
ungsplänen" ist zu berücksichtigen.  

 

Artenschutz 

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) auszuschließen, sind Rodungen von Gehölzen gemäß § 39 BNatSchG nur im Zeit-
raum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulässig. 

 

Bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume sind Maßnahmen zur Risikominimierung (Kon-
trolle von Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abend-
stunden vor den Fällarbeiten) vorzusehen, die durch eine ökologische Baubegleitung sicherge-
stellt werden. Falls im Zuge der Arbeiten Tiere vorgefunden werden, können diese versorgt und 
ggf. umgesiedelt werden. In diesem Fall sind die Verluste an Quartierangeboten durch das An-
bringen von artenspezifischen Nistkästen im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. 

 

Grundwassermessstellen 

Im Plangebiet befinden sich die zwei Grundwassermesstellen (MG 4/1 und MG4/2), welche Be-
standteil des regelmäßigen Monitorings des Kreises Mettmann zur Eintragung der LCKW-
Grundwasserbelastung Hilden-Benrath sind. Bei Umsetzung des Bebauungsplanes und einer 
Überplanung der bestehenden Grundwassermessstellen ist ein adäquater Ersatz in Abstim-
mung mit dem Kreis Mettmann zu schaffen. Darüber hinaus liegt der Stadt Hilden sowie dem 
Kreis Mettmann von Seiten der heutigen Grundstückseigentümer eine entsprechende Absichts-
erklärung vor.  

 

Einsichtnahme in außerstaatliche Regelungen 

Die außerstaatlichen Regelungen (wie z. B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in 
den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, können im Planungs- und Vermessungs-
amt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden. 
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11. Eingriff in Boden, Natur und Landschaft 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung aus dem Jahre 2006 setzt für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ein Gewerbegebiet sowie private Grünflächen fest. Das 
Gewerbegebiet soll gemäß Planung zulasten der privaten Grünflächen erweitert werden. Dem-
nach wird ein entsprechender Eingriff in Boden, Natur und Landschaft durch Umsetzung des 
Bebauungsplanes vorbereitet. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde daher eine Bilan-
zierung des Eingriffs im landschaftspflegerischen Fachbeitrag vorgenommen und im Umweltbe-
richt zum Bebauungsplan dokumentiert.  

 

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist (wie in Kapitel 7.7 dargestellt) die Zu-
ordnung einer externen Kompensationsfläche erforderlich. Aus dem Ökokonto der Stadt Hilden 
werden 1.834 Ökopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete Maß-
nahmenfläche für die Ökopunkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde 
bereitgestellten Fläche mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. 

 



STADT HILDEN BEBAUUNGSPLAN NR. 103, 3. ÄNDERUNG „DÜSSELDORFER STRAßE / NIEDENSTRAßE“  

 

 

ISR Innovative Stadt und Raumplanung GmbH, Zur Pumpstation 1, 42781 Haan, mail@isr-haan.de, www.isr-haan.de 21 

Teil B – Umweltbericht 

1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes 

Das Plangebiet befindet sich an der Düsseldorfer Straße, im Westen des Stadtgebietes Hilden. 
Es umfasst Grundstücksflächen im Bereich der Düsseldorfer Straße, westlich der Niedenstraße.  

Das Plangebiet „Düsseldorfer Straße/ Niedenstraße“ wird im Westen und Norden begrenzt 
durch vorhandene, gewerblich genutzte Grundstücksflächen, im Osten durch die Niedenstraße 
und im Süden durch die Düsseldorfer Straße (B 228). Für das Plangebiet existiert der rechts-
kräftige Bebauungsplan Nr. 103 in der 2. Änderung aus dem Jahr 2006. Der geplante Bebau-
ungsplan stellt die 3. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes dar. 

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung setzt für den überwiegenden Teil des Plangebietes 
ein Gewerbegebiet fest. Im Süden ist parallel zur Düsseldorfer Straße ein 8 m breiter Grünstrei-
fen als private Grünfläche mit einem Pflanzerhalt festgesetzt. Im Osten des Plangebietes befin-
det sich ist ein Funkmast einschließlich Nebenanlagen. Diese fernmeldetechnischen Anlagen 
sind durch einen Zaun eingefriedet. Im Bebauungsplan wird eine Fläche für Versorgungsanla-
gen mit der Zweckbestimmung „Fernmeldetechnik - Anlagen“ festgesetzt. 

Ziel der Planung ist es, eine für den Standort angemessene gewerbliche Nutzung zu ermögli-
chen. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird die vorhandene Gewerbegebietsaus-
weisung zur Düsseldorfer Straße hin erweitert, um hier derzeit minder genutzte Grundstücke für 
eine gewerbliche Nutzung zu aktivieren.  

2 Ziele des Umweltschutzes 

2.1  Allgemeine Umweltschutzziele 

 

Die Umweltschutzziele für das Plangebiet lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Schutzgut Quelle Zielaussage 

 

Tiere und 
Pflanzen 

 

 

 

 

  

Bundesnaturschutzgesetz/ 
Landschaftsgesetz NW 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Le-
bensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schüt-
zen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustel-
len, dass 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

• die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter, 

• die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten  
und Lebensräume sowie 

• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert 
von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind. 

 Baugesetzbuch Bei Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange des 
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Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft , Klima und das Wirkungsgefüge 
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt (§ 1a 
III BauGB) 

Boden Bundesbodenschutzgesetz Ziele des BBodSchG sind 

• der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funk-
tionen im Naturhaushalt, insbesondere als  

- Lebensgrundlage und –raum für Menschen, Tiere und Pflan-
zen 

- Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und 
Nährstoffkreisläufen 

- Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen (Grundwas-
serschutz), 

- Archiv für Natur- und Kulturgeschichte, 

- Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirt-
schaftliche sowie siedlungsbezogene und öffentliche Nut-
zungen 

• der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderun-
gen 

• Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bo-
denveränderung 

• die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderun-
gen und Altlasten 

 Baugesetzbuch Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und Innenentwick-
lung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden. 

Wasser Wasserhaushaltsgesetz Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum 
Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträch-
tigungen ihrer ökologischen Funktionen. 

 Landeswassergesetz Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der Gewässer vor vermeidba-
ren Beeinträchtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers 
sowie die Bewirtschaftung von Gewässern zum Wohl der Allgemeinheit. 

Niederschlagswasser ist für erstmals bebaute oder befestigte Flächen 
ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder in ein Gewässer einzuleiten, 
sofern es die örtlichen Verhältnisse zulassen. 

Klima Landesnaturschutzgesetz 
NRW 

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Siche-
rung des Naturhaushaltes (und damit auch der klimatischen Verhältnis-
se) als Lebensgrundlage des Menschen und Grundlage für seine Erho-
lung. 

Luft Bundesimmissionsschutz-
gesetz 

Schutz der Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Was-
sers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des 
Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Be-
lästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen). 

 TA Luft Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur 
Erzielung eines hohen Schutzniveaus für die gesamte Umwelt. 

Landschaft Bundesnaturschutzgesetz/ 
Landschaftsgesetz NW 

Schutz, Pflege, Entwicklung und ggfs. Wiederherstellung der Landschaft 
aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen 
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auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Land-
schaft.  

Mensch TA Lärm / BImSchG & VO / 
DIN 18005 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Geräusche sowie deren Vorsorge. 

Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölkerung 
ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung ins-
besondere am Entstehungsort, aber auch durch städtebauliche Maß-
nahmen in Form von Lärmvorsorge und –minderung bewirkt werden 
soll. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Baugesetzbuch / Denkmal-
schutzgesetz NRW 

Schutz von Kultur- und sonstigen Sachgütern vor negativen Einflüssen, 
Überbauung etc. 

 

2.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Regionalplan 

Das Plangebiet wird im gültigen Regionalplan der Bezirksregierung Düsseldorf (RPD 2018) als 
Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) ausgewiesen.  

Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als Gewerbe-
gebiet dar. Im Eckbereich der Düsseldorfer Straße/ Niedenstraße ist das Symbol „Post“ als 
Gemeinbedarfseinrichtung dargestellt. Ferner ist eine Richtfunkstrecke im Plangebiet darge-
stellt. Entlang der Düsseldorfer Straße sind Leitungen der Stadtwerke Wuppertal – Stadtwerke 
Solingen sowie eine Hauptabwasserleitung im Flächennutzungsplan dargestellt. Die Grenze der 
Ortsdurchfahrt ist im Flächennutzungsplan im westlichen Anschluss der Niedenstraße darge-
stellt, obwohl sie zurzeit weiter östlich und zwar im Bereich der Einmündung der Grabenstraße 
in die Düsseldorfer Straße liegt.   

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung, kann gem. § 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des 
wirksamen Flächennutzungsplanes entwickelt werden.  

Bebauungsplan 

Für das Plangebiet besteht bereits seit dem 22.12.2006 der rechtskräftige Bebauungsplan 
Nr. 103 in der 2. Änderung. Dieser setzt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans im Nor-
den ein Gewerbegebiet und im Süden eine private Grünfläche fest. Für das Gewerbegebiet sind 
im Bebauungsplan die zulässigen Emissionskontingente geregelt, Betriebe und Anlagen mit 
nächtlichem Lieferverkehr sind unzulässig. Darüber hinaus sind im Gewerbegebiet Betriebe und 
Anlagen der Abstandsklasse I bis VI nicht zulässig. 

Hochwasserrisiko 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung für die 
Itter im Bereich eines HQextrem, d.h. die Flächen werden in sehr seltenen Fällen überflutet. Das 
Plangebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwem-
mungsbgebiet.  
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3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der 
Prognose bei Durchführung der Planung 

Im Folgenden werden die Auswirkungen des Planvorhabens auf die einzelnen Schutzgüter ana-
lysiert und bewertet. Da für das Plangebiet ein geltendes Planungsrecht aus dem Jahr 2006 be-
steht, wird auf dieser Grundlage das neue Planvorhaben in der Umweltprüfung bewertet. In ei-
nem ersten Schritt wird allgemein die Bestandssituation beschrieben. Anschließend werden in 
einem weiteren Schritt die Umweltauswirkungen im Verhältnis zwischen altem und neuem Bau-
recht analysiert und in diesem Zusammenhang bewertet. Aus diesen Ergebnissen werden die 
Auswirkungen bei Umsetzung des Planvorhabens abgeleitet und unter dem Punkt „Ergebnis“ 
zusammengefasst und unter dem Punkte „Bewertung“ in der Abstufung gering, mäßig oder er-
heblich bewertet. 

3.1  Schutzgut Mensch – Bevölkerung/Gesundheit 

Für das Schutzgut Mensch sind die mit der Planung einhergehenden Auswirkungen auf das 
Wohnumfeld von Bedeutung.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Die Fläche wird im Wesentlichen durch Rasenfläche und den begrenzten Baumbestand entlang 
der Düsseldorfer Straße geprägt. Da diese Flächen nicht zugänglich sind, haben sie keine we-
sentliche Erholungsfunktion für das „Schutzgut Mensch“.  

In der gesamtstädtischen Lärmkartierung (Lärmkartierung zur Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Hilden in Verbindung mit der Kartierung im Rahmen der EU-
Umgebungslärmrichtlinie – Straßenverkehrslärmemissionen – April 2008, Grasy + Zanolli, Köln) 
der Stadt Hilden ist für das Plangebiet bereits durch die Geräuschimmissionen aus Straßenver-
kehrslärm sowie Gewerbelärm eine Lärmbelastung festgestellt worden. Entlang der Düsseldor-
fer Straße konnten demnach bis zu 70 dB(A) am Straßenrand, im hinteren Plangebiet 60 dB (A) 
aufgrund des Verkehrslärms ermittelt werden. Durch die umliegenden Gewerbe- und Industrie-
betriebe, vor allem im Süden der Düsseldorfer Straße konnten bis zu 65 dB(A) im gesamten 
Planungsgebiet in der gesamtstädtischen Lärmkartierung aus 2008 festgestellt werden. Nachts 
werden Spitzenwerte von bis zu 60 dB(A) erreicht. Das Plangebiet ist deshalb durch Gewerbe- 
und Straßenlärm als vorbelastet zu bewerten. 

Aus den Nutzungen der umliegenden Grundstücke ergeben sich typische nutzungsbedingte 
Lärmimmissionen. Eine schalltechnische Untersuchung1 wurde im August 2018 durch die TAC–
Technische Akustik im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erstellt. Diese zeigt, dass durch den 
öffentlichen Straßenverkehrslärm sowohl tagsüber als auch nachts die Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Gewerbegebiet (GE) im gesamten Plangebiet unterschritten werden.  

                                                
1 Schalltechnische Untersuchung zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 103 „Düsseldorfer Straße/ Niedenstraße“ 

in Hilden-West, erstellt am 27.08.2018, TAC – Technische Akustik - Heinrich-Hertz-Straße 3 - 41516 Grevenbroich 



STADT HILDEN BEBAUUNGSPLAN NR. 103, 3. ÄNDERUNG „DÜSSELDORFER STRAßE / NIEDENSTRAßE“  

 

 

ISR Innovative Stadt und Raumplanung GmbH, Zur Pumpstation 1, 42781 Haan, mail@isr-haan.de, www.isr-haan.de 25 

Im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, südlich der Düsseldorfer Straße, befindet sich der 
Betriebsbereich der 3M Deutschland GmbH in Hilden. Im Jahr 2013 wurde im Auftrag der Stadt 
ein Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-II-Richtlinie bzw. §50 BImSchG zur Verträglich-
keit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und Akzo Nobel Packaging Coatings 
GmbH mit Planungen in deren Umfeld durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis des Gutach-
tens werden Abstandsempfehlungen im Hinblick auf Wärmestrahlung und Toxität gegeben. Das 
Plangebiet liegt überwiegend innerhalb des Achtungsabstandes aufgrund der Richtklinie VDI 
3783. Darüber hinaus liegen weite Teile des Plangebietes innerhalb der Abstandsempfehlung 
auf Grundlage des Beurteilungswertes für Wärmestrahlung beim Brand von Aceton. Das Gut-
achten zeigt jedoch auch auf, dass es sich im Umfeld der Betriebe um eine Gemengelage han-
delt. Bereits heute befindet sich östlich der Niedenstraße eine realisierte Wohnbebauung.  

b) altes Baurecht 

Im bestehenden Bebauungsplan ist im nördlichen Bereich ein Gewerbegebiet festgesetzt in 
dem nur Betriebe und Anlagen zulässig sind, deren Geräusche die angegebenen Emissions-
kontingente LEK nach DIN 45691 (tags 57 dB(A), nachts 42 dB(A)) weder tagsüber noch nachts 
überschreiten. Außerdem sind in allen GE-Flächen Betriebe und Anlagen der Abstandsklassen I 
bis VI nicht zulässig.  

Der Großteil des Plangebietes ist parallel der Düsseldorfer Straße als private Grünfläche aus-
gewiesen.  

c) neues Baurecht 

Aus den Nutzungen der umliegenden Grundstücke ergeben sich typische nutzungsbedingte 
Lärmimmissionen. Eine schalltechnische Untersuchung wurde im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens durchgeführt, im Ergebnis wurden Emissionskontingente festgesetzt. Bei Einhaltung 
dieser Kontingente wird ein verträgliches Nebeneinander der geplanten gewerblichen Entwick-
lung des Plangebietes und der benachbarten Wohnnutzung gewährleistet. 

Die Festsetzung des alten Baurechts, bezüglich der aufgrund der Abstandsklassen zulässigen 
Betriebe, wurde grundsätzlich in das neue Baurecht übernommen, sodass hier keine wesentli-
chen Veränderungen gegenüber dem alten Baurecht entstehen. 

Der Verkehrslärm wurde unter Zuhilfenahme der gesamtstädtischen Lärmkartierung bewertet. 
Hieraus ist eine bestehende Belastung durch Verkehrslärm ersichtlich. Es ist davon auszuge-
hen, dass mit voller Ausnutzung des Bebauungsplanes in Bezug auf Lärmimmissionen keine 
wesentliche Änderung gegenüber der heutigen Bestandssituation entstehen wird.  

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde ein ergänzendes Gutachten zur Be-
rücksichtigung des Art. 13 der Seveso-III-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG innerhalb des Be-
bauungsplans Nr. 103-03 der Stadt Hilden durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis ist die 
Realisierung der geplanten Betriebsangehörigen Wohnungen innerhalb des angemessenen 
Abstandes eines Betriebsbereiches sowie innerhalb eines Gewerbegebietes im Sinne des § 50 
BImSchG möglich.  

Ferner schlägt der Gutachter vor, dass Einzelhandel (Werksverkauf) zur Wahrung angemesse-
ner Abstände ausgeschlossen werden sollte. Dieser Empfehlung wird im vorliegenden Bauleit-
planverfahren nicht gefolgt, da im Fall des Unternehmens MC² Europe der Verkauf von Messe-
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artikeln nicht mit dem klassischen Einzelhandel an Endkunden vergleichbar wäre und es sich 
um einen sehr kleinen Kundenkreis handeln würde. In diesem Fall wären geeignete Maßnah-
men im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass eine Gefährdung ausge-
schlossen werden kann.  

Auswirkung 

Durch die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 103 wird eine höhere Auslastung des Grund-
stückes vorbereitet. Ein Großteil der Fläche wird als Gewerbegebiet ausgewiesen, wodurch ei-
ne höhere bauliche Ausnutzung des Grundstückes ermöglicht wird. Mit der Planung geht eine 
Erhöhung der Lärmemissionen einher. Gleichwohl werden durch die im Bebauungsplan festge-
setzten Emissionskontingente die zulässigen Emissionen begrenzt, sodass gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben. Das Plangebiet ist durch die umliegenden Gewerbe- und 
Industriebetriebe und die Düsseldorfer Straße bereits vorbelastet. Die Vorbelastung wurde im 
Zuge der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. Durch die zusätzlichen Gewerbeflä-
chen wird durch die festgesetzten Emmissionskontingente keine erhebliche Lärmbelastung er-
wartet. Zum Schutz vor Geräuschen aus dem öffentlichen Straßenverkehr sind keine Schall-
schutzmaßnahmen notwendig, der anlagenbezogene Verkehr wird sich umgehend mit dem 
Straßenverkehr mischen und in Anbetracht der bestehenden Verkehrsbelastung auf den umlie-
genden Straßen nur eine deutlich untergeordnete Rolle spielen.  

Ergebnis 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt. 
Im Ergebnis wurden Emissionskontingente festgesetzt, wodurch ein verträgliches Nebeneinan-
der der geplanten gewerblichen Nutzung und der angrenzenden Wohnnutzung gewährleistet 
wird. 

Die durchgeführte schalltechnische Untersuchung stellte fest, dass die Anforderungen der TA 
Lärm erfüllt werden.  

Ferner werden durch die Festsetzung der zulässigen Betriebe die Lärmemissionen durch die 
Gewerbenutzung eingeschränkt. Gewerbelärm ist im Bestand durch die umliegenden Betriebe 
bereits existent. Den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung ist jedoch zu entneh-
men, dass die Anteile der Vorbelastung an den betrachteten Immissionsorten deutlich unterhalb 
der zulässigen Immissionsrichtwerte liegen. Durch die nun berechneten Emissionskontingente 
wird eine Erhöhung der Lärmemissionen ermöglicht, gleichzeitig werden die verbindlichen 
Richtwerte der TA-Lärm nicht überschritten.  

Hinischtlich des unmittelbar südlich der Düsseldorfer Straße angrenzenden Störfallbetriebes 
sind grundsätzlich die vorgesehenen Nutzungen des Plangebietes möglich, im Zuge von Bau-
genehmigungsverfahren sind jedoch geeignete Maßnahmen festzulegen, welche eine Gefähr-
dung des Schutzgutes Mensch minimieren.  

Bewertung: gering-mäßig 
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3.2  Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften/Biotoptypen 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt in § 44 die Vorschriften für besonders und 
streng geschützte Tier- und Pflanzenarten. Demnach ist es verboten Tiere zu töten, während 
bestimmter Zeiten erheblich zu stören oder Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zu beschädigen. 
Zusätzlich ist es verboten, Pflanzen zu beschädigen. 

Um dem Gesetz Rechnung zu tragen, wurde eine Artenschutzprüfung nach den Vorgaben der 
Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtli-
nien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- und Zulas-
sungsverfahren (VV-Artenschutz) durchgeführt. In einem ersten Schritt wurde das Vorkommen 
streng bzw. besonders geschützter Arten anhand des Naturschutz-Fachinformationssystems 
unter http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de geprüft. Anhand der Liste planungsre-
levanter Arten des Messtischblattes 48071 (Hilden) wurden die Habitatanforderungen der Arten 
mit den im Plangebiet vorhandenen Raumstrukturen verglichen und bei Ortsbegehungen in der 
Örtlichkeit überprüft. Die Ergebnisse sind im Folgenden zusammengefasst. 

Beschreibung 

a) Bestand 

Die Bestandssituation im Plangebiet ist geprägt durch die Grünfläche parallel zur Düsseldorfer 
Straße und zur Niedenstraße, die durch einen Baumbestand eingegrenzt wird. Im östlichen 
Plangebiet befindet sich außerdem ein Funkmast mit den dazugehörigen Nebeneinrichtungen. 
Auf dem schmalen Streifen im nördlichen Plangebiet haben bereits Fällungen stattgefunden. 
Hochwertige Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

b) altes Baurecht 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung ist die nördliche Fläche des Plangebie-
tes als Gewerbegebiet, die südliche Fläche als private Grünfläche festgesetzt.  

c) neues Baurecht 

Das neue Baurecht sieht im Wesentlichen eine Erweiterung der Gewerbeflächen und die ent-
sprechende Reduktion der Grünfläche vor. Der Funkmast mit den Nebeneinrichtungen bleibt 
von der Planung unberührt. Längs der Düsseldorfer Straße als auch der Niedenstraße werden 
private Grünflächen festgesetzt, die das geplante Gewerbegebiet räumlich einfassen. Entlang 
der Düsseldorfer Straße wird diese private Grünfläche zudem als Fläche zum Erhalt von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Durch diese Festsetzungen werden 
die vorhandenen Gehölzstrukturen planungsrechtlich gesichert. Somit bleibt der begrünte Cha-
rakter der Düsseldorfer Straße an dieser Stelle erhalten.  
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Auswirkung 

Gegenüber dem alten Planungsrecht wird durch die Neuplanung im Wesentlichen nur die Grün-
fläche ohne Baumbestand reduziert und als Gewerbegebiet ausgewiesen.  

Hinweise auf planungsrelevante Arten liegen für diesen Bereich nicht vor. Das Vorkommen 
streng bzw. besonders geschützter Arten wurde anhand der Naturschutz-
Fachinformationssysteme NRW unter http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de ge-
prüft. Anhand der Liste von planungsrelevanten Arten des Messtischblattes 48071 (Hilden) 
wurden die Habitatanforderungen der Arten mit den im Plangebiet vorhandenen Raumstruktu-
ren und Lebensraumtypen verglichen. 

Im Plangebiet befindet sich keine registrierte Biotop- bzw. Biotopverbundfläche. Ferner ist es 
nicht Bestandteil eines gemeldeten FFH- oder Vogelschutzgebiets. 

Der überwiegende Teil der planungsrelevanten Arten des Messtischblattes, unter Eingrenzung 
der Lebensraumtypen, ist im Erhaltungszustand als günstig zu bewerten. Im Plangebiet sind po-
tenzielle Lebensräume für Allerweltsarten mit einem landesweit günstigen Erhaltungszustand 
und einer großen Anpassungsfähigkeit vorhanden.  

Im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung konnte in gebührendem Umfang nachgewiesen 
werden, dass bei Umsetzung der Planung keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von pla-
nungsrelevanten Arten im Bereich des Plangebietes nachgewiesen zerstört werden. Es wurden 
keine sonstigen Arten festgestellt, für welche die Verbotstatbestände gem. BNatSchG § 44 der 
Planung entgegenstünden. Ferner wurden in einer Recherche in der „Landschaftsinformations-
sammlung“ (@LINFOS) des Ministeriums keine Anhaltspunkte für planungsrelevante Arten ge-
funden. Lediglich die Gehölzstrukturen könnten potentiell für die Avifauna von Bedeutung sein. 
Diese werden jedoch bei der Änderung des Bebauungsplanes nicht nur geringfügig tangiert, da 
im südlichen Bereich eine private Grünfläche sowie eine Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt wird und somit der Gehölzbestand in diesem 
Bereich erhalten werden kann. Lediglich im nördlichen Bereich kann es zum Verlust der Ge-
hölzstruktur kommen dieser Eingriff wird jedoch bereits durch den rechtskräftigen Bebauungs-
plan vorbereitet. 

Im nördlichen Bereich des Teilgebietes GE 8c wurden in einer ergänzenden Ortsbegehung im 
Frühjahr 2019 im Rahmen der Artenschutzprüfung zwei Bäume mit Spechthöhlen festgestellt. 
Um artenschutzrechtliche Konflikte abschließend ausschließen zu können, werden im Bebau-
ungsplan artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen formuliert. Es ist bereits ein textlicher 
Hinweis im Bebauungsplan auf die einzuhaltenden Rodungszeiten gemäß § 39 BNatSchG ent-
halten. Die Hinweise werden gemäß den Abstimmungen mit der Unteren Naturschutzbehörde 
beim Kreis Mettmann ergänzt, sodass bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume Maß-
nahmen zur Risikominimierung (artenschutzrechtliche Kontrolle von Höhlen vor der Fällung mit-
tels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzuse-
hen sind, die durch eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der 
Arbeiten Individuen vorgefunden werden, können diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. 
In diesem Fall sind die Verluste an Quartiersangeboten durch das Anbringen von artenspezifi-
schen Nistkästen im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. Die Vorschriften des § 45 Abs. 7 
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BNatSchG zur Ausnahmegenehmigung bei der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mett-
mann zur Fällung der Quartierbäume bleiben davon unberührt. 

Insgesamt ist der durch das Vorhaben verursachte Eingriff in Bezug auf die planungsrelevanten 
Arten als nicht erheblich einzustufen, da die Kernbereiche bzw. Verbreitungsschwerpunkte der 
lokalen Populationen nicht betroffen sind. 

Ergebnis 

Durch die anthropogen überformten und versiegelten Flächen in der Umgebung des Plangebie-
tes ist die Fläche grundsätzlich einer geringen ökologischen Wertigkeit zuzuordnen. Durch die 
Umsetzung der Planung kommt es zwar zu einer Vergrößerung der überbaubaren Flächen und 
zu einer höheren Versiegelungsrate, jedoch werden durch die Festsetzung „Grünfläche“ ent-
sprechende unversiegelte Bereiche erhalten. Auswirkungen auf planungsrelevante Arten sind 
nicht zu erwarten, da planungsrelevante Arten im Plangebiet keinen Lebensraum haben. Ge-
hölzbestände, welche potenziell für Vögel von Bedeutung sind, werden im südlichen Bereich 
nicht tangiert. Im nördlichen Bereich des Plangebietes sind die Gehölzstrukturen bereits durch 
den rechtskräftigen Bebauungsplan überplant.  

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) auszuschließen, sind Rodungen von Gehölzen gemäß § 39 BNatSchG nur im Zeit-
raum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulässig, ein entsprechender 
Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. Ferner wird den gutachterlichen Ausfüh-
rungen Rechnung getragen und eine Festsetzung aufgenommen, dass die Beleuchtung von 
Stellflächen und Wegestrukturen außerhalb von baulichen Anlagen sowie die eventuelle Be-
leuchtung der Außenbereiche / Gartenanlagen ausschließlich mit LED-Leuchtkörpern zu reali-
sieren ist.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaf-
ten/Biotoptypen keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 

Bewertung: Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten 

3.3  Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Ort- und Landschaftsbild stehen die optischen Eindrücke 
in der Betrachtung im Vordergrund. Von Bedeutung sind die Aspekte Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit als festgelegte Faktoren für die Bewertung. Im Folgenden wird das Schutzgut Orts-
bild verbal argumentativ beschrieben und bewertet. Auf die Betrachtung des Landschaftsbildes 
wird jedoch verzichtet, da das Plangebiet vollständig dem städtischen Siedlungsbereich zuzu-
ordnen ist. 

Beschreibung 

a) Bestand 
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Das Umfeld des Plangebietes ist durch Industrie- und Gewerbebetriebe geprägt, die sich nach 
Osten hin verdichten. Südlich der Düsseldorfer Str., außerhalb des Plangebietes, befindet sich 
eine großzügige Grünfläche (Betriebserweiterungsfläche 3 M Deutschland).  

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht setzt für den Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 103 
im nördlichen Bereich eine Gewerbefläche und für das übrige Plangebiet eine private Grünflä-
che inklusive des Funkmastes mit Nebenanlagen fest.  

c) neues Baurecht 

Das neue Baurecht setzt für den größten Teil des Plangebietes ein Gewerbegebiet fest. Längs 
der Düsseldorfer Str. und der Niedenstraße werden Grünflächen festgesetzt, sodass der einge-
grünte Charakter zur Düsseldorfer Straße hin erhalten bleibt.  

Auswirkung 

Das neue Baurecht sieht für den Planbereich im Wesentlichen die Ausweisung eines Gewerbe-
gebietes vor. Durch die Planung soll die Erweiterung und Arrondierung des umliegenden Ge-
werbegebietes ermöglicht werden. Die längs der Düsseldorfer Straße bestehenden Gehölz-
strukturen sowie der Funkmast mit Nebenanlagen werden planungsrechtlich gesichert. Dieser 
Gehölzstreifen fungiert als Sichtschutz vor dem Gewerbebau.  

Ferner wird festgesetzt, dass innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflächen 20 Laubbäu-
me mit einem Stammumfang von mind. 18 – 20 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über 
dem Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten sind. Vorhandene Laubbäume, welche 
erhalten bleiben, können auf die Anzahl an anzupflanzende Bäume angerechnet werden. Ent-
fernte Bäume sind gemäß den in der Pflanzliste unter 4.2 angegebenen heimischen, autoch-
thonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen. 

Darüber hinaus wurde im landschaftspflegerischen Fachbeitrag eine Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung durchgeführt. Im Ergebnis wurde ein Defizit von 1.834 Ökopunkten ermittelt, welches 
plangebietsextern ausgeglichen wird. Im Bebauungsplan wurde eine entsprechende Zuor-
nungsfestsetzung aufgenommen, dass aus dem Ökokonto der Stadt Hilden 1.834 Ökopunkte 
(NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet werden. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die 
Ökopunkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde bereitgestellten Fläche 
mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. Gegen die Zahlung 
von 5,00 € pro Ökopunkt werden die für die Kompensation erforderlichen Wertpunkte gekauft. 
Die Abbuchung ist für den Eingriffsverursacher kostenpflichtig. Die Kostenerstattung ist in einem 
öffentlichrechtlichen Vertrag näher zu regeln. 

Somit sind keine erheblichen negativen Auswirkungen in Bezug auf das Orts- und Landschafts-
bild zu erwarten.  

Ergebnis 
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Durch den Erhalt des wesentlich das Straßenbild prägende Baumbestandes entlang der Düs-
seldorfer Straße sind keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Orts- und Land-
schaftsbild zu erwarten.  

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet 

3.4  Schutzgut Boden 

Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosystem ein 
und ist damit ein wichtiger Bestandteil der natürlichen Lebensgrundlagen. Nach dem BauGB ist 
ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Nachverdichtung und In-
nenentwicklung anzustreben (§ 1a Abs. 2 BauGB).  

Beschreibung 

a) Bestand 

Das Plangebiet ist im Bestand zu großen Teilen unversiegelt. Laut digitaler Bodenkarte NRW 
gibt es im Plangebiet Vorkommen von zwei verschiedenen Bodentypen.  

Ein schmaler Streifen im Westen wird hier unter der Bezeichnung L4906_G732GA5 aufgeführt. 
Hierbei handelt es sich um den Bodentyp Typische Gley, vereinzelt Braunerde-Gley. Dieser Bo-
dentyp besteht im oberen Horizont aus lehmigem und stark lehmigem Sand aus jungpleistozä-
nen bis holozänen Hochflutablagerungen. Er liegt über einer Schicht aus kiesigem Grobsand 
und Sand aus jungpleistozänen Terrassenablagerungen. 

Das restliche Plangebiet wird unter der Bezeichnung L4906_G331GA5 dargestellt. Dieser Typi-
sche Gley, vereinzelt typischer Auengley, besteht in der oberen Schicht aus lehmigem Schluff 
und zum Teil schluffigem Lehm aus jungpleistozänem Löß und Schwemmlöß, alternativ aus ho-
lozänen Bachablagerungen. Hierunter liegt eine Schicht aus kiesigem Sand aus mittelpleistozä-
nen und jungpleistozänen Terrassenablagerungen. 

Gemäß der Stellungnahme des Kreises Mettmann (Untere Bodenschutzbehörde) vom 
05.12.2017 werden folgende Ausführungen zum Thema Altlasten ergänzt:  

Im Plangebiet befinden sich Flächen, die im „Altlastenkataster“ des Kreises Mettmann verzeich-
net sind. Das Flurstück 313 ist Bestandteil der Fläche mit der Nummer 35369/4 Hi „Umgebung 
Fa. Radenberg und Fa. Herzog“, welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Alt-
lastenklasse 2 „keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ verzeichnet ist: 

[Zitat]  

Im Rahmen einer stadtweiten Bodenluftuntersuchungskampagne des Kreises Mettmann wur-
den 1991 im Bereich der aneinandergrenzenden Standorte erhöhte LCKW-Gehalte in der Bo-
denluft ermittelt. Die daraufhin 1992 vom Kreis veranlassten ergänzenden Untersuchungen 
ergaben neben einer Bestätigung der Bodenluftbelastung erhebliche Grundwasserkontaminati-
onen (Tetrachlorethen) im Abstrombereich beider Betriebe. Um Ursache, Ausmaß und Quelle 
der LCKW-Grundwasserbelastungen zu ermitteln, beauftragte der Kreis im Oktober 1994 ein 
Sachverständigenbüro zunächst mit weiteren Bodenluftuntersuchungen. Die 1995 vorgelegten 
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Befunde ergaben ein diffuses Bild der Schadstoffverteilung, so dass eine Zuordnung der Belas-
tungen zu einem der beiden Betriebe bzw. zu beiden Betrieben gleichermaßen nicht möglich 
war. 

Die Stadt Düsseldorf stellte 1996 Untersuchungsergebnisse vor, nach denen eine Belastungs-
fahne aus dem Bereich der Fa. Radenberg und der Fa. Herzog in Düsseldorfer Stadtgebiet ge-
langen soll. Im Rahmen der Grundwasserstudie des Kreises Mettmann im Grenzbereich der 
Städte Düsseldorf und Hilden (vgl. 6370/1 Hi) sollten auch die Darstellungen der Stadt Düssel-
dorf untersucht werden. Der im April 1997 vorgelegte Bericht macht deutlich, dass ein Zusam-
menhang des Belastungsbereiches der Fa. Radenberg / Fa. Herzog mit Düsseldorfer Scha-
densfällen nicht besteht. 

Zur Ermittlung von Verursacher und Eintragstelle hat der Kreis Bodenluft- und weitere Grund-
wasseruntersuchungen an den vorhandenen Messstellen verdichtet und auch in das nähere 
Umfeld der Standorte ausgedehnt. Der Ende 1999 vorgelegte Bericht verdeutlicht, dass sowohl 
im Bereich der Fa. Radenberg als auch im Bereich der Fa. Herzog mäßige Bodenluftbelastun-
gen vorhanden sind. In der näheren Umgebung der beiden Standorte konnten dagegen keine 
Belastungen festgestellt werden. Die Befunde erklären sich möglicherweise aus der hohen 
Grundwasserbelastung, die in die darüber liegende Bodenluft ausgast. 

Trotz der umfangreichen Untersuchungen konnten Eintragstelle und Verursacher des Schadens 
nicht ermittelt werden. Im nächsten Schritt veranlasste der Kreis im Mai 1998 die Planung und 
Errichtung eines Grundwassermessstellennetzes. Da im Februar 2000 mit der Stadt Düsseldorf 
eine gemeinsame Bearbeitung der weiträumigen LCKW-Grundwasserbelastungen im Grenzbe-
reich Hilden / Düsseldorf (vergl. Einführung) vereinbart wurde, bestand die Stadt Düsseldorf da-
rauf, auch die bereits vom Kreis beauftragten Maßnahmen im Bereich der Standorte Radenberg 
und Herzog in die gemeinsame regionale Untersuchungskampagne zu integrieren. 

Auf Drängen der Bezirksregierung folgte der Kreis diesem Ersuchen und stellte zunächst die 
hier laufenden Grundwasseruntersuchungen ein. Im August 2001 wurde gemeinsam von Stadt 
Düsseldorf und Kreis der Auftrag für die regionalen Sanierungsuntersuchungen einschließlich 
der Errichtung weiterer Grundwassermessstellen erteilt. Allein auf Hildener Stadtgebiet und so-
mit auch im Abstrombereich der Firmen Radenberg und Herzog wurden 2001/2002 insgesamt 
34 neue, bis zu 80 m tiefe Messstellen errichtet. Sowohl für die Gutachterleistungen als auch für 
die Errichtung der Grundwassermessstellen hat das Land Fördermittel in Höhe von 80% der 
Projektkosten bewilligt. Nach Vorlage und Auswertung des Berichts zur Sanierungsuntersu-
chung vom August 2002 fand zur Erörterung und weiteren Verfahrensweise am 28. 10. 2002 
die Abschlussbesprechung bei der Bezirksregierung statt. Im Gutachten wird bestätigt, dass im 
Grenzbereich Hilden/Düsseldorf-Benrath großräumige Grundwasserverunreinigungen mit 
LCKW vorliegen. Ausgehend und teilweise überlagernd erstrecken sich in der Spitze ineinander 
verlaufende Grundwasserbelastungsfahnen von insgesamt 2.800 m Länge und maximal 750 m 
Breite. Emissionsherde in Hilden sind das ehem. Mannesmann-Gelände (gesichert), die Fa. ICI 
(vermutet/fraglich) und die Fa. Herzog (vermutet/fraglich). Die Schadstofffahnen sind insgesamt 
weitgehend lagestabil. An den Rändern der Belastungsbereiche mit sinkenden LCKW-Gehalten 
findet nachweislich ein natürlicher Schadstoffabbau statt. Einzugsgebiete von Trinkwasserge-
winnungsanlagen sind nicht betroffen. Die Schadstoffkonzentrationen in den Belastungsfahnen 
erreichen maximal 500 µg/l, liegen räumlich überwiegend zwischen 200 und 300 µg/l, also auf 
mäßigem Niveau. Unmittelbare bzw. akute Gefahren sind nicht ersichtlich. Ein Handlungsbedarf 
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besteht zwar, jedoch nicht unverzüglich. Unbestritten ist dagegen die Notwendigkeit der jeweili-
gen Herdsanierungen. 

Auf der Grundlage der von der Bezirksregierung verfügten Sanierungsvariante wurde mit Bewil-
ligung von Landesmitteln im Mai 2003 von Stadt Düsseldorf und Kreis Mettmann die gemein-
same behördliche Sanierungsplanung in Auftrag gegeben. 2006 und 2007 wurden auf dieser 
Grundlage die 12 Sanierungsbrunnen sowie weitere 22 Messstellen auf Hildener Stadtgebiet er-
richtet. Die Planungen für die Wasseraufbereitungsanlage und dem dazugehörigen Rohrlei-
tungsnetz sind in 2008 abgeschlossen worden. Nach Vertragsunterzeichnung im Februar / März 
2009 ist nach öffentlicher Ausschreibung im August 2009 mit der Errichtung der Sanierungsan-
lage im Fahnenabschnitt an der Reisholzstraße begonnen worden. Seit April 2010 wird aus den 
12 Brunnen auch das Grundwasser aus dem Bereich Radenberg und Herzog erfasst, sodass 
zukünftig zumindest der weitere Abstrom von belastetem Wasser verhindert wird. 

Bei einem Hallenabriss im Dezember 2008 konnte der Untergrund unterhalb der Betriebshalle 
von Herzog untersucht werden. Dabei sind weder im Boden, noch in der Bodenluft Hinweise auf 
Schadstoffeinträge festgestellt worden.                                                                          [Zitatende] 

 

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht sieht die Festsetzung einer Gewerbefläche längs der nördlichen Flanke des 
Plangebietes vor. Das übrige Plangebiet wird als eine private Grünfläche festgesetzt.  

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Baurecht wird im Plangebiet ein Gewerbegebiet festgesetzt, welches nur 
durch die reduzierte private Grünfläche von der Düsseldorfer Straße getrennt wird.  

Im Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Ferner wird eine 
Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt, um den bestehenden Funkmast im Plangebiet pla-
nungsrechtlich zu sichern. Ferner wird zur Begrenzung der Bodenversiegelung im Bebauungs-
plan festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Car-
ports und Stellplätze gem. § 12 BauNVO in den Grünflächen nicht zulässig sind. 

Im Bebauungsplan wird die Fläche mit der Nummer 35369/4 Hi „Umgebung Fa. Radenberg und 
Fa. Herzog“, welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Altlastenklasse 2 „keine 
Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ verzeichnet ist, gekennzeichnet. Im Bebauungsplan wird darauf 
hingewiesen, dass bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsänderungen im Bereich der Flä-
che 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann die Untere Bodenschutzbe-
hörde des Kreises Mettmann zu beteiligen ist.  

Zwei Grundwassermessstellen existieren im Bereich der Firma mc² Europe, die Bestandteil des 
regelmäßigen Monitorings des Kreises Mettmann zur Erfassung der LCKW-
Grundwasserbelastung Hilden-Benrath sind. Diese Grundwassermessstellen werden durch den 
Bebauungsplan nicht verändert. Sofern sie aufgrund von Bautätigkeiten entfallen müssten, wä-
ren sie jedoch adäquat zu ersetzen. 

Auswirkung 



STADT HILDEN BEBAUUNGSPLAN NR. 103, 3. ÄNDERUNG „DÜSSELDORFER STRAßE / NIEDENSTRAßE“  

 

 

ISR Innovative Stadt und Raumplanung GmbH, Zur Pumpstation 1, 42781 Haan, mail@isr-haan.de, www.isr-haan.de 34 

Durch die Planung wird eine ggw. größtenteils unversiegelte Grünfläche überplant. Dadurch ist 
eine höhere bauliche Ausnutzung des Grundstücks mit den entsprechenden Versiegelungen 
möglich. Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind nicht zu erwarten, der nördli-
che Bereich des Plangebietes ist bereits planungsrechtlich für eine gewerbliche Entwicklung 
vorbereitet und die östlichen Bereiche sind anthropogen überformt. Ferner wird eine private 
Grünfläche entlang der Düsseldorfer Straße und Niedenstraße festgesetzt.  

 

Ergebnis 

Durch die Planung erhöht sich die zulässige Versiegelungsrate im Gewerbegebiet. Somit wer-
den Eingriffe in den Boden vorbereitet, welche jedoch bereits auf den Ebenen der vorbereiten-
den sowie verbindlichen Bauleitplanung (2. Änderung, BP 103) vorbereitet und zulässig sind. 
Der Flächennutzungsplan sieht für das Plangebiet  bereits Gewerbeflächen vor und spiegelt die 
Entwicklungsziele der Stadt Hilden wieder. Da der Bestand im Plangebiet bereits teilweise anth-
ropogen überformt ist und im nördlichen Bereich bereits planungsrechtlich eine gewerbliche 
Nutzung vorbereitet wurde, sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwar-
ten.  

Bewertung: gering 

3.5  Schutzgut Wasser 

Für die Bewertung des Schutzgutes Wasser sind grundsätzlich die Bereiche Grundwasser und 
Oberflächengewässer zu unterscheiden. Da innerhalb des Untersuchungsraumes keine Ober-
flächengewässer vorhanden sind, wird im Folgenden lediglich der Bereich des Grundwassers 
verbal argumentativ bewertet. 

Beschreibung 

a) Bestand 

Angaben zum Grundwasser bzw. zur Grundwassertiefe wurden mithilfe des elektronischen 
wasserwirtschaftlichen Verbundsystems (ELWAS WEB) ermittelt. Bei einer Geländeoberkante 
im Mittel von 43 mNHN wurde ein durchschnittlicher Wasserstand an den aktiven Grundwas-
sermessstelle der Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-Straße (LGD-Nr. 
036460175) sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 031020318) von 39,62 mNHN 
bzw. 39,29 mNHN gemessen. Folglich sind Flurabstände von ca. 3 bis 4 m zu erwarten. 
 
Das Plangebiet wird nach der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Düsseldorf in sel-
tenen Fällen (HQ > 500 ) überschwemmt. Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines 
festgesetzten Überschwemmungsgebietes. 

b) altes Baurecht 
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Das alte Baurecht sieht neben einem Gewerbegebiet im Norden im Wesentlichen die Festset-
zung einer privaten Grünfläche vor.  

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Baurecht wird im Wesentlichen eine Gewerbefläche festgesetzt, die eine hohe 
Versiegelungsrate ermöglicht. Die Grünfläche im Süden entlang der Düsseldorfer Straße ver-
bleibt. 

Auswirkung 

Durch das Planvorhaben sind verschiedene Auswirkungen, wie zum Beispiel ein erhöhter Ober-
flächenabfluss, eine niedrigere Versickerung und eine verringerte Grundwasserneubildung auf 
das Schutzgut Wasser sind zu erwarten, da durch die Planung die zulässige Versiegelungsrate 
erhöht wird. Auf Ebene des Flächennutzungsplanes ist das Plangebiet als Gewerbeflächen vor-
gesehen. Es wird davon ausgegangen, dass in den begrünten Teilbereichen des Plangebietes 
im Süden eine natürliche Versickerung des dort im Plangebiet anfallenden Niederschlagswas-
sers möglich ist. Darüber hinaus ist vorgesehen, die Flächen des Plangebietes an die öffentli-
che Kanalisation anzuschließen, diese entwässert im Trennsystem. Einer Versickerung im 
Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlastensituation entgegen. Vorflut dieses Systems 
ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Einleitung erfolgt über das Regenklärbecken an der 
Reisholzstraße. Die Beseitigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 
Wasserhaushaltsgesetz. Auf den befestigten Flächen anfallendes Niederschlagswasser wird 
folglich der Regenwasserkanalisation zugeführt. So ist das Plangebiet bereits im Generalent-
wässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt, aufgrund der hydraulischen Belastung 
der vorhandenen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer Straße und Forststraße ist eine 
Rückhaltung im Plangebiet erforderlich. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich 
davon ausgegangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich 
gesichert ist.  

Über Details der Rückhaltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im Rahmen der 
jeweiliegen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren detailiert ent-
schieden.  

Bei der Errichtung einer Tiefgarage ist eine Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde erfor-
derlich. Da es zu baubedingten und temporären Eingriffen in den Grundwasserkörper kommen 
kann, so ist voraussichtlich die Umsetzung einer „weißen Wanne“ im Rahmen der Ausführungs-
planung notwendig. 

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten.  

Ergebnis 

Durch die Planung erhöht sich die zulässige Versiegelungsrate. Da der umliegende Bestand be-
reits teilweise anthropogen überformt ist und die Erhöhung der zulässigen Versiegelungsrate 
sich nur auf einen Teilbereich bezieht, sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut 
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Wasser zu erwarten. Die Untere Wasserbehörde ist in einem nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahren zu beteiligen.   

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet 

3.6  Schutzgut Klima und Luft 

Im Falle der Bebauung von Stadt- und Landschaftsräumen sind Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Klima und Luft zu analysieren. Dies geschieht verbal argumentativ.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Der Untersuchungsraum liegt im atlantisch geprägten Klimaraum mit relativ milden Wintern und 
mäßigen Sommern. Die mittlere Lufttemperatur liegt bei 1,5°C im Januar und bei 17,5 C im Juli. 
Die mittlere Niederschlagshöhe beträgt ca. 800 mm. Das Plangebiet ist in der Karte Klima- und 
immissionsökologische Funktion in der Stadt Hilden (Planungshinweise Stadtklima2) als Grün- 
und Freifläche von hoher stadtklimatischer Bedeutung gekennzeichnet. In der Karte zu den Kli-
ma- und immissionsökologischen Funktionen der Stadt Hilden ist die Fläche als Ausgleichsraum 
mit einer hohen Kaltluftlieferung gekennzeichnet. 

Die Fläche wird durch die private Grünfläche sowie den Baumbestand an allen Grundstücks-
grenzen geprägt.  

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht weist einen kleinen Bereich im Norden des Plangebietes als Gewerbegebiet, 
den übrigen Teil als private Grünfläche aus.  

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Planrecht erhöht sich der Versiegelungsgrad in der Flächenbilanz gegenüber 
dem alten Baurecht. Nach dem neuen Baurecht kann ein Großteil der Fläche mit einer GRZ von 
maximal 0,8 bebaut werden. Entlang der Düsseldorfer Str. wird eine private Grünfläche festge-
setzt. 

Auswirkung 

Im urbanen und anthropogen vorgeprägten Bereich des Hildener Westens ist der Bestand als 
vorbelastet anzusehen. Im Verhältnis zwischen altem und neuem Baurecht lassen sich neben 
der höheren Versiegelungsrate nach neuem Baurecht keine erheblichen Auswirkungen in Be-
zug auf das Schutzgut Klima und Luft feststellen.  

                                                
2 Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Hilden, GEO-NET Umweltconsulting GmbH 
 August 2009, Große Pfahlstraße 5a, 30161 Hannover 
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Durch den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung wird eine Bebauung von unversiegelten Flä-
chen vorbereitet. Entlang der Düsseldorfer Straße soll im Bebauungsplan eine private Grünflä-
che festgesetzt werden, sodass die vorhandenen Bäume erhalten bleiben und gesichert wer-
den. Die private Grünfläche im Süden des Plangebietes wird weiterhin ihre Funktion zur Ver-
besserung des Kleinklimas und der Luft erfüllen können.  

Ergebnis 

Aufgrund der Vorbelastungen ist das Schutzgut Klima und Luft als mäßig-mittel beeinträchtigt 
zu betrachten. 

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet 

3.7  Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Unter Kultur- und Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Be-
deutung - wie architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze - darstellen. Wich-
tige Grundlage bilden hier die jeweiligen Denkmallisten der Stadt oder des Landes. Die Bewer-
tung erfolgt verbal argumentativ. 

Beschreibung 

a) Bestand 

Die Bestandssituation im Plangebiet ist geprägt von der urbanen Umgebung des Gewerbe- und 
Industriegebietes im Hildener Westen. Im Plangebiet befinden sich keine eingetragenen Bau-
denkmäler. Im Umfeld des Plangebietes befindet sich ein eingetragenes Baudenkmal an der 
Forststraße 2. Dieses Gebäude befindet sich auf dem Betriebsgelände der Firma MC² Europe 
und ist durch die östlich anschließenden Hallen vom Plangebiet abgeschnitten, sodass keine 
Blickbeziehungen zwischen Denkmal und Plangebiet bestehen.  

Verdachtsmomente oder Erkenntnisse über Bodendenkmäler liegen für das Plangebiet nicht 
vor.  

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht setzt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes in Wesentlichen eine Grün-
fläche mit der Zulässigkeit für einen Funkmasten inklusive Nebenanlagen sowie ein Gewerbe-
gebiet fest. 

c) neues Baurecht 

Das neue Baurecht setzt für den Großteil des Plangebietes ein Gewerbegebiet sowie eine pri-
vate Grünfläche entlang der Düsseldorfer Str. und der Niedenstraße fest.  

Auswirkung 

Beeinträchtigungen des Denkmales an der Forststraße werden nicht erwartet, da keine Blickbe-
ziehungen zwischen Denkmal und Plangebiet bestehen. Die im Plangebiet befindlichen Bäume 
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bleiben entlang der Straßen erhalten. Im Planungsbereich werden keine Aussagen zum Maß 
der baulichen Nutzung getroffen. Folglich werden keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kul-
tur- und Sachgüter erwartet.  

Ergebnis 

Durch die Neuplanung werden keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
erwartet. 

Bewertung: Es werden keine Auswirkungen erwartet 

3.8  Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 

Die zu betrachtenden Umweltbelange beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Ma-
ße. Durch die vorgesehenen Maßnahmen (Begrenzung der Bodenversiegelung, Festsetzung 
einer Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Vorkeh-
rungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des 
BImSchG) können jedoch Eingriffe in die jeweiligen Schutzgüter reduziert werden, so dass kei-
ne erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Zwischen den Schutzgütern Mensch, Tie-
re, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima sowie Kultur- und Sachgüter sind auf Grund der 
zuvor benannten Maßnahmen keine erheblichen Wechselwirkungen zu erwarten. 

3.9  Eingriffsbilanzierung - Kompensationsbedarf 

Die Ergebnisse der Bilanzierung dienen der nachfolgenden Eingriffsbeurteilung als Berech-
nungsgrundlage.  

In der Betrachtung des Verhältnisses zwischen altem und neuem Baurecht ist zu beachten, 
dass entsprechend den Festsetzungen der 2. Änderung ein Eingriff in Boden, Natur und Land-
schaft bereits vor der planerischen Entscheidung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
i. S. d. § 1a (3) BauGB zulässig war. 

Maßgebend für die Bestandsbeschreibung ist in dem hier vorliegenden Fall nicht die derzeitige 
Real-Ausprägung der Fläche, sondern die Flächengestaltung wie sie sich nach Umsetzung der 
derzeit noch rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 103, 2. Änderung darstellen könnte.  

Die Eingriffsbewertung erfolgte anhand der "Numerischen Bewertung von Biotoptypen für die 
Bauleitplanung in NRW“ von März 2008: 

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag erstellt. Dabei 
wurde eine naturschutzfachliche Bilanzierung vorgenommen. Unter Berücksichtigung, dass 20 
Bäume innerhalb der Gewerbegebietsflächen angepflanzt werden bzw. vorhandene Bäume er-
halten bleiben, ergibt sich ein zusätzliches externes Kompensationserfordernis (1.834 Ökopunk-
te). Die „Satzung über die Grüngestaltung in Gewerbegebieten“ der Stadt Hilden aus dem Jahre 
1991 wurde berücksichtigt. Hiernach sind auf gewerblichen und industriellen genutzten Grund-
stücken 20 % der gesamten Grundstücksfläche als Vegetationsfläche freizuhalten.  
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Des Weiteren gilt es einen mittel- bis großkronigen einheimischen und standortgerechten Baum 
mit einem Stammumfang von mindestens 18-20 cm je 50,0 m² Vegetationsfläche zu pflanzen. 
Bäume innerhalb des Gewerbegebietes werden über die Baumschutzsatzung der Stadt Hilden 
ersetzt. 

Im Anhang des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags befinden sich ergänzend zur tabella-
risch dargestellten Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung zwei Karten mit Biotoptypen, wie sie sich 
gemäß Bestand (2. Änderung) und Planung (3. Änderung) darstellen. Die Karte 1 stellt den Be-
stand (Eingriff) gemäß des geltenden Planungsrechtes dar. Die zweite Karte visualisiert die 
Planung und Maßnahmen (Ausgleich). Ergäzend hierzu wird die Zuordnung einer externen 
Kompensationsfläche erforderlich. Aus dem Ökokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Ökopunk-
te (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die Öko-
punkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde bereitgestellten Fläche mit 
der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. 

4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher 
nachteiliger Umweltauswirkungen 

4.1 Geräusch-Emissionskontingent 

Im Rahmen des Planverfahrenes wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt. Im 
Ergebnis dieser Untersuchungen wurden Emissionskontingente im Bebauungsplan festgesetzt. 
Somit sind Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-
fahren im Sinne des BImSchG (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) getroffen worden: 

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbe-
gebiete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen gemäß § 1 Abs. 4 
BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zulässig, wenn die von Betrie-
ben und Anlagen ausgehenden Geräusche die nachfolgend festgesetzten Geräusch-
Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand: Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten. 

Geräusch-Emissionskontingente pro m² der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a, GE 8b, 
GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen für die Zeiträume tags und nachts in dB(A). 
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Fläche Emissionskontingent 

L EK [dB(A)/ m²] 

tags 

(6:00 bis 22:00 Uhr) 

nachts 

(22:00 bis 6:00 Uhr) 

GE 2 56 41 

GE 8a 66 49 

GE 8b 65 51 

GE 8c 53 38 

Versorgungsfläche 
(Zweckbestimmung Fernmeldetech. 

Anlagen) 

55 42  

 

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 5. Er-
streckt sich der geplante Betrieb über mehrere Teilflächen, so ist das Vorhaben dann zulässig, 
wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist, als die Summe der sich aus den 
Emissionskontingenten der Teilflächen ergebenden Immissionskontingente. 

 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze gem. 
§ 12 BauNVO nicht zulässig sind. 

4.2 Grünordnerische Maßnahmen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, § 9 
 Abs. 1a BauGB) 

Entlang der Düsseldorfer Straße ist ein 8,00 m breiter Streifen als Fläche zum Erhalt von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt um den vorhandenen Gehölzstreifen 
im Bestand zu sichern. Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflächen sind 20 Laubbäume 
mit einem Stammumfang von mind. 18 – 20 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem 
Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene Laubbäume, welche erhalten 
bleiben, können auf die Anzahl an anzupflanzende Bäume angerechnet werden. Entfernte 
Bäume sind gemäß den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und 
Mindestqualitäten zu ersetzen. Ferner ist zur Begrenzung der Bodenversiegelung festgesetzt, 
dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze 
gem. § 12 BauNVO in den privaten Grünflächen nicht zulässig sind. 

Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche sind dau-
erhaft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Gehöl-
ze sind gemäß den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Min-
destqualitäten zu ersetzen. 

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen Kompen-
sationsfläche erforderlich. Aus dem Ökokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Ökopunkte (NRW-
Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die Ökopunkte ist 
„An den Gölden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde bereitgestellten Fläche mit der Katas-
terbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. 

Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgründen zuläs-
sig. Diese Maßnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grünflächenamt der Stadt Hilden vorab ab-
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zustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen abzustimmen. 

Bei Pflanzungen sind Arten der nachfolgend aufgeführten Pflanzen auszuwählen. 

 

Bäume: Mindestqualität: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20 

Sträucher: Mindestqualität: 2 x v, 100-150 cm  

 

Großkronige Bäume: 

Quercus robur     Stieleiche 

Carpinus betulus   Hainbuche 

Fraxinus excelsior  Esche 

Acer pseudoplatanus  Bergahorn 

 

Mittelkronige Bäume: 

Acer campestre   Feld-Ahorn 

Prunus avium    Süßkirsche 

Prunus padus   Traubenkirsche 

Sorbus aucuparia  Vogelbeere 

 

Sträucher: 

Cornus mas   Kornelkirsche 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 

Corylus avellana   Haselnuss 

Crataegus monogyna  Weißdorn 

Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 

Viburnum opulus   Gemeiner Schneeball 

 

Die Planung führt zu keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, demzufolge sind 
keine weiteren Maßnahmen festzusetzten.  

5 Entwicklungsprognose – 0-Variante 

In der Entwicklungsprognose der 0-Variante, wenn die aktuelle Planung nicht umgesetzt würde, 
könnte nach dem alten Planungsrecht des Bebauungsplanes aus dem Jahr 2006 die Fläche 
teilweise bebaut werden. Das alte Baurecht setzt im Bebauungsplan eine Fläche für Gewerbe-
betriebe und eine private Grünfläche fest. Im Rahmen der Festsetzungen wären auf der Grund-
lage des bestehenden Baurechts geringfügige Erweiterungen und bauliche Ergänzungen der 
umliegenden Betriebe (bspw. durch Nebenanlagen) denkbar.  
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6 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Aufgrund der relativ kleinen Gesamtfläche, dem vorhandenen Funkmast im Plangebiet, der 
Lärmimmission und der umliegenden Gewerbe- und Industriebetriebe ist eine Nutzung der Flä-
che durch ein Gewerbegebiet sinnvoll. Eine andere Nutzung, statt der gewerblichen Nutzung 
des Geländes, vor allem eine Wohnnutzung ist auf diesem Plangebiet schon auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes nicht vorgesehen und vor dem Hintergrund der angrenzenden Gewer-
bebetriebe nicht sinnvoll.  

Durch die Entwicklung dieses integrierten Standortes soll die Innenentwicklung auch im Gewer-
bebereich forciert werden. Mit der Planung wird ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
im Sinne des BauGB verfolgt. 

7 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 
planungsbedingten, erheblichen Umweltauswirkungen 

Gemäß § 4c BauGB ist es das Ziel des sog. „Monitorings“, die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen und unvorher-
gesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln, um ggf. geeignete Abhilfemaßnah-
men ergreifen zu können.  

Da durch die Aufstellung und Durchführung des Bebauungsplanes nach gegenwärtigem Infor-
mationsstand keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, kann demzufolge bei 
diesem verbindlichen Bauleitplan die Festlegung von Überwachungsmaßnahmen i.S.d. § 4c 
BauGB entfallen.  

8 Zusammenfassung  

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung weist im Wesentlichen im Norden 
schmale Bereiche als Gewerbegebiet und den übrigen Planungsbereich als private Grünfläche 
aus. Innerhalb der Grünfläche ist am Kreuzungsbereich Düsseldorfer Straße / Niedenstraße ein 
Funkmast mit den entsprechenden Nebenanlagen gekennzeichnet. Die 3. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 103 soll die bessere Ausnutzung des Plangebietes durch Gewerbebetriebe 
vorbereiten. Durch die Entwicklung von integrierten Standorten soll die Innenentwicklung for-
ciert werden und es wird demnach ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden im Sinne des 
BauGB verfolgt. Die vorhandene Gewerbegebietsausweisung wird zur Düsseldorfer Straße hin 
erweitert. Westlich des Plangebietes hat sich in den vergangenen Jahren die Firma MC² Europe 
erfolgreich entwickelt. Die Grundstücksflächen der Firma MC² Europe sind mittlerweile ausge-
schöpft, sodass in absehbarer Zeit eine Betriebserweiterung notwendig wird.  

Das Umfeld des Planbereichs wird wesentlich geprägt durch die großflächigen Gewerbegebiete 
im Hildener Westen. Nördlich und westlich schließen gewerbliche Nutzungen sowie Wohnge-
bäude an das Plangebiet an. Südlich der Düsseldorfer Straße befinden sich ebenfalls gewerb-
lich genutzte Strukturen. Östlich der Niedenstraße befindet sich im Eckbereich zu der Düssel-
dorfer Straße sowie im weiteren Verlauf der Niedenstraße Wohnbebauung.  

Die städtebauliche Konzeption sieht eine Erweiterung der gewerblichen Flächen in Richtung 
Düsseldorfer Straße vor. Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Grünflächen sol-
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len demnach reduziert und längs der Düsseldorfer Straße analog des westlich anschließenden 
Teilbereichs des Bebauungsplanes entlanggeführt werden. So soll ein gleichmäßig breiter 
Grünstreifen zwischen der Düsseldorfer Straße und dem Gewerbegebiet vorgesehen werden, in 
dem sich die vorhandenen Gehölzstrukturen einordnen und planungsrechtlich gesichert werden 
können.  

Die Gliederung der einzelnen Schutzgüter dient dazu, die umweltschützenden Belange der Pla-

nung als Bestandteil des Abwägungsmaterials aufzubereiten. Der Umweltbericht enthält eine 

Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die jeweiligen Schutzgüter Mensch, Bio-

toptypen (Pflanzen und Tiere), Landschaftsbild, Boden, Wasser, Klima und Luft, Kultur- und 

Sachgüter. Des Weiteren sollen die Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern berück-

sichtigt werden. 

Der Umweltbericht kommt zu dem Ergebnis, dass durch die geplanten Änderungen hinsichtlich 

verschiedener Umweltmedien und -potenziale überwiegend nur geringe bis mäßige Eingriffe 

verursacht werden, die nicht im Schwellenbereich zur Erheblichkeit und Nachhaltigkeit liegen. 

Das Schutzgut Mensch ist u.a. in Bezug auf die Lärmimmissionen untersucht worden. Insge-

samt ist davon auszugehen, dass durch Umsetzung des Bebauungsplans keine erheblichen 

Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Die von der zusätzlichen Gewerbefläche resultierenden 

Lärmimmissionen wurden im Planverfahren durch Gutachten ermittelt und entsprechende Fest-

setzungen von Emmissionskontingenten im Bebauungsplan aufgenommen. Außerdem wird das 

Gewerbegebiet gemäß den bestehenden Festsetzungen nach Vorgaben des Abstandserlasses 

2007 gegliedert, um ein verträgliches Nebeneinander von Gewerbe und den nordöstlichen an-

schließenden Wohnnutzungen sicherzustellen. Die Belange des Artenschutzes wurden anhand 

einer artenschutzrechtlichen Prüfung analysiert. Im Ergebnis lässt sich zusammenfassen, dass 

durch die vorgestellte Planung voraussichtlich keine unmittelbare Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätte zerstört wird. Es wurden keine sonstigen Arten festgestellt, für welche die Verbotstatbe-

stände gem. BNatSchG § 44 der Planung entgegenstünden. Bei der Fällung der (potentiellen) 

Quartierbäume sind Maßnahmen zur Risikominimierung (Kontrolle von Höhlen vor der Fällung 

mittels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzu-

sehen, die durch eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden.  

Mit der Planung geht eine Erhöhung der zulässigen Versiegelungsrate einher. Hierdurch wer-
den die Schutzgüter Boden und Wasser sowie Klima und Luft tangiert. Da der Bestand bereits 
anthropogen überformt ist und im Bebauungsplan weiterhin eine private Grünfläche festgesetzt 
wird, sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten. bzgl. des Schutz-
gutes Klima ist zu erwähnen, dass bereits durch den rechtskräftigen Bebauungsplan eine weite-
re Versiegelung des Plangebietes möglich ist. Aufgrund der Größe des Plangebietes wird es bei 
der kleinräumigen Betrachtung zu Auswirkungen auf das Schutzgut Klima kommen. Auf der ge-
samtstädtischen Ebene werden aufgrund der Flächengröße jedoch keine erheblichen Auswir-
kungen auf das Schutzgut Klima erwartet.  

Durch die anthropogene Prägung ist das Plangebiet insgesamt einer geringen ökologischen 
Wertigkeit zuzuordnen.  
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer geringen Beeinträchti-
gung durch die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe keine er-
heblichen und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

Zusammenfassende Tabelle mit den zu erwartenden Umweltauswirkungen: 

Schutzgut Auswirkungen Erheblichkeit 

Mensch Verkehrs- und Gewerbelärm gering-mäßig 

Pflanzen / Tiere Reduzierung von Lebensraum  

durch Überbauung 

gering-mäßig 

Boden Eingriff in die Bodenfunktion  

durch Versiegelung und Überbauung 

gering 

Wasser Minderung der Versickerung  

von Niederschlagswasser 

gering 

Luft / Klima Veränderung des lokalen Klimas 
durch Überbauung, Luftbelastung 
durch Brand und Verkehr 

gering-mäßig  

Landschaft / Landschafts-
bild / Siedlungsbild / Erho-
lungsraum 

Veränderung des Siedlungs-  

und Landschaftsbildes 

gering 

Kultur- und sonstige Sach-
güter 

keine Denkmäler / Bodendenkmäler 
bekannt 

gering 
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chung  zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 103  „Düsseldorfer Stra-
ße/Niedenstraße“ in Hilden-West vom 27.08.2018 (redaktionell ergänzt) 

 

- UCON GmbH: Gutachten zur Berücksichtigung des Art. 13 der Seveso-III-Richtlinie bzw. 
des § 50 BImSchG innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 103-03 der Stadt Hilden vom 
17.04.2018 

  



STADT HILDEN BEBAUUNGSPLAN NR. 103, 3. ÄNDERUNG „DÜSSELDORFER STRAßE / NIEDENSTRAßE“  

 

 

ISR Innovative Stadt und Raumplanung GmbH, Zur Pumpstation 1, 42781 Haan, mail@isr-haan.de, www.isr-haan.de 47 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Haan, 10.05.2019 
 
 
 
Dipl.-Ing. M.Sc. Tim Felsmann  B.Sc. Roman Behrendt 
Stadtplaner AKNW   Umweltschutzingenieur 
 
 
 
ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH 
Zur Pumpstation 1 
42781 Haan 
Fon: +49 02129 / 566 209 – 0 
Fax: +49 02129 / 566 209 – 16 
Mail: mail@isr-haan.de 

 



STADT HILDEN BEBAUUNGSPLAN NR. 103, 3. ÄNDERUNG „DÜSSELDORFER STRAßE / NIEDENSTRAßE“  

 

 

ISR Innovative Stadt und Raumplanung GmbH, Zur Pumpstation 1, 42781 Haan, mail@isr-haan.de, www.isr-haan.de 48 

 



Textliche Festsetzungen:  

Stand: 10.05.2019 

 

1. Zulässigkeit von sonstigen Nutzungen (gem. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO) 

 

1.1 Die Gewerbegebiete (GE) werden gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit 

dem Anhang (Abstandsliste 2007) zum Runderlass des Ministeriums für Umwelt und 

Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 6. Juni 2007 (MBl. NRW. 659) 

gegliedert. 

 

Unbeschadet weitergehender Bestimmungen sind Betriebe und Anlagen der in den 

festgesetzten Gewerbegebieten (GE) jeweils aufgeführten Abstandsklassen von der 

Ansiedlung ausgeschlossen. 

 

Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung können nach § 31 Abs. 1 BauGB im 

Einzelfall für Betriebe und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich 

nachgewiesen wird, dass die Emissionen der geplanten Anlagen z. B. durch über den 

Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen oder durch Betriebseinschränkungen 

soweit begrenzt werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen in den schutzwürdigen 

Gebieten vermieden werden.  

 

1.2 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 

Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. 

 

1.3 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 

Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 

Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen (Werksverkauf), nur 

ausnahmsweise zulässig. 

 

1.4 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 

Abs. 5 BauNVO Bordelle und Dirnenunterkünfte sowie Einrichtungen mit erotischen 

Angeboten nicht zulässig. 

 

1.5 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 

Abs. 9 BauNVO Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

 

 

2. Begrenzung der Bodenversiegelung (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Auf den mit „privaten Grünflächen“ gekennzeichneten Flächen sind Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze gem. § 12 

BauNVO nicht zulässig. 

 

 

 

 



3. Maß der baulichen Nutzung 

Höhe der baulichen Anlagen  

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16 bis 20 BauNVO)  

Ausnahmsweise zulässig ist die Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher 

Anlagen durch Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen für Abgase und Abluft, sowie 

durch untergeordnete Dachaufbauten (wie z. B. Treppenhäuser oder technische 

Einrichtungen wie Fahrstuhlschächte etc.) bis zu 3 m auf maximal 15% der festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 

2, GE 8a, GE 8b, GE 8c).  

 

4. Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Tiefgaragen (gem. § 12 BauNVO) 

Tiefgaragen und deren Zufahrten sind nur innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit 

TGa gekennzeichneten Fläche zulässig.  

 

5. Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, § 9 Abs. 1a BauGB) 

 

5.1 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

 

Die Beleuchtung von Stellflächen und Wegestrukturen außerhalb von baulichen Anlagen 

sowie die eventuelle Beleuchtung der Außenbereiche / Gartenanlagen ist ausschließlich 

mit LED-Leuchtkörpern zu realisieren.  

 

5.2 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft sowie Zuordnung der Flächen für ökologische 

Ausgleichsmaßnahmen (gem. § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1a BauGB) 

 

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen 

Kompensationsfläche erforderlich. Aus dem Ökokonto der Stadt Hilden werden 1.834 

Ökopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete 

Maßnahmenfläche für die Ökopunkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ auf der von der 

Gemeinde bereitgestellten Fläche mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 

15, Flurstück 326. 

 
5.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 

Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflächen sind 20 Laubbäume mit einem 

Stammumfang von mind. 18 – 20 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem 

Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene Laubbäume, welche 

erhalten bleiben, können auf die Anzahl an anzupflanzende Bäume angerechnet 

werden. Entfernte Bäume sind gemäß den in der Pflanzliste unter 5.4 angegebenen 

heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen. 

 



5.4 Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

 

Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche 

sind dauerhaft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. 

Entfernte Gehölze sind gemäß den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, 

autochthonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen. 

Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen sind nur aus Verkehrssicherheits-

gründen zulässig. Diese Maßnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grünflächenamt - 

Sachgebiet Grünflächen / Forst - vorab abzustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit 

dem Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen abzustimmen. 

 

Bäume: Mindestqualität: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20 

Sträucher: Mindestqualität: 2 x v, 100-150 cm  

 

Großkronige Bäume: 

Quercus robur     Stieleiche 

Carpinus betulus   Hainbuche 

Fraxinus excelsior  Esche 

Acer pseudoplatanus  Bergahorn 

 

Mittelkronige Bäume: 

Acer campestre   Feld-Ahorn 

Prunus avium    Süßkirsche 

Prunus padus   Traubenkirsche 

Sorbus aucuparia  Vogelbeere 

  

Sträucher: 

Cornus mas   Kornelkirsche 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 

Corylus avellana  Haselnuss 

Crataegus monogyna  Weißdorn 

Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 

Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 

 

6. Geräuschkontingentierung (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 

 

Emissionskontingente 

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb der 
Gewerbegebiete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen 
gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur 
zulässig, wenn die von Betrieben und Anlagen ausgehenden Geräusche die 
nachfolgend festgesetzten Geräusch-Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand: 
Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 
Uhr) überschreiten. 

Geräusch-Emissionskontingente pro m² der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a, 
GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen für die Zeiträume tags und nachts 
in dB(A)  

 



Fläche Emissionskontingent 
L EK [dB(A)/ m²] 

tags 
(6:00 bis 22:00 Uhr) 

nachts 
(22:00 bis 6:00 Uhr) 

GE 2 56 41 

GE 8a 66 49 

GE 8b 65 51 

GE 8c 53 38 

Versorgungsfläche 
(Zweckbestimmung 

Fernmeldetech. Anlagen) 

55 42  

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 
5. Erstreckt sich der geplante Betrieb über mehrere Teilflächen, so ist das Vorhaben 
dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist, als die 
Summe der sich aus den Emissionskontingenten der Teilflächen ergebenden 
Immissionskontingente. 

 

Kennzeichnung: 

1. Altlasten 

Bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsänderungen im Bereich der 

gekennzeichneten Fläche 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann 

ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Mettmann zu beteiligen.  

 

Textliche Hinweise: 

1. Grüngestaltungssatzung in Gewerbegebieten 

Die Satzung über die Grüngestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt 

Hilden in der zurzeit gültigen Fassung ist im räumlichen Geltungsbereich dieses 

Bebauungsplanes anzuwenden. 

 

2. Leitungen der Stadtwerke Hilden Versorgungsträger 

Entlang der südlichen Grundstücksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten 

Gehölzstreifen mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Sämtliche Arbeiten in diesem 

Bereich sind vorab mit den Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von Bäumen 

ist, wenn möglich, ein Abstand zur Leitung einzuhalten. Ist dies nicht möglich ist ein 

geeigneter Leitungsschutz einzubauen. 

 

Zudem verlaufen entlang der südlichen und östlichen Grundstücksgrenze Leitungen der 

GasLINE. Die Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m 

beiderseits der Achse). Sämtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den 

Versorgungsträgern abzustimmen. Das Merkblatt "Berücksichtigung von unterirdischen 

Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von 

Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen" ist zu berücksichtigen.  

 

 



3. Artenschutz 

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) auszuschließen, sind Rodungen von Gehölzen gemäß § 39 BNatSchG nur 

im Zeitraum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulässig. 

 

Bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume sind Maßnahmen zur 

Risikominimierung (Kontrolle von Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger oder 

Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzusehen, die durch 

eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der Arbeiten Tiere 

vorgefunden werden, können diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. In diesem 

Fall sind die Verluste an Quartierangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen 

Nistkästen im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. 

 

4. Kampfmittel 

Luftbilder aus den Jahren 1939 – 1945 und andere historische Unterlagen liefern 

Hinwiese auf einen konkreten Verdacht auf Kampfmittel. Die Überprüfung der 

Militäreinrichtung des 2. Weltkrieges (Laufgraben) wird empfohlen. 

 

Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau 

von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschie-benden Bereichs und der 

weiteren Vorgehensweise wird um Terminabsprache für einen Ortstermin gebeten. 

Hierzu ist das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung zu verwenden.  

 

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 

Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird zusätzlich eine Sicherheitsdetektion 

empfohlen. In diesem Fall ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe zu beachten. 

 

5. Einsichtnahme in außerstaatliche Regelungen 

Die außerstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf 

die in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, können im Planungs- und 

Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden. 
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Bebauungsplan

Nr. 103, 3. Änderung

Lage im Stadtgebiet

  c   Kreis Mettmann

Bordstein, Fahrbahnrand

6

bauliche Anlagen vorhanden

vorhandene Flurstücksgrenzen

BESTANDSANGABEN

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

für den Bereich

"Düsseldorfer Straße / Niedenstraße"

Signaturen gemäß der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die

Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90)

1.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-,

§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung  -BauNVO-)

1.3.1. Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

15. Sonstige Planzeichen

15.13. Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des

Bebauungsplans (§ 9 Abs.7 BauGB)

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786),

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 IS. 58),

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994  (GV. NRW. S. 666),

Bauordnung (BauO NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000; (GV NRW S. 256)  03.08.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421),

in ihren jeweils zur Zeit geltenden Fassungen.

- Entwurf -

(Groll)

Stadt Hilden

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie

für Ablagerungen (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Fernmeldetechnische Anlagen

9. Grünflächen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grünflächen

vorhandener Bachlauf

GeschossigkeitII

Flurstücksnummer53

Flurgrenze

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs.

1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

13.2.2. Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bebflanzungen sowie von

Gewässern

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

6.4. Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

15.14. Gliederung der Nutzung gemäß Abstandsklassen

(z.B. § 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

Ausfertigungsvermerk

Der Rat der Stadt Hilden hat am ................... diesen Plan als Satzung beschlossen. Die zeichnerischen und

textlichen Festsetzungen entsprechen dem Satzungsbeschluss.

Hilden, den ...................

(Alkenings)

Bürgermeisterin

Inkrafttreten

Am ................... wurden der Satzungsbeschluss und die dauerhafte Auslegung dieses Bebauungsplanes im

Amtsblatt der Stadt Hilden bekanntgemacht.

Hilden, den ................... Planungs- und Vermessungsamt

Im Auftrag

(Sachbearbeiter/in)

Erklärung zu den Änderungen nach der Offenlage

Der eingetragene Entwurf und die Textlichen Festsetzungen entsprechen den vom Rat der Stadt Hilden

beschlossenen Änderungen nach der Offenlage des Bebauungsplanes. Der geänderte und ergänzte Offenlageplan

befindet sich in der Verfahrensakte zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung.

Bestandteil dieser Änderung sind alle Eintragungen in Lila.

Hilden, den ................... Planungs- und Vermessungsamt

Im Auftrag

(Sachbearbeiter/in)

Verfahren

Aufstellungsbeschluss: 14.07.2010

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 30.07.2010

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange: 30.08.2010 - 04.10.2010

Bürgeranhörung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit: 23.09.2010

Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat: 15.12.2010

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Offenlage:

03.01.2011 - 11.02.2011

Offenlagezeitraum: 10.01.2011 - 11.02.2011

Änderung des Aufstellungsbeschlusses: 11.10.2017

Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat: 11.10.2017

Bekanntmachung des erneuten Offenlagebeschlusses: 06.11.2017

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Offenlage:

06.11.2017 - 15.12.2017

Erneute öffentliche Auslegung gem. § 4a (3) BauGB: 13.11.2017 - 15.12.2017

Erneuter Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Stadtentwicklungsausschuss:

21.11.2018

Erneuter Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat:12.12.2018

Bekanntmachung des erneuten Offenlagebeschlusses: 21.12.2018

Erneute öffentliche Auslegung gem. § 4a (3) BauGB: 14.01.2019 - 15.02.2019

Anfertigung nach Katasterunterlagen und örtlicher Aufmesssung. Die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes

sowie die Festsetzungen der städtebaulichen Planung werden als richtig und geometrisch eindeutig bescheinigt.

Haan, den ...................

(Benoit)

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Entwurf

Plangrundlage

Der eingetragene Entwurf entspricht der Planung.

Hilden, den ...................

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Rechtsgrundlagen

43.88

Kanaldeckel

Baum mit Kronendurchmesser

vorhandene Geländehöhe in

m über Normalhöhennull NHN

F

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-,

§ 16 der Baunutzungsverordnung  -BauNVO-)

2.8. Höhe baulicher Anlagen

(hier: maximale Gebäudehöhe in Metern über Normalhöhennull NHN)

GH max. 57,5m ü. NHN

6.4.  Ein- und Ausfahrtsbereich

2.8. Höhe baulicher Anlagen

(hier: maximale Wandhöhe in Metern über Normalhöhennull NHN)

WH max. 54,0m ü. NHN

Fläche Emissionskontingent

L EK  [dB(A)/ m²]

tags nachts

(6:00 bis 22:00 Uhr) (22:00 bis 6:00 Uhr)

GE 2 56 41

GE 8a 66 49

GE 8b 65 51

GE 8c 53 38

Versorgungsfläche 55 42

(Zweckbestimmung

Fernmeldetechn. Anlagen)

15.3. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 und 33 BauGB)

Zweckbestimmung:

Tiefgarage

TGa

1. Zulässigkeit von sonstigen Nutzungen (gem. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO)

1.1 Die Gewerbegebiete (GE) werden gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit dem Anhang

(Abstandsliste 2007) zum Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und

Verbraucherschutz vom 6. Juni 2007 (MBl. NRW. 659) gegliedert.

Unbeschadet weitergehender Bestimmungen sind Betriebe und Anlagen der in den festgesetzten

Gewerbegebieten (GE) jeweils aufgeführten Abstandsklassen von der Ansiedlung ausgeschlossen.

Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung können nach § 31 Abs. 1 BauGB im Einzelfall für Betriebe

und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die Emissionen der

geplanten Anlagen z. B. durch über den Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen oder durch

Betriebseinschränkungen soweit begrenzt werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen in den

schutzwürdigen Gebieten vermieden werden.

1.2 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO

Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig.

1.3 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO

Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden

Gewerbebetrieben stehen (Werksverkauf), nur ausnahmsweise zulässig.

1.4 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO

Bordelle und Dirnenunterkünfte sowie Einrichtungen mit erotischen Angeboten nicht zulässig.

1.5 In den mit GE gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c). sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO

Vergnügungsstätten nicht zulässig.

2. Begrenzung der Bodenversiegelung (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Auf den mit „privaten Grünflächen“ gekennzeichneten Flächen sind Nebenanlagen im Sinne des

§ 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplätze gem. § 12 BauNVO nicht zulässig.

3. Maß der baulichen Nutzung

Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16 bis 20 BauNVO)

Ausnahmsweise zulässig ist die Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen durch

Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen für Abgase und Abluft, sowie durch untergeordnete

Dachaufbauten (wie z. B. Treppenhäuser oder technische Einrichtungen wie Fahrstuhlschächte etc.) bis zu

3 m auf maximal 15% der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der mit GE

gekennzeichneten Flächen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c).

4. Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Tiefgaragen (gem. § 12 BauNVO)

Tiefgaragen und deren Zufahrten sind nur innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit TGa

gekennzeichneten Fläche zulässig.

5. Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, § 9 Abs. 1a BauGB)

5.1 Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die Beleuchtung von Stellflächen und Wegestrukturen außerhalb von baulichen Anlagen sowie die

eventuelle Beleuchtung der Außenbereiche / Gartenanlagen ist ausschließlich mit LED-Leuchtkörpern zu

realisieren.

5.2 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft sowie Zuordnung der Flächen für ökologische Ausgleichsmaßnahmen (gem. § 9 Abs. 1

BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1a BauGB)

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen Kompensationsfläche

erforderlich. Aus dem Ökokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Ökopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff

zugeordnet. Die zugeordnete Maßnahmenfläche für die Ökopunkte ist „An den Gölden/Südlich Itter“ auf der

von der Gemeinde bereitgestellten Fläche mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15,

Flurstück 326.

5.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflächen sind 20 Laubbäume mit einem Stammumfang von

mind. 18 - 20 cm (gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu

erhalten. Vorhandene Laubbäume, welche erhalten bleiben, können auf die Anzahl an anzupflanzende

Bäume angerechnet werden. Entfernte Bäume sind gemäß den in der Pflanzliste unter 4.2 5.4

angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen.

5.4 Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche sind dauerhaft zu

unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Gehölze sind gemäß den in

der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitäten zu ersetzen.

Die Rodung und der Rückschnitt von Gehölzen sind nur aus Verkehrssicherheits-gründen zulässig. Diese

Maßnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grünflächenamt - Sachgebiet Grünflächen / Forst - vorab

abzustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein Westfalen

abzustimmen.

Bäume: Mindestqualität: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20

Sträucher: Mindestqualität: 2 x v, 100-150 cm

Großkronige Bäume:

Quercus robur  Stieleiche

Carpinus betulus Hainbuche

Fraxinus excelsior Esche

Acer pseudoplatanus Bergahorn

Mittelkronige Bäume:

Acer campestre Feld-Ahorn

Prunus avium Süßkirsche

Prunus padus Traubenkirsche

Sorbus aucuparia Vogelbeere

Sträucher:

Cornus mas Kornelkirsche

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Corylus avellana Haselnuss

Crataegus monogyna Weißdorn

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

6. Geräuschkontingentierung (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO)

Emissionskontingente

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbegebiete GE 2,

GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflächen gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs.

9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zulässig, wenn die von Betrieben und Anlagen ausgehenden

Geräusche die nachfolgend festgesetzten Geräusch-Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand:

Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr)

überschreiten.

Geräusch-Emissionskontingente pro m² der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c

sowie innerhalb der Versorgungsflächen für die Zeiträume tags und nachts in dB(A)

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 5. Erstreckt sich

der geplante Betrieb über mehrere Teilflächen, so ist das Vorhaben dann zulässig, wenn der sich

ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist, als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten der

Teilflächen ergebenden Immissionskontingente.

Kennzeichnung:

1. Altlasten

Bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsänderungen im Bereich der gekennzeichneten Fläche 35369/4

Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises

Mettmann zu beteiligen.

Textliche Hinweise:

1. Grüngestaltungssatzung in Gewerbegebieten

Die Satzung über die Grüngestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt Hilden in der zurzeit

gültigen Fassung ist im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes anzuwenden.

2. Leitungen der Stadtwerke Hilden Versorgungsträger

Entlang der südlichen Grundstücksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten Gehölzstreifen

mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Sämtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den

Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von Bäumen ist, wenn möglich, ein Abstand zur Leitung

einzuhalten. Ist dies nicht möglich ist ein geeigneter Leitungsschutz einzubauen.

Zudem verlaufen entlang der südlichen und östlichen Grundstücksgrenze Leitungen der GasLINE. Die

Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m beiderseits der Achse). Sämtliche

Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den Versorgungsträgern abzustimmen. Das Merkblatt

"Berücksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln bei

der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen" ist zu berücksichtigen.

3. Artenschutz

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

auszuschließen, sind  Rodungen von Gehölzen gemäß § 39 BNatSchG nur im Zeitraum vom 01.10. eines

Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulässig.

Bei der Fällung der (potentiellen) Quartierbäume sind Maßnahmen zur Risikominimierung (Kontrolle von

Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den

Fällarbeiten) vorzusehen, die durch eine ökologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge

der Arbeiten Tiere vorgefunden werden, können diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. In diesem Fall

sind die Verluste an Quartierangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen Nistkästen im

unmittelbaren Umfeld auszugleichen.

4. Einsichtnahme in außerstaatliche Regelungen

Die außerstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in den textlichen

Festsetzungen Bezug genommen wird, können im Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am

Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden.

15.14. Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets

(z.B. § 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

(Felsmann)

Stadtplaner AKNW

ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH

Zur Pumpstation 1 42781 Haan / Rheinland

Fon: +49 2129 / 566 209 - 0 Fax: - 16

mail@isr-haan.de www.isr-haan.de

ISR
Innovativ in Stadt + Raum

15.12. Umgrenzung der für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen, deren Böden

erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen belastet ist

(§ 9 Abs.5 Nr. 3 und Abs. 6 BauGB)

Grundwassermessstelle

Stand nach Offenlage: 10.05.2019
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